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derBeila)1en zu 'den Steno graphischen Pt;otokollen des Nationalrates " " 

XiV. Gesetzgebungsperiode 

... ·REPUBlIK 'OSTERREICH 
BUNDESKANZLERAMT, 

GZ 601'+59;12-VI/1 /76 ' 

'l'ätigkeit sberic ht d e:.; Ve r-�Jalti.lngs­
geric ht shoTe s fär das Jahr 1975 " 

. ' 

.. 

1976 -12-07 ' 

, ft , 
Än den 

Präsidenten des Nationalrates 

in 'Wien 

Ich beeh re mich,in der Anlage den Tätigkeitsbericht des 

Verwaltungs ge ric hts hofe s für das Jahr 1975 dem Nationalrat ge - ' 

mäß '� 21 Abs. 1 des Geschäftsordnungs5esetzes 1975 vorzulegeno 

Der Tätigke itsbe richt des, Verwaltungsgerichtshofesfür 

das Jahr 1975 wurde der Bundesre gierung in ihrer Sitzung am 

7 .Dezember
, 

1976 zur Kenntnis.gebracht. . , . .  ' 

Zu den, einzelnen Ausführungen im Tätigkeitsberic ht des 
Verw�ltungsgeri ch,tshofes . erlaube ich IQir, ,folgendes zu bemerken: 

I .  Zur FraiSe der' Besorgung der' Just,izverwal tungsengelegen­

heiten 

Unter Punkt I/1 seines Tätigkeitsberichtes verlangt, der 
Vervvaltungsge�ichtshof, neuerlich die Übertragung der Angele­

genheiten der, Justizverwal tung im personellen , budgetären und 

," organisatorischen Bereich. In de !' AnlageB v/ird dazu der Ent­

wurf" einer entsprechenden Bundes-Verfassungsgesetz;"Novelle v6r� 
' gelegt. 

" Dieser Umstand und die wiederholt in dieser Angelegenheit 

anmicb,gerichteten Anfragen im Hohen Haus veranlassen mich, . , ' 
im Nachstehenden eine Diskussionsgrundlage zur Verfügung zu 

stellen, die einer eingehenden Behandlung dieses Themenkreises 

die nen soll . 
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10 übersi cht über·die bisherige Entwicklung in der 

Frage derUbert�agung der Justizverwaltune;sange­

legenhe i ten an die. Gerichtshöfe des öffentlichen 

Rechts 

Der Verfassungsgerichtshof hat in seinem Tätigkei tsbe­

richt für die Jahre 1961 und 1962 vom 50 Dezember 1963, 

GZ 1 -Präs/63 y unter Punkt 111 ausgeführt : 

liDer Verfassungsgerichtshof hat endlich aus Anlaß der 
Erstattung seines Tätigkeitsberichtes beschlossen, der Bundes..;, 
regierung folgende Ge danken über die P:Jb.r1mg der Verwal t�­

eIe enheiten des Verfassun..r;;s erichtshofes vorzutragen�nen 
er ganz besondere Be eutung Dem� t: 

1) Der Bundespräsident hat mit Entschließung vom.12. August 
1924y BGBloNre 312� das ihm zustehende Recht der Ernennung von 
Bundesangestellten auf Grund des Art" 66 B·-VG in einem bestimm,ten 
Umfang = auch hinsichtlich der Beamten des Verfassungsgerichts­
hofes - dem Bundeskanzler übertragen .. Auf Grund de::- in Abse 4-
dieser Entschließung gegebenen Ermächtigung hat der Bundeskanz-
ler mit dem Erlaß vom 180 August 1924-� Zahl105 465-6j1924, den . " \', ':-�: ,." 
Präsidenten des Verfassungsgerichtshofes mit der Ernennung 
sämtlicher Beamten der allgemeinen Verwaltung beim Verfassungs� 
gerichtshof betrauto Die se r Erlaß� dessen verfassungsrechtliche 
Bedenklichkeit im Hinbli ck auf Art .. 66 Abso 1 B-VG dem C'rerichts .... 
hof bekannt ist� 1st bis heute in Krafto Die dort delegierten 
Behö rdenvorstände ernennen nach wie vor ihre Beamten auf seiner· 
Grundlageo Nur dem Verfassungsgerichtshofmacht das Bundeskanz­
leramt unter Hinweis auf § 13 VerfGG diese Kompetenz streitige· 
Nach dieser Bestimmung werden die Angelegenheiten� die das dem 
Verfassungsgerichtshof angehörende Verwaltungspersonal und die·· 
sachlichen Erfordernisse betreffen'i unter der Verantwor-�lichkeit 
des Bundeskanzlers geführto Es sei nur darauf hingewiesen \) daß 
selbstverständlich hinsichtlich der and eren mit dem Erlaß des 

. BundeSkanzlers delegierten Behördenbestände die Verantwortlich- •. 

keit der Ressortminister - dem Parlament gegenüber - genau so 
. 

besteht " ohne daß diese daraus das Recht able.iten , anstelle 
des del�gierten Behördenvbrstandes das Ernennungsrecht auszu-
üben o ' 

. 

2) Man muß sich dieser Lage wohl bewußt werden, um auch 
schon zu erkennen<j welche Gefahren sich aus ihr ergeben o .Hat 
der Bundeskanzler in der Form der unmittelbaren Verfügung oder 
auch nur der 'Neisung entscheidenden Einfluß auf die Ver.v al tungs­
angelegenheiten des Gerichtshofes 'j) so ·würde sich aus dieser 
Gewalt die Möglichkeit ergeben, den Gerichtshof in eine l .. bhängig­
keit zu drängen, die schließlich auch seine richterliche Unab­
hängigkeit gefährden müßte 0 Ja, letzten Endes könnte allein 
durch eine mißbräuchliche·· Ausübung dieser Ernennungs- oder 
Weisungsbefugnis der Verfassungsgerich t sho f überhaupt lahmge­
legt werdeno 

,. 
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3) Dieser Gefahr kann nur dadurch vorgeb eugt werden, daß 
auf de:: einen Geite die Ernennungsrechte in verfassungsgesetz-

" lich einwanifre ier �7eise geregelt werden, andererseits jedes 
'iieisungsrecht eines Verwaltungsorgane s selbst in Verwaltungs­
angelegenheiten gegenüber dem Ve rfassungsgerichtshof ausge­
sct.lossen wird. Dies ist bei anderen höchsten Staatsorganen , 
de::e n Funktionieren die Verfassung unter allen Umständen " 
sicher:l. wollte, geSchehen . Der Verfassungsgerichtshof regt daher 
an'j die e::forderlichen Änderungen des Bundes-Verfassungsgesetzes 

, und. des Verfassungsgerichtshofgesetzes herbeizuführen. 

4) Der Yerfassungsgerichtshof hat sich zu dj.esem Schritt 
allein aus de:n Gefühl der Verpflichtung gegenüber der Verfassung 
ent3chlosseno �r ist der rechtlichen Uberzeugung , daß sein 

-
,,
' 

Bestand�d sein Funktionieren Voraussetzungen dafür sind, 
daß �steLreich seiner Verfassung gemäß als demokratischer Rechts­

'staat und als BU1lde sstaat weiter bestehe. Er ist weiter davon " 

überzeugt, daß die erforderlichen Maßnahmen-in einer Zeit ge-
troffen v;erden müsse n , in der ein verfassungstreues Parlament 
und eine verfassungstreue Regierung dari,n übere instimmen , daß 
der Verfassungsgerichtshof als unabhängiger Garant der Verfas­
sung e::.-halten und gesichert werden muß. Daher ist jetzt die 
Zeit gegeben, die gesetzlichen Maßnahmen vorzubereiten und zu 
be schließen." 

Die Bundesregierung nahm am 18. Fe')er 1964 (P'u.nkt 11 des 

Bezchl.ProtoNro 34) einen Bericht des Bundeskanzlers zur Kennt­

nis , der auch dem Nationalrat mit Note vom 20. Feber 1964, 

GZ140 66 1-2a/64" zugeleitet wurde (111-40 der Beilagen, X.GP.), 

und in. dem zu d iesen oben ' zitierten Ausführungen des VerfassuD.gs� 

gerichtshofe s :folgendes beme,rkt war: 

"Im I110 Abschnitt de s Tätigkeitsberichtes beschäftigt 
sich der Verfassu.ng;st;erichtshof mit Problemen der Justizver­
waltung , die sich im Rahmen seines Geschäftsbereiches ergeben.', 
Der V'erfas sungsgerichtshof untersucht dieses Problem zunächst 
auf det::. Boten der bestehenden Rechtslage , um sodann außerordent­
lich bedeutsame Vorschläge für verfassungsgesetzliche Neurege-
lungen zu machen.. ' 

Zunächst' spricht der Verfassungsgerichtshof von der Frage 
der �rnennu.n.g der Bundesbeamten, die dem Personalstand des Ver­
fassun5s:;erichtshofes angehören. Mit Entschließung vom 12. Au­

, gust 1924, 3G31.Nr.,312, hat der Bundespräsident das ihm ge�äß 
'Arto 66 .rl.bs. 1 ' .B-VG ' zustehende Hecht der Ernennu� von Bl.lndes-' 
anses�ellten in einern bestimmten Umfang den Mitg l Iedern der 
Buniesregie:-:mgübertrar;en. 1IJ Abs. 4 dieser Entschließung hat 
der Bi.4l6..es-orä sident den 3undeskanzler außerdem ermächtigt, den 
Pr:isiden.ten ,des Verfas.::iungsgerichtshofes mit der Ernennung 
saJ::ltlicher Beamten der allgemeinen Verwaltung bei diesem Ge-, 
richtshcf zuoet=auen, sO'iieit die Ernennung nicht dem Bundes­
-r-räsiden.ten ausdrUcklich vorbehalten ist • .nusAbs. 5 der,Ent-
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schließung geht hervor, daß derartige vom Präsident�n des Ver­
fassungsgerichtshofes durchgeführte Ernennungen im amen des 
Btmdeskanzlers vorzunehmen sindo Auf Grund dieser Entschließung 
hat der Bundeskanzler mit Erlaß vom 18� August 1924, GZ 105 465-
6/1924, den Präsidenten des Verfassungsgerichtshofes wie folgt 
ermächtigt: 

'Mit Be Eiehung " auf die Absätze 4 und 5 der Entschließung 
des Bundespräsidenten vom 120 August 1924, BGBloNr. 312, er­
teile ich Herrn Präsidenten die Ermächtigung 9"" sämtliche Beamten 
der allgemeinen Verwaltung beim dortigen Gerichtshof, soweit " 
die ErnennUDg nicht dem Bundespräsidenten vorbehalten ist oder 
ZeitbefÖrderung eintrittg in meinem Namen zu ernennen� Diese 
Ermächtigung gilt auch für die anläßlich der Überleitung auf 
systemisierte Dienstposten nach dem Gehaltsgesetz notwendig 
gewordene Ernennung 0 , 

Der Verfassungsgerichtshof erklärt im Tätigkeitsbericht, " 
daßihlIl die verfassungsrechtliche Bedenklichkeit dieses .Erlasses 
1m Hinblick auf Arto 66 Abso 1 B-VG bekannt seio (Diese Bedenk­
lichkeit ergibt sich darausg daß der Bundespräsident nach der 
eben zitierten Verfassu�sbestimmung nur berechtigt ist, das 
ihm zustehend.e ErnennUIlgsrecht den zuständigen Mitgliedern der · 
Bundesregierung zu übert;ragenj der Bundespräsident ist aber " 
nicht berechtigt, die Mitglieder der Bundesregierung dazu zu 
ermächtigen 9 ihrerseits die ihnen delegierten Kompetenz en weiter 
zudelegiereno) Der Verfassungsgerichtshof geht von der Voraus­
setzung aUs� daß der zitierte Erlaß des Bundeskanzlers bis heute 
in Kraft ist 0 Die dort delegierten Behördenvorstände ernennen ' 

nach Meinung des Verfassu=.gsgerichtshofes nach wie vor ihre ."" " 
Beamten auf "seiner Grundlageo Nur dem Verfassungsgerichtshof 
mache das Bundeskanzleramt unter Hinweis auf § 13 des VerfGG 
1953 diese Kompetenz streitig� Nach dieser Bestimmung werden 
die Angelegenheiten, die das dem Verfassungsgerichtshofange� 
hörende Verwaltungspersonal und die sachlichen Erfordernisse 
betreffells unter 

"
der Verantwortlichkeit des Bundeskanzlers ge­

führt 0 DerVerfassungsgerichtshof meint im Ergebnis9 daß diese 
Verantwortlichkeit mit der Delegation des Ernennungsrechtes an "  
den Präsidenten des VerfaSSUllt;sgerichtshofes nicht unvereinbar 
8e1$ " 

Das Bundeskanzleramt geht von der Voraussetzung aus, daß " 

die mit Erlaß vom 18 .. August 1924 erteilte Ermächtigung zur Aus­
übung ' des Ernennungsrechtes nicht an den "jeweiligen Präsidenten" 
des Verfassungsgerichtshofes gerichtet war, sondern vielmehr " " 
an den Präsiden teh p der im Zeitpunkt dieser EI'IIlächtigungsich , 
im Amt befand 0 Dies ergibt sich nach Heinung des Bundeskanzlez­
amtes aus der Textierungder Ermächtigung . ('000 erteile ich ' 
Herrn Präsidenten die Ermächtigung, 000')0 Das Bundeskanzleramt 
ist däherder Aüffassung� daß der die Ermächtigung enthaltene 
Erlaß nicht mehr in Kraft stehto Dies wurde dem Verfassungsge� ; 
richtshofschon im Jahre 1962 dargelegt 0 Im vorliegende n Tätig­
keitsbericht wird diese Auffassung des Bundeskanzleramtes aber 
nicht erwähnt9 insbesondere wird auch nicht ausgeführt, warum 
diese Au!fassung nach Ansicht des Verfassungsgerichtsho:fes un-

. ": .  
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richtig sein solltee 

" Der Verfassungsgerichtshof beschäftigt sich sodann mit 
. der Situation� die sich daraus ergibt, daß das Bundeskanzler- . 

amt die Kompetenz des Präsidenten des Verfassungsgerichtshofes 
. zurA,usübung des Ernennungsrechtes bestreitet. Der Verfassungs- '.' 

gerichtshof spricht von der l,'löglichkei t einer Gefährdung seiner .' 
richterlichen Unabhängigkeit und meint, daß gegen eine mißbräuch­
licheAusübung der dem Bundeskanzler zustehenden Ernen."lungs- oder 
Weisungsbefugnis der VerfassUD.gsgerichtshof überhaupt lahmgelegt 
werden könnte 0 

.. : '.' Hiezu darf ich bemerken, daß die abstrakte Gefahr einer 
mißbräuchlichen Ausübung von Befugnissen bei' dedemStaatsorgan 
gegeben ist .. Diese Gefahr kann daher kein Maßstab für die Zweck­
mäßigkeit der Verteilung von staatlichen Funktionen 'sein, weil 
sie eben auf kein bestimmtes Staatsorgan beschränkt ist. Daß die 
Gefahr eines Mißbrauches im Bereich des Bundeskanzleramtes 
größer sei als. im Bereich der staatlichen Vollziehung überhaupt, 
hat der Verfassungsgerichtshofnicht behauptet. Der denkbare 
Mißbrauch von Ernennungs;.., und Weisungsbefugnissen kann daher 
kein Kriterium dafür sein, ob die Ausübung des,Ernennungsrechtes 
durch den Präsidenten des Verfassungsgerichtshofes notwendig 
ist oder nicht .. 

Gleichwohl geht der Verfassungsgerichtshof in seinen fol­
genden Ausfilhrungen vom Bestehen einer derartigen Gefahr aus 

. und erklärt, daß einerseits die Ernennungsrechte des Präsidenten 
in verfassungegesetzlich einwan.dfraier Weise geregel t werden, 
anderersei-cs jedes 'Nei�Srecht etnes Verwaltun. soro-ans selbst 
in Verwaltungsangelege e� ten €iegeüu er em Ve�!l�sg�r:Lcp.-2-
hof ausgescnlossen wira.o. Dies sei b.;Ü anderen. nöchsten SCGaats­
organen� deren Funktionieren die Verfassung unter allen Um­
ständen sichern wollte, geschehene� Der Verfassungsgerichtshof regt 
dah,er ang <ii.e erforderlichen.Änderungen des Bundes-Verfassungs­
gesetzes und des Verfassungsgerichtshofgesetzes herbeizuführen • 

..... . . ' . . Hier liegt ein Vorschlag von größter verfassun[��tischer 
. Bedeutung voro Der Yerfassungsgerichtshof verlangt · ie Lösung· .... 

aus dem Bereich der Justizverwaltung, was' dazu führen würde, . 
·. daß der Präsident des Verfassungsgerichtshofes f�lr de.nBereich ­

dieses Gerichtshofes auch ein' oberstes ortar.. der Verwaltung '. . •. 
wird und die derzeit bestehende Zuständig eit des Bundeskanzlers 
in diesen Angelegenheiten aufhört. Ein Vorschlag von einer der­
artigen verfassungspolitischen Tragweite bedarf selbstverständ� 
lieh gewissenhaftester Prüfung und Überlegung. Vor allem ist 
zu bedenken, daß die beiden anderen Höchstgerichte , nämlich 
der Oberste Gerichtshof und der Verwaltungsgerichtshof, sich 
in dem hier maßgebenden Punkt'in der gleichen Situation befinden 
wie der Verfassungsgerichtshof. Wenn also überhaupt eine ver­
!assungsgesetzliche Neuregalung der Justizverwaltung in dem vom i.' 
Verfassungsgerichtshof angedeuteten Sinn in Erwägung gezogen 
wird, .kann sich diese Regelung nicht auf den Bereich des Ver-

.. fassungsgerichtshofes beschränken, sondern muß sich. auf alle 
drei Höchstgerichte erstrecken.1t 
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In der Sitzung des Verfassungsausschusses des Natio nal­

rates am 60 Mai 1964 wurde anläßlich der Behandlung des erwähn­

ten Tätigkeitsberichte s de s  Verfassungsgerichtshofes auch die 

Frage der Justizverwaltung behandelto Der Verfassungsausschuß 

vertrat di e Ansi cht , ·daß de r Verfas sung sgericht shof nicht 

gleich den übrig en Gerichten bewertet ·werden könne, ibm viel­

mehr in p ersonalrechtlicher Hinsicht, soweit es si ch um Jus tiz­

verwaltung handle, eine Stellung zugestanden werden solle; wie·· 

sie dem Rechnungshof und dem Nationalrat zukomme. tlber Er su che n  

des Verfassungsausschusses wurde die Bundesregierung hievon 

unte rr ichtet , die den Bericht des Bundeskanzlers vom 26. Mai 

1964 zur Kennt nis nahmo 

Der Verfassungsausschuß schlug s chlie ßlich dem Nationalrat 

. einen Ents chließungsantrag vor (siehe 403 der Beilagen zu den · 

Ste n . Prot " des Nat ionalrat es , X. GP.), der folgenden Wortlaut 
hatte: 

"Die Bundesregierung wird ersucht, entsprechend den in 
den Berichten über die Tätigke it des Verfassungsgerichtshofes 
in den Jahren 1961, 1962 und 1963 (II1-40 und 11I-44 der Bei­
lagen zu den Ste n o Proto des Natio nalrates , X. GP.) vom Ver­
fassungsgerichtshof.gemachten Anregungen, die eine Änderung­
gewi sser Artikel des Bundes-Verfassungsgesetzes sowie andere 
Bundesgesetze bezwe cken, mögli chst umgehend die erforderlichen 
Regierungsvorlagen dem. Parlame nt zuz uleit en . "  

Der Nationalrat befaßte sich in der 49. Sitz ung vom 

13 .. Mai 1964 mit dieser Angelegenheit (siehe . Ste n . Prot. des 

Nat.ionalrates� 49o Si tzung . am 13. Mai 1964, S. 2599ff., X.GP.).· 
Als erster Debattenredner erl{lärte der Abge ord nete Dr . KLEINER ... 

($PÖ),zudieser Frage , daß die rechtlichen Verhältnisse offeli- ··· 

bar · u,ndurchsi cht ig seien, daß daher "eine Bere inigung d ie .ses 

nicht erfreulichen Zustandes dringend notwendig ist" (aaO.S.1603). 
Er bezeichnete spdann den Verfassungsgerichtshof als einen . 

.. "besonderen Staa tsgeri ch tshof, dem eine besondere Stellung ge- .. 

bührt, und es sollte dazu auchgehören, daß dem Präsiden·ten 

das Ernennungs-, aber auch das Weisungsrecht· für die Verwaltungs- - , . 

beamten eingeräumt wird " . Er trat sodann dafür ein, diese Frage 

einer. eingehende n Prüfung zuunterzlehen. Der Abgeordnete 

Dr .. vari TONGEL (FPO) sprach sich ebenfal ls zugunsten, der Vor-
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schläge des Verfassungsgerichtshofes aus und äußerte u.a. 
folgende Auffassung: tOWenn im Sinne der heute auch in der Ent­
schließung behandelten Frage der Ernennung des Verwaltungs­

personals durch den Verfassungsgerichtshofpräsidenten eine Neu-
- regelung getroffen wird, so hätten wir dann jene Konstruktion,_ 

die dem Präsidenten des Nationalrates� dem Präsidentend.es 
Rechnungshofes und auch dem Präsidenten des Verfassungsgerichts­
hofes hinsichtlich ihres Verwaltungspersonals eine besondere 
Rechtsstellung einräumto Ich glaube nicht9 daß �as eine Ver­
letzung von Rechten anderer Institutionen� anderer Gerichts­
höfe wäre� sondern ich glaube nur\) daß diese genannten drei 

Präsidenten als Vertreter� als Repräsentanten von Organen-von 
höchster Wichtigkeit eben eine exzeptionelle, eine Ausnahme­
stelle haben sollen" (So 2605)" 

Die Ausschußentschließung wurde sodann einstimmig ange­
nommen (aoaoOo So 2606)0 Bemerkenswert ist� daß danach offenbar 
der Verfassungsausschuß� aber auch der Nationalrat selbst, 
der lldeinung waren� nur dem Verfassungsgerichtshof sollten die 
Personalangelegenheiten des dort beschäftigten nichtrichter-

_ _ lichen Personals übertragen werdeno 

In dem Bericht des Verfassungsgerichtshofes über das Jahr 
1964 vom 290 November 1965� GZ 1-Präs/65� waren die verschiedenen 
legislativen Vorschläge �_ die der Verfassungsgerichtshot; in 
seinen bisherigen Tätigkeitsberichten erstattet hatte'j zusammell­
gefaßt wordeno Unter Punkt II/3/r war auch die "Regelung der 

-Ernennungsrechte für das dem Verfassungsgerichtshof angehörende 
Verwaltungspersonal" angeführt 0 Nachdem die Bundesregierung 
in ihrer Sitzung am 30 Mai 1966 (Punkt 12 des Beschl.Prot.Nr.3) 
KenntniG genommen hatte� wurde der Tätigkeitsbericht des Ver­
fassungsgerichtshofes 1964 dem Nationalrat übermittelt (III-9 
der B�ilagen'il XIoGPo)o Der Verfassungsausschuß zog diese Vor­
lage am 280 Juni 1966 in Beratung und beschloß u.a .. � einen 
Unterausschuß einzusetzen� der die legislativen Vorschläge des 
Tätigkeitsberichtes des Verfassungsgerichtshofes aus dem Jahre 
1964 erörtern solltea 

Nachdem das Bundeskanzleramt mit dem Präsidenten des Ver-
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fassungsgerichtshofes aIIi 80 Juli 1966 Kontakt aufgenommen 

hatte, wurde mit Note · des Bundeskanzleramtes vom 21. Juli 1966, 
GZ 93 453-2/66� an den Verfassungsgerichtshof, den Verwaltungs­
gerichtshof - und im Hinblick auf den Obersten Gerichtshof -

dem Bundesministe rium für Justiz der Entwurf eines "Bundesver­
fassungsgesetzes� mir dem das Bundes-Verfassungsgesetz in· der 

Fassung von 1929 neuerlich abgeändert und ergänzt wird" zur 
Vorbegutachtung übermittelto Gemäß diesem Entwurf sollte die 

Forderung des Verfassungsgerichtshofes nach Übertragung der 
Persoualangelegenheiten durch die Einführung des neuen Art.14? a 
in das B-VG Rechnung getragen werdeno Für diese Bestimmung war 
folgende r 'wVortlaut vorgesehen: 

iI (1) Die Beamten des Verfassungsgerichtshofes ernennt auf . 
Vorschlag und unter Gegenzeichnung des Präsidenten des Verfassungs­
gerichtshofes der Bundespräsident ; das gleiche gilt für die Ver­
leihung der Amtstitel. Doch kann der Bundespräsident den Präsi­
denten des Verfassungsgerichtshofes ermächtigen, Beamte bestimmter 
Kategorien zu ernenneno 

. 

(2)·Die Hilfskräfte ernennt der Präsident des Verfassungs.;;. · 
gerichtshofes " o 

Erläuternd wurde im we sentlichen lediglich darauf hinge.­
wiesen� daß die vorgeschlagene Bestimmung dem Art .. 125 B-VG 

(Rechnungshof) nachgebildet seio . . 

. Inder Vorbegutachtung äußerte sich der Verwaltungsgerichtshof 
dazu in seiner Stellungnahme vom 300 September 1966,GZ 479-Pr./1966,. 
wie folgt: "Die Schaffung einer gleichen Bestimmung für den .; .. 

Verwaitungsgerichtshof wird vom Standpunkt der Gleichordnung 
der beiden Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts für notwendig 
erachtet Qn In der mit Note. vom 220 september 1966, GZ Präs.1007/66, 
·übermittelten Stellungnahme des Ubersten Gerichtshofes heißt 

es zu. dieser Frag e: "Der Oberste Gerichtshof mißt den Darlegungen 

des Verfassungsgerichtshofes im Tätigkeitsbericht für 1961 und 
1962, PUnkt III, auf die der Regierungsvorschlag zurückgeht, 
besondere Bedeutung bei� mUß aber darauf hinweisen, daß beim · . . ' : 
Verwaltungsgerichtshof und beim Obersten Ger ichtshof selbst 

. . . . ,. 
die Rechtslage nicht wesentlich anders ist (vgl. Aba. 4- der " .  ' ,', ' " 
Entschließurigdes 'Bundespräsidenten vom· 12. August 1924, BGB1 • ... 

" ',' 

.,.' . � �":"'. . 
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Nr. 312) .. Es wird daher ,die Erlassung einer verfassungsrecht­
lichen norm angeregt, welche einheitl.ich,dieErnenriUDgsrechte 
bei den drei Höc h stgerichten und beim Rechnungshof in gleichem 

" "Sinn' regel t und sichert,,'" ,Die Stellungnahme, des Verfassungsge­

" richtshofes vom 12" Dezember 1966, ,GZ 402-Präs/66, enthält 
zu dieser, Frage keine Aussage • " 

,Auf der Basis dieser Vorbegutachtungleitetedas .Bundes-
.- ' : 

kanzleramt mit Runcischreibenvom 6. �ilärz 1967, GZ95 612-2/66, 
, 

da.s Begutachtungsverfahren zu einemumgearbeiteten Entwurf 
, einer B-VG-Novelle ein. Im Hinbliek auf die Justizverwaltung , , 

der Höchstgeriehte würde den Wünschen diese Gerichtshöfe durch 
eine vorgeschlagene Anderung,der Art. 66 Abs. 1, 92 Abs. 3, 
134 a und 147 a B-VG rtechnurtg getragen. Die vorgeschlagene 
.iinderung des Art" 66 Abs .. 1 B-VG bestand. darin" daß ausdrück-, ' 

lieh das Recht ,des Bundespräsidenten, die Ernennungen zu dele� 
gieren, auch für die Präsidenten ,der Höchstgerichte verankert 
vrurdeo Die Art. 92 Aos. 3, 134a und 147 a enthielten dem Art.'i25 
B:-VG nachgp.bilde te negelungen, die sich jeweils auf die Präsi­
denten der Höchstgerichte bezogen. 

Das Präsidium des Nationalrates wurde von der Einleitung 

des Begutachtlmgsverfahrens und vom Ergebnis_der Vorbegutachtung 
ebenfalls mit Note vom 6. I'I1ärz 1967, GZ 21 049-2/67, unterrichtet. , ' . 

Am 40 April 1967 trat der zur Vorbehandlung des Berichtes. ,', , , , 
'111-9 der Bpilagen eingesetze Unterausschuß des Verfa,ssungsaus-

schusses neuerlich zur Beratung zusammen. ,Der Unterausschuß 
einigte sich im Hinblick auf das be:-ei ts. ' eingeleitete Begut­
achtungsverfahren zu einer B-VG-Novelle, die die WÜnsche des 

., Verfassungsgerichtshofes in seinem Tätigkei tsbericht1964 er­
füllen sollte, darauf, zunächst die Ilicht-legislativen Teile , " 
des Tatigkeitsberichtes in Diskussion zu ziehen. Die Angelegen-

heit wurde.sodann vom Unterausschußin der. XI. ,GP. nicht mehr 
aufGenommen. 

" ,,' .; . .  ", 
Das Ergebnis des Begutachtungsverfahrens zum sog� nal1.nten 

"März-I:�ntwurf" 1967 war sehruntersehicdlich. Das führte dazu, 
dai� IIiit note des Bundeskanzleramtes vom 21. November 1967 , . 
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GZ 25 333--2/67 � ein umgearbeiteter .2:ntvmrf den begutachtenden· 

Stellen zur Kenntnis und gegebenenfalls kurzfristigen Stellung­

nahme übermi ttel t\vurde 0 In dieser Note wurde u.a. ausgeführt: 

"Das Ergenis des Begutachtungsverfahrens über den mit ho. Rund­

schreiben vom 60 März 1966� Zlo 95612-2/66, versendeten Ent­

wurf einer Novelle zum Bundes-Ve rfassungsgesetz läßt sich dahin 

zusammenfassen 9 daß die dem seinerzeitigen 'Divergenzenbericht' 

entsprechen�en Bestimmungen sehr weitgehende Ablehnung erfahren 

haben, während die auf die -:mnsche des VerfassunSsgerichtshofes 

zurü ckgehen':'en Agänderungsvorschläge günstiger aufgenommen 

wurdeno Hiezu lieBe sich im einzelenen so manches sagen; es 

dürfte aber wohl feststehen'j> daß mit demZustandekommen eines 

Bundes-Verfassungsgesetzes, das das gesamte im versendeten Ent­
wurf enthaltene Programm verwirklicht, wohl kaum zu rechnen 

ist$ Entscheidende Bedeutung dürfte dabei insbesondere auch 

der Haltung des Obersten Gerichtshofes zukommen, der eine ver-, 

fassungsgesetzliche Bereinigung des sogenannten IBindungskonfliktes'-

ganz entschieden ablehnto Aus diesen Gründen dürfte_es sieh 

empfehlen, das Programm der vorgesehenen verfassungsgesetzlichen 

Re!;;elung einzuschränken und im wesentlichen nur-solche-Punkte 

aufzunehmen'j> die im Begutachtungsverfahren anerkannten Viünsche 
des Verfassungsgerichtshofes entsprechen .. " 

Zu diesen nanerkannten �'lünschen des Verfassungsgerichts­

hofes" gehörte auch die Frage der Ju-stizver�valtung. Der der er-i_ 
·wähnten Note in der Beilage' A angeschlossene VerfassungsentvJUt'! ' 

sah in dieser Hinsicht folsende Lösungvor: 
'" 

a) Neufassun:g des Art o ,66 Abs .. ,1B-VG v.'le folgt: 
1 liDer ' Bunde spräsident kann das ihm zustehende Recht der Er­

nennung von Bundesa.neestellten bestimmter Kategorien einschließ-. 
lieh der Offiziere und von sonstigen'Bundesfunktioriären den zu-

, ständigen Mitgliedern p,er Bundesregierung sowie dem Präsidenten 
des Rechnungshofes, dem Präsidenten des Obersten Gerichtshofes, , 
dem Präsidenten des Ver,. .. altunssgerichtshofes unq. ,dem Präsiden ten ,,' 
des VerfassUD.[sgerichtshofes übertragen ; dies gilt nicht für das 
Recht, zur Ernennung der r.li tglieder des Obersten Gerichtshofes, 
des Ver\'u'altungsgerichtsho[�s und des VerfassUllgsgerichtshofes. 

:::." : ' . 
. 

. " . . " , 

Hinsichtlich J.er beidenGerichtshöfe des öffentlichen 
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. ' ' 

"'1,1" -
:: . . . ... ', "'.. .- : . . ' : . ... : . . ' . : , : :.' ,. : ; : "," . ;: ,, ' 

Rechtes war in Art. 174aund 147 a vorge �ehen: . -- - . 

, , ' ,"' ........... 0 .... '. ·"" · • 
.. ,' , ' 

"Die übrigen Bunde sange stellten beim Verwaltungsgerichts­
hof (Verfassungsger;ichtshof) ernennt auf Vorschlag und lillter 
Ge,genzeichnungdes Präside nte n des Verwaltungsgerichtshofes 
(Verfassungsgerichtshofes) der Bundespräsident; das gleiche 
gilt für die Verleigungder Amtstitel." 

Erläuternd wurde -zu Art. 66 Abs .. 1 ausgeführt : "Entsprechend 
einem Hinweis des Bundesministeriums !iir Justiz \vurdedie Dele­
gierungsmöglichkeit des .Art. 66 Ahs. 1 B-VG auch auf die Er­
nennung von "Bundesfunktionären" ausgedehnt .. Im Hinb lic k - auf 
die Stellungnahme des Obersten Gerichtshofes ist ferner die 
Formulierung so gestaltet worden., daß die Präsidenten der Höchst­
gerichte auch zur Ernennung der dort verwendeten Richter er­
mächtigt werden dürfen (Präsidialsekretäre etco), nicht aber 
zur Ernennung der Mitglieder ciieser Höchstgerichte_selbstll • 

. Auf Grundder nlinmehr-einlangena.en'abermals
'

recht unte r­

sch.iedlichenStellungnabme entschloß sich der Bundeskanzler 
,iJ.; . •  dem Nationalrat"anstelle einer Regierungsvorlage eine n Bericht 

über den Fortgang der Arbeiten an der, Vorbereitung des Entwurfes 
eines Bundes-Verfassungsgesetz inder Fassung von 1929·neuerl:i�h. 
abgeändert 'und ergänzt wird (Erweiterung der Zuständigkeit des 

·
·
Verfassungs� und Verwal tungsgerlchtshofe s) zu erstatten" Die aer 

vom 23. Febe r 1968, GZ 25 417-2/67, datiere nde Bericht zeigt 
die bisherige Entwicklung auf. Es wird darauf hingewiesen, 

daß der im Jahre 1967 versendete neugefaßte Entwurf aberiuals 

und unerwartet auf wesentliche Einwände gestoßen sei und ein 
ausführlicher Bericht Über die Angelegenheit an denNational� 
rat angekündigt. 

Auf Antrag des Bundeskanzlers beschloß die Bundesregierung 

am 1. Oktober 1968 (Punkt 15 des Beschl .. Proto 95)9 das Bundes­

kanzler�t-Verfassungsdienst zu ermächtigen'l an den Präsidenten. 

des Nationalrates den angekündigten Bericht zu übermitteln. 

',j 

Dieser Bericht, der mit Note vom 20 Oktober 1968� GZ94 525-2[;'/68, 
dem Präsidenten des Nationalrates übermittelt wurde, ste llte 

. die Gesamtproblematik der betreffenden verfassungsgesetzlichen 

Vorschriften ('taro Dem Bericht war der sein.erzeit mit Rundschreiben 
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vom 6. März 1967, GZ 95 612-2a/66, versendete Entwurf samt 

Erläuterungen sowie einer B-VG-Novelle angeschlossen, "der 

unter Berücksichtigung der im Be gutachtungsverfahren vorge­

brachte n Einwendungen de n Vorschlägen des ' Verfassungsgeric hts-

. hofes für legislative Maßnahmen mit wenigen Ausnahmen Rechnung . 
trägt und auße rdem einige ande re, mit dem Divergenzenproblem 

nicht zusammenhängende Regelungen enthält." 

Dieser Bericht (111- 162 der Beilagen, XloGPo) e nthält 

somit in seiner Beilage B auch Bestimmunge n über die De legierung 

von Er.nennungsre chten an die Präsidente'n de r Höchstgerichte • 
DerArt. 66 Abs. 1 B-VG stimm.te mit der oben, bereits im Jabre' 

1967 erarbe iteten Fassung üb erein. Neu eingefügt waren die Be­

st immunge n  des Art ..  134 a und 147 a, die nunmehr e ine Neufassung 

erhiel ten: 

"Sofern der Bunde spräsident nicht gemäß Art .. 66 Abso 1 den 
Prasident en des Verwaltungsgerichtshofes (Verfassungsgerichtq- .. 
hofes) zur Ernennung der dort verwendeten Bundesangeste llten 

.. 

er!!!äc htigt hat , e rnennt er sie auf Vorschlag des Präsidenten 
de sVe rwaltung.sge richt shofes (Verfassungsgeric htshofe s); die 
AI!ltstitel verleiht der 3undespräsidentebenf alls auf Vorschlag 
des Präsidenten de.s Verwaltungsgerichtshofes (Verfassungsge-
richtshofes ) . 

' 

Zu eine r , Beratung dieses B�richtes im. zuständigen Aus�chuß 

. des Nationalrate s kam es in.folge des Auslaufens de r Gesetzes- .. 
periode nicht mehr. 

Z,u e iner Diskussion der JustizvervJaltungsangelegenhe iten 

de r beiden Gerichtshöfe des öffentlic hen Re c htes kam es sodann 
e rst wieder im Zusammenhang mit der Beratun_g der Re gierungsvor­

lage e,ines Bundesgesetze s über die Zahl� den rJirkungsbereich 

und die Einrichtung der Bundesministe rien (Bundesministerien­

gesetz 1973), 483 der Beilagen zu den Ste n. Prot. de s National­

rates, XIII. GP . Die se am 16. Oktober 1972 eingebrachte Regie­

rungsvorlage sah unte r  lit. A des Teiles 2 der Anlage zu § 2 

unterZ 3 u.a. vor: 

"Ange legenheite n de r Ve rfassungs- undVerwaltungsgerichts-
.. barkeit einschl ie ßlich der in Z 3, 5, 6, 7, 9, 1 1  und 16 de s .. , 

'feile s 1 genannten Ange legenheiten hinsichtlic h des Ve rfassungs .... 
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" und Verwaltungsgerichtshofes" .. 

Demnach sollten-in· die Kompetenz des Bundeskanzleramtes 
folgend.e Angelegenheiten hinsichtlich der Verfassungs-und Ver--· 
waltungsgerichtshofes fallen: 

1. Personalangelegenheiten, Aus-und Weiterbildung, An­
werbung, Angelegenheiten der,beruflicheri Vertretung der Bediensteten 
sowie Vorbereitung und Bewirtschaftung (Durchführung) des Dienst­
postenplanes des (Verfässungs- und Verwaltungsgerichtshofes); 

20 Angelegenheiten der Dokumentation und Information der 
Registratur und Behördenbibliotheken, der Statistik sowie der 
elektronischen Datenverarbeitungsanlagen des (Verfassungs- und 
Verwaltungsgerichtshofes) unter. Berücksichtigu.ng der notwandigen 
und wünschenswerten Koordination und Konzentration; 

3 .. Angelegenheiten der Unterbringung des (Verfassungs- und 

Verwaltungsgerichtshofes); 

40 Haushaltsangelegenheiten des (verfassungs-und Verwal­
tungsgerichtshofes) einschließlich der Jahres� und Monatsvoran-

, schläge , der Kradi tbewirt schaftung , des ,Buchhaltungs-und Kaasen-
dienste s sowieder Erlassung haushai tsrechtliche_rAnordnungen 
für den (Bereich des Verfassungs- und Verwaltungsgerichtshofes) 
und Behandlung der den (Verfassungs:- und Verwaltungsgerichts­
hof) betreffenden Einschauberichte des Rechnungshofes; Angelegen-

,heiten des Beschafi'ungswesens für den (Verfassungs- und Verwaltungs­
gerichtshof) ; 

. 5 " . '.7ahrnenmung der Dienstaufsicht; 

6 .. Angelegep..heiten der Verleihung staatlicher_Auszeichnungen 
und Titel an Bedienstete des (Verwaltungs- und Verfassungsge­
richtshofes); 

7. Amtshaftungs-, Organhaftpflicht- und Dienstnehmerhaft­
pflichtangelegenheiten. 

In seiner Stellungnahme zum Entwurf eines Bundesministerien� . . '-... 
gesetzes 1971 hatte der Verfassungsgerichtshof mit i�ote vom 
4. August 1971, GZ100-Pr/71 (abgedruckt bei ERMACOHA, über die 
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Just izverwaltung der Gericht shöfe öff e ntliche n Recht s in 

Ö st e rre i ch , zu : Mensche nwürde und fre ihe i t l iche Re cht sordnung , . . 
Fe st schrift für 'vVil l i  GEIGER � '1 974 � S 726 ff Q )  ausgeführt : 

"1 . Der Verfassungsgericht shof hat e inhe l l ig be schlo s se n ,  
sich ge gen d e n  Entwurf de s Bunde smini ste rienge set z e s 1 971 , . so­
we it si ch der Entwurf auf den Ve rfas sung sgeri cht shof b e z i eht 9 
auszuspre che n ..  Di e se r Be schluß stützt sich auf fo lgende Erwä­
gungen : 

110 1 0 )  Die Unabhängigke it de s Verf as sung sge richt sho fe s 
und se in unge stört e s Funkt i onie ren unter alle n Um st ände n we rden 
von der Ve rf as sung s e lb s t  ge f ordert o  Sie sind e ine we sent l iche 
Grundlage d e s  demokra 'tischen Lebens in Ö s te rre i ch o Es bedarf 
nicht vie le r  Worte , um darzutun � daß sie auch übe r  die Ge st altung 
und Vo l l z iehung se ine r Jus ti zverwaltung ge fährde t we ::-de n können o  
Vier üb er Pe r sonal- und Sacherf orderni s se de s Geri cht shofe s ver� 
fügt , hat e s  in der Hand 9 de n Ge richt shof zu be e infl i s se n und 
le t z te n Ende s l abmzule gen o  

2 0 ) Schon d i e  de rz e it ige Lage i st durchaus unb efrie digend o 
Die rechtlichen Grundlagen trag e n  der Ste l lung und de n Aufgaben 
de s Verfas sv�gsgeri c b t shofe s ni cht Re c hnung , sie sind überdie s 
unklar ( §  1 3  VerfGG 19.')3 ) 0 Fakti sc h  hat sich - nach Aus e inande r­
setzungen - e in Zust and ergeben \) de r derz e i t annähe rnd de n Be­
dürfnissen de s Verf a s sung sgericht shofe s für den Augenb l i ck 
Re chnung trägt o 

3 e )  Nebe nbe i wird bemerkt 7 daß s i ch in de r Frage de r . 
konkre ten Pührung der Just i zve rwal tung zwi schen. de n in Betracht , 
komme nden Min.i sterien (EKA und BMfF ) und dem Ve rfas sung sge richt s� 
hof s,o gut wie. nie irgendwe lche Me i nung sver schie denheit en er- . 
geben haben" De r Geri cht shof k A nn daraui' hinwe i sen , daß e r  s.tet s 
se inen Pe rsonal- und Sachaufwand äuße rst niedrig gehalten hat 0 0  Ci> 

(:fo lgen . nähe re . Hinwe i se auf den Pe rs onal st and ) O · . 

4 . ) Die unbe friedige nde Re ge lung .der Führung der Ve r­
waltungsange le ge nhe it en de s Verfas sungsge richt shofe s  hat die sen 
ve ranlaßt , der Bunde sre gie rung schon in se inem Tätigke it sbericht .. 
üb e r  die Jahre 1 961 und 1 962 folgende Gedanken vorzutragen �  
an die e r  in se inem Tätigke i t sbericht über das .Jahr 1 964 erinnert : .. 

(folgen die se ine rze itigen Ausführungen 'i  die· b e re i t s  oben 
wiede rgegebe n worde n  s ind ) o 

. 

IIl o Die Re ge lung de s vorl ie genden Entwurfe s würde den 
Verfassungsge richt shof in allen Verwaltungsange le genheiten 
vo lle nds zu e ine r nachge ordne t e n  Di e nst ste lle de s Bunde skanz l er­
amte s mache n :  

. 
1 . ) Die Per sonalhohe .l.t über das Verwal tung spers onal , 

. de s Ge ri cht shofe.s  gefit auf a:e n Bunde skanz ler übe r o  Ihm ob lie gt 
die Vorberei tung und Bewirt s chaftung de s Die nstpostenplane s Ci>  . . . . 
Er verfügt .und ent sche ide t in allen individue llen Pe rs onalan- . 

ge le genhe iten o 
. . . 

2 0 ) Der Bunde skanz ler i st zu:�tändig für die Ange le gen'" 
he it�n der Unterbringung de s Verfas �ung sgericht shofe s ,  für den 
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admini strativen Hilf sdienst und das Be schaffungswe se n. Das 
, heißt er verfügt prakti sch ' auch übe r den ganz en Sachaufwand 
' de s  Ye rf assung sgericht shofe s e  

" " ' 3  .. ) De r Bunde skanzler wird in allen Haushalt sc;ne;e l egen-
, ' hei ten de s Verf as sungsgericht sho fe s zuständig sein . B�s j e t z t 

wurde ,  die Zus t ändigkeit de s Prä s ident e n  in Haushalt sange l ege n..;.. 
heiten nie bezwe ifelt o Der Geri cht shof hat e nt spre chend der 
Ste llung , di e ihm in Bunde sf inanzge s e t z  eingeräumt vlar , d.ie 
se lb ständige Verfügungsgewalt über. d i e  im Budget enthal tenen 
Kredite 0 Von no ch grö ßerer Bedeutung i st , daß der Prä sident 

' de s  Verfassung sgericht shofe s üb e r  das Budge t, unmttte lbar mit 
dem Bunde smini ste rium für Finanz en ve rhandeln konnte � ohne daß 
das Prä s idium de s Bunde skanz l e r amt e s  e inge schalte t war , während 
künf t i g  e ine se lb ständige Mitwirkung de s Präsident en in die se r 
Mate rie überhaupt ni cht , vorge sehen ist .. 

" , 4 .. ) Dem Bunde skanz ler wird die Dienst aufsicht , gegenübe r  
dem Verfassung sgerichtshof obliegeno  Noch niemals seit dem 
Be stand de s Ge richt shofe s war davon die Re de .. 

Die e ingang s die se s Ab schnitte s vorge nommene Deutung de s 
Inhalte s de s Entwurfe s ,  daß der Verfas sung sgerichtshof in al len 
Verwaltune;sange legenhe iten zu e ine r  nachge ordne t e n  Diens t s t o lle ' 
de s Bunde skanz leramte s würde , '  kann demnach dahin präzisiert 
werden ,  daß al le we sent l ichen Zust ändigke iten de s Ve rf as sung a·­
gericht shofe s ( seine s  Prä Si denten ) in Ve rwaltungsangele genheiten 
auf den Bunde skanz le r üb e rgehen s o l le n ; s owe i t  d i e s  doch nich t 

' � de r Fall sein s ollte '� wäre der Verfassung sgericht shof an die 
. '  'J,ei sungen de s Bunde skanzlers gebunden o :" 

IVo  Man könnte l1un darauf hinwe i sen , ,daß mit de r Re g e Lm€; 
des Entwurfe s nur j e ner Zustand auch hins i chtli ch de s Verf' as sungs­
gericht shofe s herge stellt werde n soll \) , der für die , ordentlichf';E, 
Gerichte se it l�gem be s teht o  

' 

, Der Ve rfas sung sgericht shof ve rwe i st demgegenüber auf· se ine 
be sonde re St e l lung , die sich nicht aus irge nd e inem Rang , sondern 
aus se ine n Zust ändigke ite n und Aufgaben ergibt 0 Zunächst obl iegt " 

' ihm , - ebenso wie dem Ve rwaltuns sgericht shof - aiue Kontro lle 
der Verwaltung , fre ilich nur hinsicht l i ch der Wahrung hö chste r 
R� cht sgüter , de r ve rf a s sung sge s e t z l i ch gewährl e i s t e t e n  Recht e . 
Hiebe i t re ten unausge setz t Konfl ikt situat ionen zwi schen dem 
Gericht shof und le I' Verwaltung , le t z te n Ende s der Bunde sregierung 

, und den Lande sre gi erunge n o ' Nur in den al le r s e lte nsten Ausnalllne­
fällen wird s i ch e ine ähnl iche Lage ' im Verhältni s zwi schen de n 
ordent li chen Gerichten und der Verwaltung e rgeben .. Schon die se 
andauernde und r e g e lmäßige Konflikt situat i on kann nur bew"äl t i gt 
we rden � ' wenn sich der Ge richt shof se ine r  Unantastbarke it auch 
im Bere ich der Verwaltung bewußt und sicher i st o Dem Prä side nten 
de s Re chIiung shofe s ,  de r hinsi.cht lich de r Kontro l l e  de r Vervlaltung 
e ine ve rgl e i chb are Funkt ion - we nngl e i ch mit ande ren Zie l en - , ' 

' ausübt , wurde aus so lchen Erwägungen die vol l e  Die nsthohe i t  übe r  
sein ?e rsonal ve rfas sung sge se t z lich e inge räumt o 

In we sent li ch höherem i,TaBe b e steht die se dauernde Konf l i kt s­
l age für einen e nge ��en Bere i ch de r Ve rfa s sung sti e ri cht sbarke i t : ' 
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d ie En� sche idung von gewi s se n  Kompe t e nzkonf l ikt e n ,  d ie Jber­
prüfung von Verordnungen , Ge s e t z e n  und st aat sverträgen , die 
Staat sger icht sb arkeit und d ie Si che rung de r Re inhe it von j', ahle n . 

Be i der Au sübung di e se r  Zuständigke i t e n  t r i t t  der Verfas sung s­
geri cht shof - ande r s  al s j e de s and e re Geri cht , ande rs auch als 
d.e r Ve rwaltuns sgeri cht shof ..... neb e n  den :3unde sprä sident en ,  di e 
ge setzgeb end e n  Organe und die Bunde sregierung (Lande sre gierungen ) 
al s · ein hö chste s St aat sorzan , de s sen unabhäng i ge s Fllnkt i oniere n 
Vo raus se t zung de s recht sst aat li chen und demokrat i schen Lebens 
de s Bunde s s t aate s Re publ ik G s t e rre ich üb e rhaupt i st 0 �\;i e  für de n 
Nat i o nalrat und den Re chnung shof müßte auch für den Ve rf a s sungs­
geri cht shof di e v o l l e  Unabhängi gkei t auch im Ee re ich seiner 
Ve rwaltung he rg e stell t  und seine Lahm l e gung durch irg e ndwe lche 
mißbräuchli che �,1aBnahmen de r Verwal tung ausge schl o s se n  we rden .. 

V G  Der Ve rf as sung sgeri cht shof lehnt dahe r den Entwurf 
e ine s Bunde smini sterienge se t ze s , s o·we it er die Re g e lung se iner 
Verwal tung b e tri f f t , mit Nachdruck und e nt s chiede n ab o Er e r­
neue rt se· ine wiede rho lt gem achten Vorsc hl äge , se ine Unabhängig­
ke i t  und se ine unge störte Tät igke it durch ve rf as sung s- und e i n­
fachge se t z l i c he Re g e l unge n s icherz ustel le n o " 

Der Verwaltung sgeri cht shof hat i n  seiner St e l lungnahme 

vom 8 0  Juli 1 971 , G.Z 1 47-Pr/71 �. nach Auf z i:ihlung der Ange legen...; . 
he ite n der Justizverwaltung9 die nach dem Entwurf dem Bunde s- . . · 
kanz ler 'lforbehalt en b l e ib e n  s o l l te n ,  fo lgende s . ausgeführt : . . " . . . . . " 

"Es handelt sich hi ebe i um Ange le genhe i ten ; die nach der . 
b i sherig en Praxi s vom Prä side nt e n  de s Ve rwaltung sgericht shof e s 
b e sorgt wurde n ,  ohne daß s e i t ens e ine s anderen Verwal tungsorg ans 
in i rge nd e iner Form darauf Einf luß genommen worden wäre o In 

. . ' . ' , 

derr:. 3ere ich � d e r  in Z 3 d.e s 'fei le s  1 de r Anlage al s " individue l l e  
Pe r s onalange l eg e nhe i t e n "  b e z e i chne t wird , i st di e Praxis zwar nicht 
imme r e i n..rleit l i c h  gewe sen , j e doch erf olgte in de n l e t z te n  Jahren 
die Ernennung v o n  Be dien s t e t e n  de s Vervial t ung sge r icht shofe s 
und die Be sorgung der Per s o nal angelegenheiten der iiitgli e der 
de s Ve rwaltung sge rich c sho f e s un d  de r Bodiensteten de s Verwaltungs� 
geri Cht shof e s unwi de r spro chen durch den,  Prä side nten de s Ve rwal­
tung sgeri cht shofe s .. In die se Ri chtung we i s t auch das Schreiben 
de s Bunde skanz l e r s  vom 1 7 0  Feb�r 1 969 , 21 0 77 901 -Pr/1b/68 , 
be tref fend die Durchführung der 1 4 �  Gehal t sg e s e t z-Nove lle o Die 
Zu ständi gke it de s Prä s id e nt e n  de s Verwal tunc sge richt shofe s 
i n  Haushal t sange l e genhe i t e n  ( Z  6 de s rre i le s  1 der Anl age ) be� 
gegne te jedenf all s i n s o f e rn n i ema l s  einem Zwe if e l , als de r Ver­
wal tung ngericht shof ent spre chend d e r  S t e l lung , die ihm im Bun­
de sfinanzge s e t z  e ing eräumt wird , die s e l b s t ,�ndige ' Verfügungs­
gewalt lib er die im Budge t  e nthaltenen Ansät ze b e s i t z t . Von no ch 
grö ße rer Bedeutung i s t � daß das Präsidium de s Ve rwal tung sGe­
richt shofe s - wie die ent sprechenden Dienst s t e l l en j e de r obersten 
Ve rwaltung sbehörde - über das Budg e t unmit t e lbar mit · dem Bunde s­
mini st erium .für Finanz en und üb e r  de n Die nstpo s t e np l an urunitte l-

. bar mi t de r für se;ine Er s t e llung zust3.ndigen Ab te i lung de s Bun­
d e skanz l e ramte s ve rhande lt � ohne daß das Prä sidium de s Bunde s-
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kanzleramtes in die se Verhandlungen eingeschaltet würde ", Von 
einer Dienstaufsicht gegenübe r dem Verwaltungsgerichtshof 
schließlich (Z  8 de s Teile s 1 der Anlage ) war noch niemals 
�e �� & · . 

Demgegenüber könnten die Be stimmungen de s Entwurfe s  so 
verstanden werde n ,  daß die Präsidenten der beiden Gerichtshöfe 
des  öffentlichen Rechtes , in die Stellung e ine s  nachgeordneten 

. . Organe s de s Bunde skanzleramte s zurückgedrängt werden s ollen, 
. 

wie sie bei spielswei se den Finanzlande sdirektionen gegenüber 
dem Bunde sministerium tür Finanzen oder den Präsidenten der 
Oberlande sgerichte gegenüber dem Bunde smininsterium für Justiz 
zukommt 0 

In die sem Zusammenhang sei darauf hingewie sen � daß die 
Dienstrechtsverfahrensverordnung � BGBl o Nr o . 377/1 969 , schon in 
ihrer ursprünglichen Fas sung (BGBl o Nr o  251/1 958 ) , ciamals über 
nachdrückliche Intervention de s Präsidenten de s Verfassungs­
gerichtshofes 9 in ihrem § 2 lit o a die Präsidenten der beiden 
Gerichtshöfe de s öffentlichen Rechtes nicht unter den nachge­
ordne ten Dienstbehörden de s Bunde ska.nzlerar:lte s nennt ... wohl 
aber in ihrem § 2 lit .. c den Präsidenten de s Obersten Gericht s­
hofe s und die Präsidenten der Oberlande sgerichte unter den nach­
geordne ten Dienstbehörden de s Bunde sministeriums für Justiz .. 

Die be sonder Ste llung de s Verwaltungsgericht shofe s hin­
sichtlich der Be sorgung der Personalangelegenheiten wurde bei 
der :formgebung seit seinem Bestand in Z 5 der in Ausführung 
de s Ge setze s vom 22 .. Oktober 1 875 l> RGBl .. Nr .. 36/1 976 7 erlaszenen 
Verordnung- des Ge samtministeriums vom 5 0  August 1 976 7 RGBl c 

. .. Nr o 95/1 876 , berücksichtigt 9 nach der der Präsident de s Geric�ts� 
hofes für ?ersonalangelegenhe i ten , namentlich für . Dienstbe setzungen 
und für die Di sz iplinarbehandlung der nichtrichterlichen Beamten 
de s Verwaltungsgericht shofe s , e ine aus se chs Mitgliedern de s­
selben be stehende ständige Kommission unter seinem oder se ine s 
Stellvertre ters Vorsitz zusammensetzte � welcher über .Ange legen­
heiten dieser Art durch Stimmenmehrhe it ent schied • .  Diese Regelung · 
gal t bis zum Inkrafttreten de s Verwal tung sgerichtshofge setze s ,  ..

. 

BGBl o Nro 1 53/1 930 0 Gemäß § 1 3 Ab s .,  1 die ses  Ge setzes  werden die 
Angelege nheiten 'j die das nichtrichterliche Personal und die · 
. sachlichen Erforderni sse . de s Verwaltungsgericht shofe s betreffen , 
unter der Verantwortlichke it de s Bunde skanzlers geführt . Die se 
Regelung wurde in Angleichung an die für den Verfassungsgerichts­
hof daual s schon geltende Re gelung getroffeno  Eine gleichartige 
Be stimmung enthält der heute geltende § 18 VwGG 1 965 . 

Gegenwä!'tig kann die e inleitend darge stellte Praxi s be züg­
lich de r �rnennung sich auf die Entschließung de s Bunde spräsi­
denten vom 1 2 0  August 1 924 , BGBl oNr o  312/1 924 , gründen ,  womit 
die ser unter ande rem genehmigte , daß der Bunde skanzler den 
Präsidenten de s Verwaltun;,:; sßericht shofe s mit der Ernennung 
sämtli cher Beamten der allgemeinen Ve rwaltung bei die sem Gerichts­
hof betraut , sowe it die Ernennung nicht dem Bunde spräsidenten 
vorbehalten bleibt . Die se Brmächtigung wurde dem Präsiden.ten 

. de s  Verwal tu.n.c; sgericht sllofe s mit Zrlaß de s Bunde skanzleramte s 
vom 1 8  .. Augus t  1 924 , Zl .. 105 465-6/24 , erteilt " Ferner kann eine 
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Rechtfe rtigung :für die be s chr i eb ene Praxi s i n  e J.nJ.gen Be stim­
mungen de s Ve rwaltungsge richt shof ge se t z e s 1 965 ge fund e n  we rde n .  
Gemäß § 8 e r s t e r  Sat z VwGG l e i t e t  de r Prä sident de n Ver-!T\laltungs­
gericht shof 0 § 9 11.b s o  1 Vv:GG zähl t zu den Le itungsge s chäl't en 
urit e r ande rem die Dienstauf si cht über das ge samte Pe r s onal o 
Gemäß de I:l bere i t s  erv:ähnten 0 1 8  VwGG werde n die Ange l e genhe i ten 
de s nicht ri cht e rlichen Pe rs o n al s und der sachl i che n E rf orde rni s s e  
de s Ve rwaltunt; sE.;e richt shofe s unt e r  der Ve rantwortung des Bu nde s­
kanzler s  ge führt o  

E s  wird nicht .üb e r sehe n ,  d aß di e Erne nnung sbe fugni sse de s 
Prä sidenten de s Verv;altungsge richt sh of e s  und die we i sungsfre i e  
Be sorgung von Jus t i zve rwal tung sange l e ge nhe i t e n  durch i hn  im 
Hinb l ick auf den 'No r t l aut de r AI't o 20 � 66 Ab s o  1 ,  69 Ab s o  1 
und 77 Ab s o  1 B-VG verfas sung sre cht l i ch nicht unanfe chtb ar e r­
sche ine n o  Ande re r se i t s  ent spre che n  s i e  j e d o ch de r Konzepti on 
de r Geri ch0 sba rkei t de s ö ffent li che n  Re cht e s , wie sie de r Ver­
f a s sungsg es et zgeber im Se ch sten Haupt stück de s Bundes-Ve rf as�u ngs­
g e se t z e s offenbar ange strebt hat , und zwar au s folgenden ü'ber­
le gungen :  

Die Geri cht shö fe de s öffe nt l i che n Re chte s sind ebe ns O  wie 
de r Re chnung shof verfas sung sge se t z l ich e i ng e ri cht e te Organe de r 
Ve rvlal tung skont ro ll e  0 De ren Unab hängigke it von der Verwal tung . 
Ifi"..lß s o  we i t  r e i c he n ,  daß ihr Funkt ionieren unter allen Um stände n 
ge s i che rt i st o E s  wäre ni cht s achgerecht , die Geri cht shö fe de s 
öffe ntliche n  Re cht e s  e .i nfach al s G-eri cht e  z u  "be tracht e n , die 
anstat t  übe r  Ange legenhe iten de s Zi vilrechtswese ns und der 
Strafre cht spflege übe r  s o l c he de s Ve rf as sung s- und Verwal��ng s­
re cht e s  e nt sche i de n o  Die Gericht shö fe de s ö ff e ntlichen Re chte s . 
sind vielmehr durch di e Bunde s verfas sung a l s  unabhängige Kontroll­
organe e inge se t z t 9 de ne n al s Mit t e l  de r Kontrolle die Funktion . .. eine s Ge richt e s mit de n inst itut ione ll en Merkmalen der Geri cht s­
bark ei t. i n die Hand gegeb en i st o Ihr Schutzbedürfni s darf nicht 
an dem der ordent lichen Ge richte geme s se n  werden ; e.s e nt s9richt . 
vi elmehr de n höhe ren Anforderunge n für ein. Organ der Ve rf as sungs� 
b zw o Ve rwaltung skontrolle o Deshalb ist eine Glei chst ellung mit 
den ordent l ichen Ge richt e n 9 wi e sie de r vorli e gend.e Ent\VUI'f 
vorsieht � nicht ge re chtfertigt o E s  darf ni cht übersehen werden , 
daß die .i:..nt s che idunc sbe fugni s se der Gericht shöfe de s ö ff ent l ichen 

. He chte s . zur Tätigke it und zu den Int er e s sen der Verwaltung in 
e ine r de rart enge n Be z iehung stehen $ wi e e s  bei den ordent l i chen 
Gerichten niemals der Fal l sein kann � we il di e se . Norme n voll"" 
z iehen , die vom St andpunkt de r Kontrolle d er Verwal tung gewis s er­
maße n we : ·t fre i sind 0 Dabe i wäre immerhin die Llö gl ichke it gegeben , 
auf dem :Ne g übe r die Einflußnahme auf die Ve rwaltungsangelegen� . .  
he iten der Gerich� shöfe de s ö ff e ntlichen � Re chte s die Tätigke it 
die ser Geri cht shöfe zu ers chwe re n o  Im Extremfall könnte die 
Verfügung übe r  die per sone ll e n  und sachli che n  Mit t e l  durch 

. . auße nstehe nde Ye rVi� l tung s organe ihre Tät igke it in e iner · den 
Recht s schutz de s St aat sbürgers ge fährdenden i'� e i se be hindern . 

, Soll die Effektivitä t der Kontrolle der . Verwalturig durch 
die Ge richti sbarkeit de s öffe nt l i chen He chte s mit t e l s  de r rich- · 
t e rliche n U nabhä ngigkei t ge s i chert werde n 9  muß ausrei chend . 
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vorge sorgt we rde n ; . daß die se Unabhäilgigke it t a  t sächli ch zum 
Trac; e n kommt . und nicht .bl oß. f orme l len Charp;kter hat . Die s muß " 
ebe nso aols 'e in Ausfluß de s Recht s staat sgedankens ange sehen 
werden wie die Einrichtung die ser Gericht sbarke it se lb st o Da 

. nach .dem oben Ge sagte n e ine Abhängigke it in de n Ju stizve rwal-
"" tungsange legenhei t e n  ge e ignet ist , die recht spre chende Tätigke i t  

der Geri cht shö fe de s öffent l i che n Rechte s z u  bee inträcht igen , 

wäre e s  e rf orde rli ch , die Unabhäng i gke it der Ge richt shö fe auch 
auf dem Gebi et de r Just izve rwaltung in de r  We i se ab zusichern , 
daß ihre Prä s ident e n  ni cht nur zur Be sorgung die se J...nge l e g e n­
he iten zuständig sind , sondern insowe i t  auch die St e l lung einer 
obersten Verwaltungsbehörde bekl e ide n .,  

Der Ve rf a s sungsges e t zgebe r hat be re it s in e inige n Fällen 
dem Anliegen Re chnung ge tragen , e inz e lne n  verwaltung sorgallen 
eine Unabhängigke it von anderen Ve rwaltung s organen e inzuräume n ,  
wenn die s  wegen d'er Be sonde rhe it ihrer verf a s sungsre cht li che n 

" Ste l lung zwe c kmäßig war . Der Re chnung shof kann s e i ne Unabhängig­
ke it aus den Be stimmungen der Art o 1 22 Ab s .  1 und 2 und 1 23 
B-VG ab l e ite n o Zugunst en de s Frä sidenten de s Nationalrat e s vru.rde 
durch das Bunde sve rf as sung sge se t z vom 9 0  Jul i 1 969 ,  BGB1 .Nr 0 269/ 

. 1 969 , der Art co 30 Ab s .  3 B-VG in der 'Ae i se e .rgänzt , daß j enem 
hinsi chtlich der Pers onalange l e genhe i t en de r Ange stel lten se ine r 
Kanz lei die Be fugni s eine s  obe rsten Ve rwaltung sorgane s zukomr..,en.  

" I n  die sem Zusamme nhang i st zu e rwähne n �  daß auch dem durch dC'iS 
Bunde sve rfa s sung sge se tz vom 1 5 G  Jul i  1 964 � BGBl o Nr o 21 2/1 964 , 
nove ll ie rte n Art .. 1 36 B-VG e in ähnli che s Anli e ge n  zugrunde l:Legt , 
indem e r  nämlich die Ge schäft s o rdnung s aut onomie de s Verwal tlUtgS­
geri cht shof e ·s absiche rt ci SChlie ßl ich i st auch die Tat sache , daß . ... - : di� · Praxi s" ,  6..e r  we i s,ung sfre i'en 'Be sorgung" von Justizye rwq.l tung s-

. ang e l e g e nhe i"t en de s Ver17;altuut;sgericht shofe s durch den Prä sici.e l1ten 
de s Ve rwaltung sge richt shofe s s :; e t s  e ingehalt en und re spekt iert 
wurde , e in Ze i che n dafür , daß s ie e inem se it j eher empfunde nen 
Bedürfnis e nt spri c ht 0 "  . 

Der Ve rvval tung sge richt shof bezeichnet . sodann abschließend · 

"" den Entwurf de s Bunde smini sterienge se t z e s al s "ve rfas s�s­

po li ti sch sehr. b e denklich " und regt an , den status quo verfas sung s­

ge se t z li ch zu veranke rn . 

Die Bunde sre gie rung be s chlo ß  am 5 .. Okt ober 1 972 die Re­

gie rung svorl age ' e ine s Bunde sminist e rieng e s e t z e s 1 973 (483 de r 

Be i lagen zu den Ste n .  Prot . de s Nat ionalrat e s XII "  GPo ) .. Be re it s 

in de r e rsten Sitzung de s vom Ve rfas sung saus schuß einge s e t z t e n  

Unte rau s schu s se s am 1 0  Feb e r  1 973 wurde n von de r Opp o s i t i o n  

d i e  Be st immunge n übe r d i e  St e llung d e r  Hö chstge ri cht e  i n  Ange ­

le Ge nheit en de r Justizve rwaltung abge l ehnt " I n  der · Sit zung 

de s Verf as sung sunt erausschus se s am 1 0 0  Mai 1 9 73 wurden in de r 

Z 3 de s Ab sc i1nit t e s  de s Te i l e s  2 die Wort e  " e inschließlich de r 
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in Z 3 9 5 9  6 ,  7 ,  9 .,  1 1  und 1 6  de s Te iles 1 ge nannten Ange legen­
he ite n hi�sichtl ich de s Verfas sungs- und de s Verwaltung sgericht s­
hofe s "  ersatz l o s  ge strichen .. Das Bunde skanz leramt wurde aufge­
fordert ., im Einvernehmen mit d.en beiden Gericht shöfen de s öffent­
lichen Re cht s Behelfsentwürfe für die übertragung der Just izver­

waltung (Erne nnungsrecht de s nichtrichterli chen Personal s )  dem 
Ausschuß zu Verfügung zu ste llen .. Die se Behe lfsentwürfe wurde n 
vom Bunde skanz leramt mit Note vom 30 .. Ij'iai 1 973 GZ 32 91 9-2c/73 , 

der Parlamentsdirektion übermittelt o Sie wurde n nicht behande l t  .. 

Hinsicht lich der Behandlung der Frage de r Justizve rwaltung 
de r G�richt shöfe de s öffent lichen Re cht s führt sodann de r Aus­
schußbericht über die Regierungsvorl age de s Bunde smini ste rien­
ge setze s 1 973 (863 de r Beilagen zu den sten " Prot . de s National­
rate s .,  X111 0 GP o )  aus : 

" Zu dem Abänderungsantrag der Abge ordne ten dr G BROES1GKE 9 
und Dr o Heinz FISCHER hinsichtlich der Justizverwaltungsange .... 
legenheiten beim Verfassungs- und Verwaltungsgericht shof sowie 
beim Obersten Gericht shof gab der Bunde smini ster für Justiz 
Dr .. BRODA im Aus schuß folgende Erklärung ab : 

Der Abänderungsantrag der Abge ordne ten Dr .. BROESIGKE · und 
Dr o He inz FISCHER zu Z 3 de s Ab schnittes A de s Te ile s 2 der 
Anlage zu § 2  sowie zu Z 9  de s Ab schnitte s C de s Teile s  2 

die se� Anl age wird von mir als Vertre ter der Bunde sregieruIlg 
al s Kl.ar stellung der Ab sicht verstanden , " den derzeitigen Recht s­
und Sachzustand bei der Führung der Justizverwaltungsge schäfte 
der drei Höchstgerichte unverändert zu be lassen. Nach Auffassung 
der BU:D.de sregierung we rden die drei Hö chstgerichte ihre Autonomie 
auf dem Gebiet der Justi zverwaltung im bisherigen Umfang unver­
ändert welter innehaben,, " 

Noch bevor am 1 1 0 Juli 1 973 das BuIlde sministe rienge setz 
1 97.3 vom Nationalrat zum Be schluß erhob en wurde , brachten am '  
1 0 �  Juli 1 073 die Abge ordne ten Dr o ERMACORA ,  Dr .. BROESIGKE , 

Dr . PRADER und Geno ssen die Anträge 89/A (be t reffend Nove lle 
zum B-VG), 90/a (betreffend Nove lle zum VfGG 1 953 ) und 91 /A 
(be tre ffend Nove lle zum VwGG 1 965) e in ( 11-275'7 , I1-2758 , 
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11-2759 der Br.- i l agen zu den Sten o Prot o de s Nati onalrate s ,  

�111 o GPo ) e in �  die auf e ine s e lb s tändige Führung der Justiz­

verwal tung sange le genhe it en de s Verfas sungs- und Verwaltungs­

geri cht shofe s hinz i e lten .. Die se Initiat ivanträge wurde n abe r  

in de r XI II o GP o nicht mehr behande lt o 

Nach der Neube set zung de s Po stens de s Prä s ident en de s 

Verwal tung se;e ri cht sho fe s hat der Ver'llal tungsgericht shof s e i t  

se inem Tätigke i t sberi cht de s J ahre s 1 973 re ge lmäßig d i e  For­

derung nach uoertragung der Ange l e �e nhe i t e n der Jus t izverwal­

tung e rhobe n o lm Zue;e de r Behandlung der Ve rvlaltung s- und 
Ve rf a ssungsgeri cht shofge set znove lle im Frühj ahr die se s Jahre s 

haben die Prä sidenten de r be iden Gerichtshöfe de s öff e nt l i chen 

Re cht s die Ford erung nach Üb e rtragu.ng de r Justi zve rwaltung 

vor dem zuständigen Aus schuß de s Nat ionalrat e s  wiede rholt .. 

2 0  Gegenwärtiger Stand der Justi zve rwal tung de r 

Gericht shöfe ö ff e ntlichen Rechts 

Bevor auf die Gründe für und gegen die Übe rtragung de r 

.Ange l e �enhei ten der Justi zve r'.'Jal tung an d i e  Ge richt shöfe de s 

öffe ntliche n Re cht e s  e inzugehe n ,  i st , ste llt sich die Frage , 

iu V/e lcher f lAbhängike it rt die se Geri cht shöf e  von der Verwaltung 

(konlcre t de m Bunde skanz leramt ) st ehen � m i t  ande ren 'Norten : 

in we lchem Umfang die se Ge ri cht shöfe bere i t s  derze it Aufgaben 

der Jus t i zverwal tung zustehe n .. Er st die Klärung die ser B'rage 

läßt de n Ke rn de r Forderunge n k l ar e rkennen und ab schätz e n , · 

vlas die L'be rtragung der hng e l e genhe iten der Ju sti zverwal tung 

an di e Geri cht shöfe de s öffe nt l i chen Rechte s b edeut e t . 

Ao · de r Verwal tungsge ri cht shof 

De r Verwaltung sgeri cht shof (Prä sidium de s Ve rwaltungsge­

richt shofe s )  i st gemäß § 2 Ab s o  1 der Buchhaltungsdienstve r­

ordnung , BGBl o Nr o 41 3/1 931 ,  anwe i sende Ste lle im Sinne de s 

Art 0 5 de s Ve rwaltung sent l astungsg e s e t z e s , BGBl o Nr .  277/1 925 . 

Anwe i sende St e l le i st j e ne Ste lle , de r gemäß dem j ewe i l igen 

Behörde naufbau und dem ihr m i t  Zust immung de s Bunde smi ni steriums 

für Finanz en und de s Re chnune; shofe s einge räumten Wirkung sbere i ch 
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unmitt e lb ar  das Re cht zusteht , für Re chnung be stimmte r f inanz� 
ge setz l i cher Ansätze Zahlungs- und. Empfang sauf träge (Anwe i sungen) 
zu e rlas sen0  

Die BuchhaI tung sangele genhe iten v.'erden , obwohl im Ve rband 
e iner j eden anwe i sende n Stelle de s Bunde s in de r ReE;e l e ine 
e igene Buchhaltung eingericht e t  i st , gemäß � 1 Ab s .  2 der Bun­
de s..;.Buchhaltung sdienstve rordnung vom Bunde skanz leramt ge führt . 
Auf Grund de s � 1 Ab s o  3 der z itierten Verordnung ist aber die 
Buchhaltung de s Bunde skanz leramte s ,  s owe it sie die Buchhaltung 
de s Verwaltungsge richt shofe s führt , die sem unte rstel lt . 

Nach t 1 Ab s o  1 der Bti.nde shaushalt sverordnung , BGBl . Nr . 
1 1 8/1 926 , haben die anvle i se nden Stellen hinsicht lich aller 
finanzge se tzlichen ansät ze , zu denen ihne n das Anwe i sung srecht 
zusteht , allj ährlich T e i lvors chläge zu ve rf assen . Di e s  gilt 
auch für den Ve rwaltung sgericht shof o Zwi schen dem Bunde smini­

s terium für Finanzen und dem Verv.raltungsgericht shof finden so­
dann regelmäßig die sogenannte n  Budge tverhandlungen statt . " ,  
Gemäß , § 1 7  Ab s .. 1 der Bunde shaushalt sverordnung v�rfügt de r 
Verwaltung sgericht sb o f  über die ihm zugevii e s e ne n f inanzgesetz­
l ich e ingeräumt en Kred� te durch :Srlas sung von Za..'1lung saufträgen 

, zu Laste n  e ine s finanz ge setzlich genehmigten .oUlsatze s .  , , ' 

Neben die sen haushalt srec,ht l ichen Ge sicht spunkten sind , ," 
' f o lge nde Ange leGenhei t,en de r J·usti zve rVlal tung hervorzuheben : ' , 

, a) Justizverwaltungsaufc;aben der Vo llversammlung : 
de s Ve rwaltungsgericht shofe s 

. ' . ; . " 

1 .. Be schlußfas sung über die j)re ie·rvorschläge für die Er-

nennung von Senat spräs identen und Räten (Art . 1 34 Abs . 2 ' B-VG , 
§ 1 Ab S a ,  2 VwGG 1 965) ; 

. : .  . . '  .. ' . ': . 
.: , : ". . " '. , ,.: .. .: �'. ' . ,,' : . . 

Ab s .  
2 a ' Beschlußfas sung über die Ge schäftsverteilung (Art . '1 35 
2. B-CG , § 1 1  VwGG , 1 965) ; 

3 ,. .  Be schlußfas3UDg über ' di e Ge schäft sordnung de s Verwal- ' 
tung sge richt·�hofe s (§ 1 9 VwGG 1 965) ; ," ". \ 

4 0  Be schlußfas sung über d.e n  Tätigke i t sbericht de s Ver- ' 
wal tungsgericht shofe s ( G  20 VwGG 1 965); . .  

III-55 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)22 von 108

www.parlament.gv.at



", "  " " ,  : :  "1.; " " 
, - 23 -

b) Justizverwaltungsangelegenheiten de s Präsidenten 
de s Verwalt�ßsgericht shofe s 

' " 
1 " u'bermittlung der durch die Vollversammlung erstatteten 

Ernennungsvorschläge an den Bunde skanzler (§  1 Ab s .,  2 VwGG 1965 ) ; 
' 2  .. Ausschreibung offener richterlicher Po sten b e im Ver­

waltung :J;:;eriGhtshof im Einvernehmen mit dem Bunde skanzler (§  1 
Abs 0 3 VwGG 1 965 ) ; 

3 - Mitwirkung bei der Be sti�mung de s Dienstrange s  eine s 
neu in den Verwaltungsgerichtshoi' berufenen Senatspräsidenten 

oder Rate s  durch den Bunde skanzler (§  4 VwGG 1 965 ) � 

, 4 . Erteilung von Url auben ' an die Mitglieder der Verwaltungs­
geri chtshofe s (§ 5 VwGG 1 965 ) ; 

5 0  Leitung de s Verwaltungsgerichtshofe s , insb e sondere 

nähere Hec::;e lung de s Dienstbetriebe s nach den hiei'ür geltenden 

Vorschriften , Dienstauf sicht über das gesamte Personal � Fe st­

. ,  setzung der Beratungstage der e inzelnen Senate ( §  9 Ab s o  1 
... ,:" ": 

' VwGG 1, 965) ; _ ' J '  
6 0  Verr.'ügung de s Eintritte s de s in der Ge schäi't sve rteilung 

vorge sehenen Ersa,tzmitgliede s be i , Verhinderung eine s Senatsmit­

gliede s ( §  1 1 Ab s o  4 VwGG 1 965) ; 

7 �  Zuwe isung der anfallenden Recht ssachen entsprechend 
der Ge schäftsverteilung und Be ste llung e ine s Senat smitgliede s 

zum Berichter ( § 1 4  Ab s .  1 VwGG 1 965) ; 

8 "  Be stellung de s Leiters de s Evidenzbüros (§ 1 7  Abs ·o 2 

VwGG 1 965 ) ; 

9 .. Be stllung und 'Jiiderrui' der Be ste llung de s Präsidial­

vorstande s (Art '0 1 Abs a  1 GO de s VwGH o ) >>  

. 1 0 0  Be stimmung der Person(en) zur Abwicklung de s Partei en­

verkehrs (Art 0 1 Ab s o  2 GO de s VWGH o ) j  

1 1 . Erlassung einer Kanz leiordnung (Art " 1 Abs o  3 GO de s 

VwGH ) ;  

1 2 0 Vorbere itung von Be schlußentwürfen für die Beratung 
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der Vollversammlung (Art 0 2 GO de s VwGH) ; 

1 3 0  Betrauung von. l'llitglie dern de s Verw'altungsgeri cht shofe s 

mit der Herau sgabe der "Amtlichen Sammlung " (,Art . 7 GO de s VwGH ) ; 

Aus die ser Auf stellung geht hervor , daß der Vollversammlung 
und dem Präsidenten de s Verl',raltungst5ericht shofe s  eine erhebliche 
Zahl von Just i zve rwal tung sange lege,nheiten nach der gelt ende n 
Re cht slage übe rtragen sind . 

Hinsichtl ich de s nichtri chterl ichen Personal s und der 
Sache rfordernisse be stimmt al lerdings de r § 1 8  VwGG 1 965 : 

" Die Ange legenhe iten de s nichtrichterli chen Pe rsonals und 
der sachlichen Erfordernisse de s Ve rwaltungsge richtshofe s wird 
unter de r Verantwortung de s Bunde skanz lers ge führt o ll 

Hinsicht lich der Ange legenhe iten de s nichtrichterl i chen 
Pe rsonals i st allerdir...g s zu b erü8 k s i c ht ige n. ,  daß , basierend auf 
Ab s "  4 de r Ent SChli e ßung de s Bunde spräsidenten , BGBI " Nr .. 31 2/1 924 

und 1 68/1 930 , das Bund e skanz le ramt am 1 8 0  AUgl.,1,St 1 924 � GZ 105 465-

6/24 folgende Ermächt igung erteilt hat : 

ItAn de n Ersten Präsidenten de s Verwaltungsge richt shofe s o  

Mit BG ziehung auf die Ab s .. 4 und 5 der Ent schlie ßung de s 

Bunde spräside nt en vom 1 2 .  August 1 924 , BGBl " Nr o  31 2 ,  erte ile 
ich Herrn Präsi.denten die Ermächtigung , sämt liche Be amte der 

allgeme inen Ve rwaltung beim do o Gericht shof , soweit die Ernennung 

nicht 
.
dem Bunde spräsidenten vorbehalten i st oder Zeitbeförderung 

eintri tt , . . in meinem Namen zu ernennen 0 Die se Ermächtigung gilt 
auch · für die anläßli ch der (;öerleitung auf systemi sierte Die nst- · 
posten nach dem Gehal t sge se t z  notv:e ndig gewordenen Ernennungen" .. 

Nach .de r derz e i t igen Praxi s werden - die verf as sung sre cht­
l i che Problematik die ser Ermächt igung se i in die s em Zusammen­
hang nur erwähnt - die per sonalange legenhe iten de s nichtrichter­

lichen Personal s (e inschlie ßlich der Vertragsbediensteten) vom 
Präsidenten de s Verwaltung se;e richt shofe s wahrge nommen , sofern 

ge setzlich die Zustimmung de s Bunde skanzleramte s  vorge sehen 
i st , wird unmitte lb ardie Sektion 11 (Personal ange legenheiten) 

. .. des Bunde skanzl eramt e s befaßt a Lediglich die Erne nnungsanträge 

. . 
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für Be amte ' der J i enstkl a s se . VII und VI II l au.t'e n ' Uber . die Sel(�t i ()�l I . ' 

(Prä sldi um) de s- Bunde sk änz'l e rrun te s , cia E; 0. tp s�c c �:. 07y!e . Vor schl �\ t?/;' 
an de n Bunde sprä siüe nt e n e.in� s i�iini s t e rrat sbe schlu s se 5 '  bcdi,j.:--tcrl 
(krt . .' 67 B-VG ) • .  

'. , " 

Hinsicht li c h ' de s richt e rli chen Pe:-sonals ;';f;::::,ie n. VÖffi . P:t' �;1 si- -

de nten de s Ve rwaltuns sGe ri cht shofe s der Re cht sl ilge ent spre che nd 
die :crne nnung sant räge der Sekt i on I (Prtis idium ) - ��c 3 Bunc.e s­

- ' kanz leramte-s übermi t t e l  t , während Anträge auf Zu st immung zur 

. Beme ssung von Ve rNe ndung s zulae; e n s owie Ne"tl en,.; et<:L:-c:" :: n l} e t re f .;� :; ri - '  
" ' Anträge unmittelb ar der Sekt i on - II d e s ,  Bunde sks_u:: lei'amte s Züf:jC--:­

sandt we rde n .  

Die Re ge l ung ae s t 18 VwGG 1 965 , ,'10Uach del' 3uncle sko_uz 1 8.I' 

für di e sachl i chen Erf orde r ni s se eie . Verantvw:l"' cung trägt , i s '� 
unt e r  dem A.spekt zu sehe n , da2 ' de r Ve l"�':' ::d t1;ni:.; s :_;er�,- cr.:.t sh<;.f p r. _  

· · ... m i se nde St e ll e  i s t . Unte r  Wahrung die<:; ·.:; s Xnwe j  ':u�� '; ;:;r8 c } ' t(� S  
."'le rden . dl' r. H !l u ch r:J l t '-" " n�'e l " . · . ,--; n \'l�-' l· · ·t (' n �, ; r, , . �  I., �, t l " .;' ,., 1., . ·-'7 8 &  :':; � :, }-" o u ;- -'-1 \..' ... .::.... ..;:.I u.. : � ';.J.. e:J. .... , r...:: !2 '-' �  '- . ...... .J..a.. ..... � .... -' ..J.. v ...... J � ..J.. ........ _ .. ,.,. "-'1.', i.:J v Cl.. \ ...- _"",(J. -

wand,e s von d e r  Buch...1.al tung de s Dunc1e s1c ') �1il  e rarn t e ::; be so:::r-t . 

e ing e räumt i st . Der Um s t and. , d q i� -c (; i de J·:: �: j :; �-: t�. , : t '  ::. ,; aue ;;;. .' l n :: , � :L: " :-:,i'� 6  
Ste lIe n in hau' "' h - It sre c l... t " n' " C : 'i .., �-� h �· " .;  "" '1 . . ·c- .... -, .• 1'" d "  ') t"' � . 

. . � .L a . ·  ..L.L ..... � c  e r  !:.i._ .. ",, � ..;.: q. .L.J. �} .::.; _ .t.  •.. _ ,  "-" !,'� .Jt.�.� v , . •  (,).. 10.' '�', _ .. ". 

Ge richt shöf e  auch hin.sicht l i ch 
prakt i sch autonom sind . 

" ,  . '" 
. 

. 

". . " . . 
de r s a c h l i che n  E:� o �de rni 3 30 

Ausführun.ge n übe r  die Ste l lung de s Ve l:-·:iG l tun:-:; s��,� :' i. c!lt shofe s 

sinngemäß auc h  für de n Ve rf a s sunssce ri c r.  .. t s hc- f . 

geri cht sha f e  s sind fe rn·z r  zu n e nne n : 
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a) Justizverwaltungsaufgaben de s Plenums de s 

Ve rfa s sungsgerichtshofe s 

1 .  7:ahl der ständigen Referenten ( §  2 Ab s . 1 VfGG 1 953 ) ; 

2 .  Be schlußfas sung über di e Ge schäft sordnung de s Ve rfassungs­

gerichtshofe s ( §  1 4  Abs .  1 VfGG 1 953 );  

3.  Be schlußfassung über die j ähr lichen 'l'ätigke it sberichte 

de s Verfassungsgericht shofe s (§ 14 Ab s .  3 VfGG 1 953 , § 45 der 

GO de s VfGH) . 

b) cTustizverwal tungsaufgaben de s Präsidenten de s 

Verfas sungsge richtshofe s 

1 0  Subsidiäre , vorübergehe nde Be ste llung eine s  ständigen 
.... 

Referenten (§ 2 Ab s .  1 VfGG 1 953 ) ; 

2 .  Leitung de s Verfassungsgericht shofe s ( §  3 VfGG 1 953 ) . 

und überwachung der Ge schäftsführung ( §  1 GO de s VfGH ) ; 

3 .  Erteilung von Urlaub an die Mitglieder und Ersatzmit­

glieder eie s Verfassungsgericht shofe s ( §  9 VfGG 1 953) ; '  
. . 

. 4 " Ve rnehmung e ine R I:litgliede s in Disziplinarverfahren .·· 

ode r  vor Amt senthe'bungsverfahren ( §  9 .Abs o  2 VfGG 1 953 ) ; 
" . . "  

5 .  Mi tte i lung fre:i y,rerdender Ste llen bei den Mitgliedern 

. de s Verfassungsgericht shofe s an de n Bunde skanzler (§  1 1  VfGG 

1 953) ; . .  

6 .. Betrauung e ine s M:itgliede s de s Verfa s sungsge richt shofe s 

. mit der Leitung de s Evidenzbüros ( §  1 3  a VfGG 1 953 ) . ; 

7 � Be stimmung über die Verwendung de s Personals und Ur­

laubse rte ilung an diese ( §  4 GO de s VfGH) ; 

8 .  Zuwe isung der Recht s sachen an e inen ständigen Refe­

rente n ( §  6 Ab s . · 1 GO de s VfGH ) , gegebe nenfal l s  Be ste llung 

e ine s Korre ferenten ( § 6 Ab s .. 2 GO de s Vl'GH ) ; 

9 .  Anordnung der Sitzung ( §  1 0  GO de s VfGH) ; . 

1 0 . Erl assung einer Kanz le i ordnung (§ 46 Ab s .. 2 GO de s 

· VfGH ) • .  
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Beim Verfas sungsgericht shof ist überdie s  ein Personal- ·· 

senat eingesetz , der vor Ernennung de s Verwaltung spersonals 

zu hören i st ( § 1 3  Abs .. 2 VfGG 1 953 und § 9 GO de s VfGH) .. 

Der § 1 3 Ab s o  1 VfGG 1 953 b e stimmt : "Die Ange legenheiten , 

die das dem Verfas sung sgericht shof angehörende Verwaltung s­

personal und die sachlichen Erforderni s se be treffen , werden 

unte r  der ' Verantwortlichke it de s Bunde skanzlers geführt .. 1 1  

Die Praxis hinsichtlich der Ernennung die ser Bunde sbe­

dienste ten und der Vorsorge für die sachlichen Erfordernisse 

ent spricht j ener , die im Zusammenhang mit dem Verwaltungsge­

richtshof bereits dargelegt worden ist . 

, 3 o 'Würdigung der Argume nte f ür  e ine Ubertregung der 

Justizverwal tu.ngsangelegen..'1ei ten an die Gericht s­

höfe de s öffentli chen Recht s 

In der Diskussion zur Frage der weisungsungebundenen Über-
, "  tragung der Justizverwaltungsange legenheiten an die Gerichts­

höfe de s öffentlichen Rechts werden verschiedene Argument e für 

eine solche Übertragung ins Treffen geführt .. Im folgenden sollen 

die se Arguinente zusammengefaßt und kriti sch gewürdigt werden . 

A c  Aus schlie ßung von Regierungse inflüssen 

Da s häufigste Argument , das gegen die bestehende Recht s­

lage vorgebracht wird be steht darin , daß in der Führung der 

Justizverwaltungsange legenhe ite n durch den Bunde skc.nzler die 

Gefahr ge sehen wird , die von den Gericht shöfen auszuübende Ver­

waltungskontrolle zu bee inträchtigen.  In dem Umstand , daß ihm .' 

nicht die justizverwaltung übertragen i st ,  sieht der Verfas sungs­

gerichtshof eine Gefährdung se iner , Unabhängigkeit : "Wer über 

Personal;" , und Sacherforderni sse de s Gericht shofe s verfügt , hat 

e s  in der Hand , den Geri chtshof zu beeinflussen und letzten 

Ende s lahmzulegen .. " 

Zunächst ist zu die sem Argument zu bemerken ,  daß e s  sich 

auf 'die stru..�ture lle Frage be zieht da bi sher in keiner der vor­

liesenden . iiußerungen einer der Gerichtshöfe de s öffentlichen 

Recht s behauptet worden i st , daß Eingriffe seitens der Verwaltung 
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stat tgefUnden hätt en � die die Unabhängigke it de s Geri cht shofe s 

b e e i trächt igt hätt e n  .. Prüft man ab er die al lgeme ine Frage , 

wie die Unabhängigkeit eine s  Ge richt e s  ge s ichert wird , so zeigt 

sich , daß die Frage der Unabhängigke it zunä chst eine s o l che 

de s
' 

Se lb stve rständni s se s de s Gericht shofe s und der Einste llung 

se iner i,:1i tglieder i s t " Juri st i sch b etracht e t  be z ieht sich die 

Unabhängigkeit de s Ge ri cht shofe s auf se ine richterl i che Funkti on., 

Si e kann nur dadurch ge sichert werde n �  daß eben Aufträge an Mit­

gliede r e ine s Geri cht shofe s in e i ner be stimmten Ange le genhe it 

in e ine r ganz b e stimmten '."';e ise zu e nt s che iden ausge schl o ssen 

we rden (vgl o dazu im e inze lne n 'u'iALTER , Verfas sung und Geri cht s­

b arke it � 1 960 , So 56 ff ) 0 Insofern hat die Frage der ·übertragung 
von Justi zve rwaltungsange le genhe it en auf die Geri cht shöfe de s 

öffentlichen Recht s mit der Sicherung von dere n Unabhängigke it 

nicht s zu schaffen o  Die se lbe n  Einwände könnt e n  auch ge se nüb er 

de r ordent li che n  Geri cht sbarke i t  ge lt end gemacht werde n .. Die s 
.; würde be deuten �  daß j e dem e inz elnen Geri cht die Ange le genhe iten 

der Justi zverwaltuns üb erla s se n  we rden müßten � um se ine Unab­

hängigke it zu wahre n o  

Die ser Üb erle gung werde n de shalb rege lmäßig zwe i Ge sicht s­

pun.i.cte ge ge nübe rge st e l l t , näm l i ch das b e sondere Inte re s se ,de r 

Ve rwaltung an den Geri cht shö fe n de s Öffentl ichen Re chte s �  weil 

' di e sen - im Ge gensat z  zu den o rde ntl ichen Ge ri chten - di e Kon-

trolle de r Verwaltung übe rtragen i st und de r Ge sicht spunkt , 

daß Unabhängigke i t  ni cht so sehr al s ':;ei sune; sfreihe it in de r 

Re cht sprechung se l b st , sonde r  al s 3icherung de r Funktionsfähig­

ke i t  ver stande n wird o 

Be ide Ge sicht spunkte mü s se n  unter e inem be tracht e t  werden . 

" .

"

' . ; 

Durch das de r Ve rwaltung nahe ge legte Int e re sse � von j eder Kon- .' 
trolle .fre i zu sein � b e stehe e ben für di e Ve rwaltung ein gröBeres •.•.. . 

" .  Int er� s se 
'
an e ine r Be e inträchtigung die s e s  Kontrollmechanismus ' 

als .die s e twa ge genüb er den ord.e ntliche n G-erichten fe ststellbar 
s e i  " Abge sehen davon � daß inf o l ge der sich zunehmend auswe iten­
de n Privatwirt schaft sve r\val tung de s S� aat e s  e s  durchaUs zweifel-. 

'. '

: '

. . 

" 

. . :: 

haft sein kann � ob di e orde ntli che Gericht sbarke it und die von 
die ser äufgeübte Kontrolle Üb e;r' die Privatwirt schaft stät ie;keit . 

. . ... . .. , . 
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s o  vernachlä s sigt v,erden d.arf , i st doch fest zuste llen ,  daß die 

e twa vom Bunde skanz l e r  ge führte Justi zve rwaltung der Gericht shö fe 

de s ö':fentlichen Re chte s auch der politi schen Kontrolle de s Nat i onal- · 

rat e s  in all e n  se inen Formen unterli egt .. Es i st de shalb ke ine s-

we g s  50 9 daH die so au sgeübte Ju stizve rwaltung e ine unkontrollierte 

wäre 0 .Je de Behinde rung . der Funkt i onsfähigke it de r Geri cht shö fe 

de s öffentliche n Re chte s würde wohl im Rahmen der poli ti sc hen. 

Kontro lle und der Kontro l le der ö ffent l i chen Me inung nicht un-

. widerspro chen hinge nommen werde n o  �'ienn al s o  zum .d.usdruck gebracht 

werde n  s o l 1 9 daß ·di e Übe rtragung der .�gelege nhe iten de r Jus t i z­

ve rwaltung Voraus se t zung für die Erhaltung der Funkti onstät ig­

k� i t der Gericht shöfe de s ö ffentlichen Re cht e s  i st , so sche int 

damit die Bedeutung der Justiz ve rwaltung ni cht nur übe rschät z t , 

sonde rn auch die Wirkwe i se ande re r be stehender Kontrolle inrich··· 

tungen 9  denen die politi schen Organe 9 d o h .  in die sem Zusammen­

hang der Bunde skanz ler unt erl iege n ')  unterschät zt zu werden o 

In der Repub lik Ö sterreich be stand der j et z t  bekämpfte Re cht s­

zust and se it ihre r '  Gründung ; nicht Maßnahme n der Justi zverwal­

tung hab e n  ab er j e  zu e iner Lahmlegung de :::- Geri cht sbarke it d e s  

öffent l ichen Recht e s  ge führt o 

Zu di e ser Prob lemat ik führt e twa WELAN ( in :  V:ELAN-PELIN"ß ,  
Demokrat ie und Ve rf as sung s in Österre ich , 1 971 7 s .  259 ) aus :  

II Das Naheve rhältni s  von Bunde skanz l e r  und ' Verf as sungsgeri cht shof 

1st hi stori sch be dingt o LS be st eht seit Be ginn de r Republik o 

Bchon § 1 2 der Ve rfas sung snove lle vom De z ember 1 91 8  be s timmte ') 

daß die ' obersten Gerichte öffentlichen Re cht s 0 0 0  in admini­

strat iver Hi nsicht ' zur Staat skanz l e i  ' re s sorti e re n ' o  Da die se 

Gerichte üb er di e Ge setzmäßigke it von Verwaltungsakt en der 

e inz e lnen Re s sort s z u  entscheiaen hatten , konnte n  sie nach der 

damalige n Auffas sung in admini s trat iver Hinsicht keinem di e se r 

Re ssort s , sondern nur der' neutral e n  St aat skanz l e i  zugewie sen 

werden " Die se de r St a,at skanz l e i  zust ehende Kompe t e nz wurde vom 

Bunde skanz le ramt üb ernommen , obwohl p..ie se se it dem IDkraft tre ten. 

de s Bunde s-Verfa ssungsge setz e s  nicht mehr re s sortneutral , sonde rn 

rte s sort ste lle , Bunde smini s t e rium , ' i st o  Al lerdings i st das Bun­

de skanz leramt im Ges ensatz zu all e n  ande re n  Mini s terien nur ' 
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ausnahms\'1e i s e al s be sche iderlas ;jende Behö rde ode r .  typisChe 

Re s sort ste Ile t ät ig , s o  daß die Dinge im \ve sentlichen doch s o  

lie ge n  w i e  vor 1920 .  Außerdem sind die Organi sati onse inhe i :t; e n  

de s Bunde skanz l eramte s ,  di e de n Verfas sung se;e richtshof admini­

strativ be treuen ( z . B .  die Buchhaltung ) ,  im allgeme i ne n  ni cht 

j ene , die in ?roz e s se n  vor dem Ve rwaltung sgeri cht shof in Er­

sche inung tre t e n . "  . 

Es i st auch zu bedenken , daß das Argument , die Whrung 
der ' Justizverwaltung durch den Bunde skanz l e r  könne di.e l''unkti ons­
fähigke i t  der Ge richt shöfe de s ö ffentli chen Re chte s b e e inträch­

t i ge n ,  voraus se t zt , daß die Führung d e r  Ju sti zve rwaltung in miß­

bräuchl i che r h e i se e rf o lgt ."  Daß in e i nem mög l i chen Eißbrauch 

der Ste llung e ine s s t aatl i che n  Organe s ke i n  al l zu übe rz e uge nde s 

recht spo lit i sche s Argument erbli ckt werde n kann , hat di e Bunde s� 

re gierung be re it s  in der ob en unt e r  Punkt 1 Yli ederge gebenen 

.f:ußerung zum Tät i gke i ':; sberi cht de s Verfa s sung sgericht shof e s 

von 1 961 zum Ausdruck gebracht . E s  i s t  ab e r  an di e .se r  Ste lle . 
no chmal s ciarauf hi nzuv!e i sen , daß die sem Mi ßbrauch nicht nur . 
durch die tibertragung de r Ju sti zve rwaltung an die Ge richt shö fe 

de s ö ffent l i che n Re c hte s ge steue rt we rde n , kann , sondern bere it s  
nach der de rz eit'igen Re c h t s l age durch die polit i sche Ve rant­
wortung de s Bunde skan z le r s  ge;e r..über dem Nat ionalrat ge steuert 
ist • .  

FOl gt man ab er der . e ingangs e rwähnten Argument at i on , s o  

mü ßt e konse quent d i e  vö l lige Aut onomie de r Gericht shöfe de s 
ö f f e nt l i chen He chte s gege nüber all e n . andere n Organen herge st e llt 

we rde n" e s  könnte nicht ' ge nügen ,  nur ge rade die in der b i sherigen 
Di skus s ion be sonJ.e 2 s  bet onte Frage der Ernennung de s Ve rwaltung s­

p e r s onal s he rau s zugr e i fe n .  Da s abe r  vviirä.e grund sät z l ichen , 
Konzepten d e r  Bunde sve rfa s :3 un�; s  wider sprechen .  B e i sp ie l sw e i �e 

e rhebt sich d a s  Prob l em , da.L� das se lb e Argument ge Sen di e Be­
s chlußfassung ' de r Bunde sregie rung übe r  de n Entv,'U.rf de s Bunde s­
f inanzge set z e s  und den Die nstp o s't; e np l an und d ie Be schlußf as sung 
de s Nat ionalrat e s übe r  d i e s e  Ge ':e nst ände vorgebracht we rde n 

. kö nnte , da darin ebenfa.ll s d i e  Abhängi gke it .de r  Geri cht shöfe 

. :-. ... 
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. . . ' "  " . 
� s  B f fent l i che n Rechte s von ande r e n  St aat sorganen deut l i ch wird e 

Es z e igt s ich � daß die St aat sorg ane ni emal s in vBl liger Unab­
hängigkeit . nebene inander b e stehen könne n .  Die s würde .le t z t l ich 
die AUfiB sung de s St aat s apparate s führe n .  E s  kann nur imm o r  die 
Frage se i n , we lche r Grad von AbhängiGke i t wiin s chenswe rt i st .  

B )  Son.:ie ::-ste l lung der Ge;i cht shö fe Ö ffent l i chen Re cht e s 

Die . SonG.eL's t e l lung de r be iüe n Ge ri cht shB fe de s öffe nt li chen 
Re chte s wird vie l f ach zur Begründung für die Forderung nach 
Übertragen der Jus t izverwal tung s ange l egenhe i ten he range z ogen .  
So steht e twa bei ·";ELAU ( a . a . O o , S .  259 f . ) zu l e sen: " Trotzdem 
muß zuge ge b e n  werde n :  e s i st einige rmaßen se l t s am ,  daß admini­
strat ive Ange l e ge nhe ite n e i ne s  Ve rfas sung sorgane s übe rhaupt 
re s sort i e re n o Und e s  i st. hervorzuhebe n ,  daß die admini strativen 
Ange le ge nhe i t e n ande rer Verfas sung sorgane , et\va de s Bunde spräs i - · 
de nt e n ,  de s ';;�at i onal rate s und de s Bunde srate s ,  ni cht re s sort"i. e ren. . 
Hier be steht prä sidial e  und parlament ari s che . Autonomie . ObvlOhl 

, der Verfas sung sC;e r i cht shof ebenfal l s  Ve rfas sung sorgan ist , 
fehlt ihm die volle Aut onom i e , die e inem Verf a s sung s or5an zukommt . "  
Damit wird auch d i e  Auffa s sung verbunde n ,  d aß die tJbertragung 
der Ju st i zverwaltung sanse lege nhe i t e n  durch das g e l t ende Ve rfas sung s­
re cht . geboten 5ei " 80 e twa , wenn KLECATBKY . ( üb e r  die Notwe ndigke it 
eine r grundlege neden Ref orm der ö st e rre i chi schen Verfa s sung sge ­
richt sb arke i t ,  i n : Menschemvürde und fre ihe itl iche Recht s ordnung , 
Fe st schrif t für r,�iilli GEIGER , 1 974 , S e  942 ) die iJe i nung ve rtritt : 
"Die se Re cht s l age ( näml i ch erf o l gt e  Übertragung der Justi zve r-. . 
waltung ) sche i nt zwar schon heute - ebens o  vvie auf dem Geb i e t e  
der Verw al tun�5 s;:e l'i cht sb arke i t _ .  von d e r  Bunde sve rf as sung vorge� 
sChrieb en , v.-ird ab er auf der Stufe der einf ache n Ge se t z ge bung 
nicht e i ngehal t e n . 11 Im we sent l i che n kommt d ab e i  die i..einung zum 
Ausdruck , e in Verfas suns sorgan - wi e . der Ve ri'as sungs- und Ver-

.. . wal tung sGe richt shof - kö nne organi sat or i s ch nicht irgendwie von 
e i nem ande ren Verf a s sunG' sorgan abhängig oder · ihm unte rste l lt se in .  

:Jic se Argum e ntation i s t  nur vor dem Hintergrund . der .ti..ontroverse 
übe r  de n status de s Bunde.sverfas �ung sgeri cht e s  in der Bunde sre­
pub l ik Deut ;.;; chland ganz verst ändl i ch . Im Jahre 1 952 legte nämlich . " 
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das Bunde sve rfa s sung sge richt e i ne De nkschri ft vor , in de r aus . 

de r Verf as sungs organqual ität de s Bunde sverfas sung sg ericht s Fol­
gerungen u o a .  auch für Frage n de r Justizve rwaltung ge zogen wurden 

(vgl .  den Abdruck di e se r  Denkschrift in : Jahrbuch de s öffent l i che n 

:Re cht s � NF 6 (1 957 ) 8 .  1 44  ff . )  Di e Verfas sung sorganqual ität . 

wurde aus der b e s onderen Funkt ion de s Bunue sverfas sungsgericht e s ,  

nämlich der Ent"6che idung " p o li t i sche r ll Re cht s stre itigkeit einer­
se i t s  und aus de r " Fü l l e  der Komp e t e nz e n" g e z ogen , die ihm durch 
das Bonner GG o zuge voiie se n  wurde n .  In der ge nannte n  De nk schri f t ·  

��de daraus auf fo lge nde Konse que nz hingewie sen :  

" Al s  e i n  de n ande re n ob e r s t e n  Bunde sorganen ebe nbürtige s 
Ve r.;.: as sungso rgan kann das Bunde sve rf a s sung sge richt organi s at o ri sch 
nicht irgendwi e von e inem anderen Ve rf as 3ungsorgan abhängig oder 
gar unt e r st e l lt sein " Au s die sem Grunde kann auch kein NIini sterium , 
we l che s e s  auch imm e r  sein möge , für sich in Anspruch nehme n , . 
im Bere i ch der Justizve rwaltung Auf sicht sbe fugni s übe r  das Bunde s- . 
verf a s sung sr e c ht ausüb e n .  A l s  unabhängige s Ve rfas sung s o rgan muß 
das Bunde sverfas sungsgericht vie lmehr auf dem Geb i e t  der Verwaltung 
� abhängig s e i n o  Sow e i t  e s  mit anderen ob er s t e n  Bunde sorganen zu 
tun hat ? muß e s  ohne Zwi schenschaltung e ine r mini ste rie l len 
Inst anz se lb ständie; und dire kt mit d i e sen auf dem Fuße vö l liger 
Gle ichb ere cht igung verkehren o 

Di e j et ztige Praxi s , nach de r die wi cht igstcns Ve rwaltungs­
u:c.d Auf sicht sge schäfte , wie d i e Berufung und Abberufung der 
wis senschaftliche n Hilf skräfte sowie di e Ernennung , Be fö rderung 
und Entlas sung de r nicht richterliche n Be amten de s Bunde sver­
fassungsgerichte s durch das Bunde sjustizmini sterium vorge nommen ." . .

. \,;'e rden , i st dahe r  mit der ve rfas sungsrechtlichen Situati on nicht . 
ve re inb ar  .. Auch scho.n vor de r Ve rab schiedung de s Bunde sbeamten­
ge setz e s , das die sen Punkt expre s se s  verb i s  rege ln sollte', dürfte " ·  
die se FUnkt ion - ähnli ch wie die s beim Bunde stag ·und Bunde srat 

. 

. " der Fall · i st - aus schließlich dem Präsident en de s Bunde sverfas sungs- ... . 
gericht e s  obliegen . " (JböR a . a . O . S .  1 45 )  • . ,. . . .. .' . .. . . .. . .. ... . . .. . . 

j)ie se Argwttentat ion steht und fällt mit dem Begriff de s' 
. ." . ' . ' . . ', ' 
" Verfassungsorgans " , e in Begriff , der · übrigens in der ö sterrei':' 

chi schen Lehre keine swegs a.l s ge sicherte r ; Begriff ange sehen 
werden . kann . De shFilb i st e s . ui cht zu vertreten , aus dem Status- . ·

· 

be ri cht Rückschlü s se für d i e ö s"'C e rre i chi öche Ve rf as sungsla[:;e zu .. . 
ziehen. .. . : ' . , - , ;." 

In e inem GUt acht e n  hat THOIkA (JböR, a . a . O .  3 .  1 61 ff • ) der " 
z it ie rt e n  De nkschrift u . a .  auch Be griffsjuri sprude nz vorgeworfen , 
we i l

·· aus dem Begriff de s  Ve rfa s sunf,sorgans be st immte Deduktionen 

. . . . .. . .. � . 
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,vorgenomme n würde no Tat sächlich i st der Eegriff keine swegs klar . , " 

In se inen Bemerkungen zu dem e rwähnten Gutachten hat das Bunde s-
" ve rfassungsge richt diesen Begriff wie folgt e :aäutert : tt Im Bere ich 

ge schriebene r  Verfassunge n wird e in Organ nur dann als Verfassungs­

organ anerkannt , wenn e s  in der Verfas sung selb s t  konstitUiert 

ist und die Kompe te nzen die se s Organs sich unmitt e lbar aus der ' 

Verfas sung e rgeben " ( a � a <l O "  S .. 1 97 ) .  Es viird aber zugleich ein­
geräumt , daß e s  Organe gibt , die zwar die se Voraus se tzung er­
fülle n ,  de nnoch abe r nicht zu de n Verfas sung sorganen zu re chnen, 
seien o Die se Elemente se ien vie lmehr nur e ine "formali sierte 
F,olgerung " aus der Grunde insicht in das 'lie sem de s Verfas sung s­
organs : "nur j ene Organe sind Verfas sungsorgane , deren spezi­
fi sche Fun1.�ionen und We sensart einheitsb egründend oder - wie 

' man auch ge sagt hat - inte grie rend auf de n staat wirken "  

(a o a. O o' S o  1 98 ) 0 

Neude rdings hat LAUFER (Typus und status de s Bunde sver­

fassung!;lgerichte s , i n :  Die moderne Demokratie und ihr Recht , 

Fe st schrift für Le ibholz i 1 966 , Bd .. I I , S o  427 ff . ) den , Ver-
" 

such unternommen , die sen Begriff we iter z u  klären .. Neben den 

erwähnten be ide n  Krit e rie n ( Konst ituierung durch die Verfas sung 

se lb st und ZUVl� isung von Kompe tenz en uwnittelbar durch die Ver.-
fas sung ) , neben die sen forme llen Kriterien , gebe e s  aber auch 

sub stantie lle Kriterien ( a o a " O o  S o  450 ff . ) . Dazu gehöre , daß 

das Handeln von Verfas sungsorganen dur.ch das , Bunde sverfas sungs­
gericht kraft se ine s richte rlichen Prüfung sre chte s .&.Controlliert , 

gegebenenfalls unwirksam gemacht werden könne . Dadurch daß die 

Recht spre chung " zugleich auch ge stalt e nd , bewahrend und re gu­

lie rend auf das Verfas sungsleben und machtve rteilend und macht­

begrenz end auf die ande ren Verf as sungsorgane e inwirke " ( a . a . O .  
BIO 451 ) , werde das Bunde sve rfas sungsge richt Verfas sungsorgan. 
"Dadurch al so , daIj die Entsche idungen de s Bunde sverfas sungsge­

richt shofe s ' die Verf as sung sre cht sordnung als Ge samtheit und · 
dami t  ste t s  die p olitische Ordnung al s Ganze s · be e influssen,  

i st e s  als Verf assungsorgan zu kla ssifiz ieren." ( a . a . O . S . 451 ) .  
, , LAUFER fährt dann fort : " Zu de n sub stantiellen Kriterien e ine s 
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Verfa s sung sorgane s gehört · schließlich , daß e s  aus sich s e l b st 

exi s t iert , daß e s  ke inem anderen Organ unte rge ordne t i st , daß 
e s se lb ständig über sein Hande ln entsche ide t , daß e s  in se ine r  

innere n Organi s at i on vö l lig fre i  ist und d aß es die Verfahrens­

arten für se in Handeln e igenständig fe s t l e gt o "  (a o a o O .  S .  451 ) 

Al le rdings wird hier eben das in den Begriff als Inhalt hine in­

gelegt � v;as sodann darau s  wiede r  gevlOnne n werde n soll , wird doch 

�ben die se Eigenschaft aus der Qual ität al s Verfassungsorgan 

abge l e it e t o 

All e s  in al l em kann fe stgehalt en werde n ,  daß de r Be griff 

" Verf as sung sorgan " '. mi t dem sich ke ine ge sicherten rechtlichen 

Vorstellungen verbinden ,  kaum geeignet i st , für die Lö sung de r 

Frage der JustizvervJaltung e twa s b e izut ragen o Es kann j e denfal l s  

j uri s ti sch überz euge nd au s de r G", s t al tung eine s Organs durch Zu­

we i sung von Kompet e nz e n  nicht ge schl o ssen werden , daß die e i ge ne 

Organi s at ion zwangsläuf ig ebenfal l s  di e sem. Organ überlas se n  

b l e ib e n  müßte o So kann au s dem Begriff " Verfassungsorgan II
, wenn 

die Gericht shöfe de s ö ffentli chen Re chte s als solche be z eichne t . 

we rde n �  ni cht de r zwingende Schluß auf die Notwendigke it der 

. Übe rt ragung der Ju stizve rwal tung abge le it e t we rde n ., 

Die Sonde r st e l lung der Gerichtshöfe de s öffentlichen Rechts 

wurde auch imme r  wie de r  im Vergleich zum Obersten Gericht shof 

hervorgehobe n o  So führt etwa ERMACORA ( über die Justi zverwaltung 

der Ge richt shöfe öffentliche n  Re cht s in ö ste rre ich , in : Me nschen .... . 

würde und fre ihe i tliche Re cht s ordnung , Fe st schrift für Willi 

Geiger � 1 974 , So 723 fr 0) au s :  " Von al lem Anf ang an t;jar klar , 

daß die b e iden Geri cht shöfe öffe nt l i chen Recht s eine ganz ande re 

Funkt ion haben sollten al s der übe .este Ge richt shof • . • • • •  Abe r  
aus d e n  Kompe t e nze n  de s neue n Verfas sung sgerichtshofe s get;en­

üb er j e ne n  de s Obers t en Gericht shofe s wurde deutlich , daß der 

. Verf as sungsge ri cht shof -,-on de r /,'arte seine r Funktion her dem 

Obe r sten Gerichtshof überlegen se in mußte 0 De r Ver:fas sungsge- < 
. . 

. 
. 

. . ri cht shof wurde für zuständ.ig erklärt , über Kompe tenz stre itigke iten · 

zwi schen de n Hö chstgeri cht en zu· ent sche i de n .o De r Ve rf as sung sge- ... . 
richtshof hat auf Antrag de s Obersten Geri cht shofe s übe r  Ge s e t z e s- . 

" , , f  

, ' .  � "  
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und. Verordnungsprü..fung zu ent sche iden - Zuständigkeiten ,  die 

vom Obersten Gericht shof nicht be sorgt werden können ! Die se 

. beiden Kompetenz en machen de n Verfass'l.Ulgse;ericht shof nicht nur . .  

zum negat ive n , . sonde rn auch zum po sitive n Ge setzgebe r "  Sie 

st e l len ihn in e;ewissen Fäll e n  auch übe!' die Volksvertretung • 
. . Ist d as gleichb edeutend mit einem höhere n Rang de s Verfassungs­

gericht shofe s ? "  ( a . a . O . S .. 732 f ,, ) ERMACORA be j aht die von ihm 

ge ste l�te l!'rage " Er we i st dem Verwal tungsgericht shof eine 

"Mitte l ste llung " zu . ! lEr (der Ver,'ialtungsgericht shof ) befindet 

sich , was die Ent sche idung über Kompete nzkonf likte und über 

�träge nach Art " 1 39 und 1 40  b-VG ane;eht , in der Rolle de s 

Obersten Gericht shofe s "  ','ias  se ine Kontrolle der Verwal tung angeht , 

so hat se ine Ste llung Ähnlichkeit mit der des  Verfassungsge richts ... · 
hofe s �  Auch er hat St aat skontrolle vorzunehmen " ( a " a o O o  S o  734) . 
De shalb müs se die Dbertragung der Justi zve rv;altung an die Ge­

richt shöfe de s öfi' ent l ichen Re cht e s  nicht auch die übe rtr agung 

. di e se r  Angelegenheiten an den Obersten Gericht shof mitumfas sen , 

" so daß d as Argument , der Oberste Gericht shof müs se in Fragen 

der Justizverwaltung unbedingt gle ich behandelt werde n , sachl ich 

niöht gerechtfertigt erscheint " ( a . a o O � S o  734) 0  
· Ähnl iche Argumente zugunsten de s verwaltungsgerichtsho�e s  

. hat dieser selb st in der oben unter Punkt 1 z it ierten S t e l l ung­

nahm e vom 8 .  Juli 1 9 71 , GZ 1 47-Pr/71 , und in den Tätigke itsbe­

richten der .letzten Jahre vorgebracht " . 

'.ratslichlich ist nicht zu b e stre iten: � daß Unter kompe tenz­

re chtlicher Sicht , au s dem Blicbvinke l de r • .u-t der B� s"Cellung 
. der f;Iitglieder de s Verfassungsgericht shofe s und unter dem Ge - . 

sicht spunkt der rechtlichen St8 11ung der l,iitgl ieder de s Ver­

fassung sgericht shofe s sich Um stände ergeben , die die ,Annahme 

einer be sonderen St e l lung de s Ve .efas sungse;ericht shofe s na...1ie­

legen .. Darauf wird in anuerern Zusamme nhang noch zurückzukommen 

sein"  . 

-:�b schließend i st auf die Behauptung von KLECATSKY hinzu­

wei sen , wonach die be stehende �erfas sungs�e se tzlich fe stgelegte 

Recht slage V'erlan� ,  daß '"'!.ie Justi zve rrial tung den Gericht shö fen 
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de s öffent li chen Re cht s üb ertragen werde . Nach dem Hinv:e i s  auf 
die §§ 1 3  �b s .  1 VfGG 1 953 und 1 8  VwGG 1965 b e gründet er di e se 
Auffas sung wie f o lgt : " Demgege nüber s e t z t  die Bunde sve rf a s sung 
s e lb st die ?rä s identen der be ide n Ge richt shöfe al s e igene , den 
übrigen l.1itgliedern gegenübe rge s t e l lte Org ane e in ( Art . 1 34 Ab s . 1 , 
und Art . 147 Ab s .  1 B-VG) . Der Gedanke , daß die damit zwe i f e l s­
fre i ve rfas sungsrecht l i ch no rmierte Le itung sbe fugnis die ser 
Organe von der Verantwort lichkeit e i ne s  von den b e iden Ge richt s­
höfen zu kontrol l i e re nden Organ abhängig se in kann , i st abwe gig " 
(KLECATSKI , a . a . O .  S .  942 Anm . 77) . Die be ide n ge nannt e n  Ver- , 
fas sung sbe stimmungen , die im vorigen al s ve rfas sung sge se t z l i che 
Grundlage für die vorgebra�hte Behauptung z i t iert werde n ,  be­
sage n ,  ' daH die Ge richt shö fe aus e inem Präs ident e n ,  e inem Viz e- , '  

prä sident e n  und de n s o nstigen l.ütgl iede rn be st ehe n "  Daraus de r 
Schluß zu z iehen " daß die - unb e s tritten ange nommene - Le itungs­
befugnf s auch die

" 
ge samte

" 
v us t i zveri'Ial tung

' 
e i nschl ieße , ist 

-.'Jenig , übe rzeu�e nd . AUS der mit de r B� z e ichnung al s "Präsident " 
a l s  'Verbunde ne n anerkannten , Le,i tung sbe fugni s ,  kann kein zwingender 

Schluß auf den " Inhalt der Le itung ge z oge n we rde n .  Es i st vor 
allem - mange ls ' j eg l i cher Begründung - ni cht e r sicht l i ch , Yle shalb 

, ' 
dazu das 3rnennung sre cht für das nichtricht e rl iche Fe r sonal ge� 
höre n sollte , zumal unbe strit t en i st , daß das einmal be s 'C e l lt e  
Per s o nal d e m  " Le i  ter lf de s Gericht shofe s unte r s t e l lt i st e Damit 

i st aber no ch k e i ne Au s s age ge troffe n ,  ":le l che Be fugni s se im 

e j, nze lnen d i e sem Le iter zustehen , vor allem auch nicht , ' ob e r  
die se Befugni s se we i sun�;sfre i ausübe n kann . 

. ' . . ;', .. ' - 0 

Ab schl i e ßend kann ge sagt we rde n , "  daß im geltende n Ve ri' as sung s­
re cht ke i ne Be st immung e r s i chtlich ist , aus der zwingend ab zu­
l e i t e n  wäre ') daß de n Ge!'i cht shö fen de s ö ffent l iche n Re chte s d i e  

�' Just i zve r\'!D. I tung vorb ehal t e n  s e i n  muß und e ntge genstehe nde Iie-

�,' '. ge'lunse n somi,t ve rfas sung swidrig wären .  Die im allgeme i ne n  vor- " 
� gebrachten re cht sp o l i t i sche n �'ti'gume nte für e ine �bertragung der � " "  "

Ju sti zve rv;�al tung s ange l e genhe i  teri an d.ie Ge�i cht shö.fe de s öffent- , ' , 
�' l iche n, Rechte s '  sind insof�rn nicht übe, rzeup:en.d .. als d.ie :b�rcli ,:e , � .  u � _ 
"" 
��: ;: 

. ' 

� � . '" • .  ,,\., ,' ... �,' ,'...;':·"�1�'\""""" "'"· : . .... �-..j-o ........ ,,�·�:. ��;::;';;'''' • . • ��- :":":" ';;" �., 
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ob e ine solche uo ertr agung e rf o l g 8TI. s o ll oder nicht , · · nach wi e 

vor e ine re cht spoliti sche Ent sche idung b l e ibt , der auch Gründe 

d agegen gegenüb erge s t e l l t  werde n können . 

Es we rden demnach die re cht spoliti schen Aspekte im folge n­

de n b e sonders zu priifen se in .. 

4 .. Re ch t spol i t i s che Gesi chtspunkte für die Beurt e i lung · 
. der Frage der Gbert r agung der Just iz ve rwaltung sange­

l egenhe i t en an die Geri cht shöfe de s öffent l i chen Recht s 
Re cht spo liti sche ::nt sche i dungen , und um e ine sol che hande lt 

e s  sich bei der Frage der Üb ertragung der Jus t izve rwaltungs ange­

l e genhe i ten an die Gericht shö fe de s öffentl i chen Re cht s , s ind 

unter Abvlägung der Gründe , ·  die für und der Grunde , die ge gen 

eine b e stimmte J,jaßnahme b e s t ehen , zu treffen . Demgemäß ste l l e n  sich 

. im we sent liche n dre i Fragen , auf die im f o lgenJe n näher e inge � 

gans�n we rde n  soll o .  

1 .. Sind Verfas sune;s- , Verwal t une.;; s- und Ober ster Gericht shof 

in Sachen ub ertragung der Jus tizve rwaltung gle i c h  zu · b ehande ln 

. oder wäre eine Differenz i e rung zvii schen die se n Gericht shö fen 

sachl i ch gere chtfart igt ? ,}enn. letztere s b e j aht wird , in we l che r 

We i se wäre e i ne unte rschiedl i che Behandlung zulä ssig? 

2 0  Vorausge se t z t , m an e nt sche ide t sich für die übe r.tragung 

der Just i z ve rwal tungs ane;elegenhe i t e n an eine n  oder al le vorhe r 

genannt en Gericht shö fe ; i n v:e lchem Umf ang , d . h .  we lche konkre ten 

Angelegenhe iten \ .... äre n damit zu erfassen? 

;; .  Vorau sge set z t , man ent sche ide t sich für die übertragung 

de r Justizve rwaltung sangclegenhe iten an e inen oder al le vorhe r 

genannt en Ge richt shöfe ; welchem Organ di e se r  Gericht shöfe wären 

. di e Justizver\'ral tung sange legenhe i t e n  zuzuwe i se n? . 

A� Zur Frage de r Gle i chbehandlung de r Hö chstge richte 

Aus der bi sherige n Di sku s s i on der Frage der Übe rtragung 

der Justizve rv:al tung an die Hö chstgerichte i st hervorzuheben , 

daß b e i  der e r s tmal i g e n  Di skus sion di e ser Frage im Nat ionalrat 
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im Zusammenhang mit dem Tät igke it sbericht de s Verfas sungsge­
richt shofe s für das Jahr 1 961 , die Haltung der Abge ordneten 
dahin ging , wohl dem Verfas sungsgerich t shof in die se r  Hinsicht 
eine Sond.erste llung zuzuerke nnen "  Die Frage de r Justizverwaltung 
der beiden ande ren Hö chstgerichte wurde nicht behande lt . In de r 

. , Zwi schenzeit hat de r Verwaltung sgericht shof zu erke nnen gegeben , 
' daß zwi schen den Gericht shöfen de s öffentlichen Re chte s und dem 

Obersten Gericht shof so lche Unterschiede be stünden ,  daß e ine un­
te rschiedliche Behandlung im Hinblick auf die Führung der Justiz­
ve rwaltung sachlich gerechtfe rtigt erscheinen würde .. Ebenso hat 
der Oberste Gerichtshof durchblicke n las sen , daß er eine derartige 
Rege lung al s Diskriminierung empfinden würde . 

Im Vorigen �urde bere it s  darauf hingewie se n ,  daß verschiedene 
Un::. stände ange führt we rde n könne n ,  die eine Sonderste l lung de s 
·v·er,fas sungsgericht shofe .3 nahe lege n .  Es wurde bere it s  oben darauf 

. hingewie sen , daß der Verf assungsgericht shof in kompetenz re cht­
licher Hinsicht , aber auch unt er dem Ge sicht spunkt der Be ste llung 
cler Mitglieder und ihrer rechtl ichen Ste l lung durch die Bunde s­
ve rfassung e ine Sonderste llung eingeräumt erhalten hat . Ohne damit 
die Frage be antw'orten Z U  wol le n ,  ob de shalb dem Verfas sungsgericht s­
hof die Just i zve rwaltung übertragen we rde n soll , i st. j e denfall s 
fe st zustellen , daß der Verfassungsgericht shof ge genüber dem . . 
Verwaltungsgericht shof und dem Oberste n Gericht shof - ohile die sen 
Geri cht Shöfen rechtlich überge ordne t zu sein � eine gewisse 
Sonderstel lung zukommt , die unbe stritten ist .. 

Damit " bleibt die J:I�rage zu kläre n,  ob zwischen dem Obersten 

Gericht shof und dem Verwaltungsgericht shof soche be sondere , 
verfas sungsge se t zlieh be gründe te. unterschiedliche Umstände be� . . 
stehen , die e ine n der be ide n Gericht shöfe be sond.e rs herausheben ' 
und ihm insofern · eine verfas sungsge se tzliche Sondet' ste l lung 

e inräumen • .
. 

Nach Art . 92 Ab s . 1 B-VG ist · oberste . lnstanz in Zivi l- und 

Strafre chts sachen der Uberste Gericht shof. Der Art . 1 29 B-VG 
be stimmt. , . daß zur Sicherung der Ge set zmäßigkeit der ge s amten -
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ö ffent l i che n  Verwal tung der Ve r • .-al tung sge richt shof in ��;ie n  

be rufe n i s t . B e i de Ge richtshö fe s ind 'dahe r unmitte lbar durch 

die Bunde sverf as sung e inge se t z t und konsti tuie rt . nie Art de r 
. . "  . . 

B o ste llung de r ?i cht er an di e se n  Ge richt shöfen re ge ln die 

Art o 1 34 Ab s .. 2 b i s  5 und 92 Ab s o  2 B-VG im we s e nt l iche r:. übe r­

e instimme nd " In ihrer pe rsö nl iche n lie ch t s ste llung sind die lvii t ­

gl i e d e r  de s Verwal tunbsge richt shofe s gemäß A.rt . 1 34 Ab s o 6 B- VG 

e b e nso "be rufsmäßig ange st e l lt e Richt e r "  wie d i e  Richte r  b e im 

Obe rst e n Ge ri cht shof . Der '1.e s e nt l i che Unt e r s chie d  zwischen de n 

beiden Ger i cht shö fen b e st eht dahe r in Be zug auf die ihne n über.;... 

tragene n Aufgab e n .. 

Jie unt e r schi e dl i che n Aufgabe n bilden de nn ' auch d e n  Angel­

punkt , der nach Auff as sung de s Verwaltung sgericht shofe s die 

Basi s für die sC!.chl i c h  ge re cht fe rtiGte , unt e r s Chi e dl i che Behand­

lung in Justi zve r7;a l tung sfrag e n b i lde t .. Das Argument de s Ve r­

waltungsgericht :3hofe s geht dahin " daß durch die ibm übe rtrage ne 

Aufgabe der Ve l'wal tung skontro l l e  j ede Einflußmöglichke it der 

Ve rwal tung s e lb st auf den Geri ch-:J shof au sge s chl o s se n v;erden 

mü s se . Dem st e l l t  öich - das se o b ere i t s hi er erwähnt - das 

Argument e ntg€; (:;e n , ' d a�� dann dem Ve rwaltung sge richt shof al ler­

ding s  die Ju s t i z verv;al tung de shalb ni cht üb ertrage n we rden 

dürfe , we i l  er diesfal l s  Richt e r in e ige ne r  Sac he wäre .. Insofern 

wende t sich d a s  vom Ve rwal tunö sge:::-i cht shof ve rwende t e Argum e nt 

ge g e n  die se n s e l b s t . l;'be r ,  abg e sehen vo n di e s em Hinde rni s ,  ve r­

mag e s  die unt e r s c hi e d l i che Funkt i on kauIll zu re cht fertigen , die 
b e id e n Geri c ht shö fen im Hinb l i ck auf d i e  Jus t i zve rwal tung unt e r­

sch ie dli ch zu b ehancä n .  Jie Frat;e , o b  d i e  Just i z verwal tune; durch 

di e Gericht Ghö f e  se lb s t  VJ abrge nomme n we rde n 3 0 11 , hat näm l i ch 

ke inen übe r z euse nJ.e n Rückb e z ug z u  ihre n unter schi edlichen Funk­
t i one n e �, . e nn auch vom Ve rwal t un ij sge ri cht sh of auf daS · be sond e re 

. Nahe ve rhäl t ni s  zur 11e r'l'lal t ung auf Grund s e iner Funkt i onen hin­

gewie se n und. daraus e i n  b e s onde re s . " Schut zbedürfni s "  abge le i t e t 

wi rd , s o kann di e s i n  e ine m Recht s st aat wohl ni cht für de n 

Obe r ste n Geri cht sho f nur de shalb , we i l  sich · se ine Funkt i o n  auf 

die Zivi l- und Str J.f re cht sfäl l e  b e z i e ht , i n  il.bre de ge s te ll t vm rde n  .. 
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Die Unabhängigke it · von behördli chen :::;inf l ü s sen , die al s Arg1..lJD.e nt 

immer wie der an�;e führt . werde n �  i st in b e i 'ie n Fäll e n  potent ie l l  

gl e ichge l age rt . � s  be s t e ht auch k e i n  Grund z ur Annahme , daß das 

Inte re s se der p o l i t i schen Organe der Verwal tung an e iner p o t e n-

ti e l l e n  .i:.:inf lußnahme auf d1.c Re cht spre chung ver schi eden groß wäre , 

zumal di e Tätigke i� de r ö ffe nt l i chen Ve rwal tung in de r Fo rm de r 

s oge nannte n Privatwir t schaf t sve rwal tung im Steigen b e Griff e n  

i s t o 

Se lb st ab er dann , we nn man davon ausginge , daß die unt e r­

s chiedli che n  Funkti one n eine unte r s c�iedli che Behandlung die ser 
he ide n  Geri cht shöfe im Hinbl ick auf die Frage der 1Jbe rtragung der 

Justizve rwaltung r e chtfert i gen würde n �  s t e llt s ich die Frags 'j ob 

die s im Hinb l i ck auf d ie verfassungsge se t z l i che Stel lung b e ide :c  

Geri cht shö fe gere chtfe rt i gt wäre 0 Zwar .::i ch be ide Ge richt shöfe 

ihre r Aufe; abenst c l lung nach unt e r schiedl i c h  ko ns trui e rt , sodaß 

s i e  s ich z u  e i nem umf a s s e nd e n  Re cht s schut z sys t em e rgänz en � in 

ihrer sonstigen verfas sunG sge s e t z l ichen St e l lung ab e r  we s e nt lir:.h 

gl e ichge s t e l l t . E s  s t e l lt s i c h  da:r. i t  die Frage � ob bei de r Be­
urte ilung im Hinb l ick auf die Ju sti zve rwaltung sanse l e genhe i t e l1  

d i e  glei chart ige Ste l lung i m  Verfas sunc; sre cht zugunsten de r un­

terschiedl i chen Aufgabenst,� llung in den Hi nte rgrund tre t e n  8 0 1 1 0  

Die vor lie ge nden Aus f li..1n'unge n gehe n davon aus � daß e ine zo lche 
Vo rgang swe i se ni cht wünsche nsvie rt wäre , da dadurch der unt e r­

schi e dl i ch en Aufg ab e n s t\� l lung im VeI'hä1 t ni s  zur ve rfas sunS sge ­

s e t z l ichen Re cht s s t e l lung der Gerich t shö fe im al lgeme ine n  z u  
gro ße Bedeutung b e igeme s s e n  würde . 

V-on den vorstehe nde n Erwägunse n  ausgehend , müßte dahe r e ine 

re cht sp o l i ti sche .2:nt ;.;che i ciung f o lgende Al t ernat ive n i ns Auge 

f a s se n : 

a )  D i e  Ju sti zve rwal tuns sang e l e ge nhe i t e n  werJen keinem der 

o b e r s t e n  Ge richt shB fe ilb e rtragen . 

b )  Die Jus t i zve rvJal tung s a.l1�je l e ge nhe i � e n  werden nur de m 

Ve rfassung scericht sho f üb e rtrage n .  

c )  Die Jus t; iz ve r" al tunG s ange le ge nhe i t e n  wex.'den dem. 

1 i < . . 1 
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Ve rfassungs- , Verwaltungs= und Obersten Gerichtshof j eweils 

für ihren Bereich über -t;ragen " _ _  _ ' ,-

B a  _Umfang der Justizverwaltung sange legenhe iten 

Fäl lt e ine -=..ntscheidung zugunst e n  der Übertragung der 
Just izverwaltung an einen ode r alle Höchstgerichte � so ist die 
we itere Frage zu kläre n ,  in we lchem Umfang die se Übe rtragung 

e rfolge n  soll " . 

Zwe ife ll o s  die konsequent e  Lö sung be st eht darin '1 die �­
samte Justizverwaltung '1 d o h o  als personalmäßigen und sachl ichen 

Erforde rnis se in die Kompetenz der Gericht shöfe zu übertragen '}  

e inschl ießlich der haushalt sre chtlichen Vorsorgen o  

Es fällt nun auf , daß in der bisherigen Diskus sion immer 

nur von der sogenannten "Pers onalaut oncmi e " der Hö chstgerichte 

oder de r Geri chtshöfe de s öffe nt liche n Recht s die Rede war " 

Dabe i geht e s  um die Ernennung e ine s Tei le s de s nichtri chterliche n 

Personal s und die Setzung der dienst- und be soldurigsrechtlicL.en 

Maßnahmen gegenüber dem nichtrichterl ichen Per sonal , einschließ­

l ich der disziplinari schen �J.aßnahme n o  .Di e s  i st aber nur ein Te il 

der sogenannt en Justizverwal tung o 

Hinsichtlich der sogenannten "Pe rsonalautollomie ll kann dab e i  
zunächst davon ausgegange n  werden '1 daß die Kompetenz de s Bunde s­

präside nten für die Erne n...'1tl.lle; von Bedienste ten de r VI Io b i s  L"'{ .. -
Diens tklas st! d_er Bedienste ten de r Allgeme ine n  Verwal tung nicht - " 
berührt werden soll o De rart ige Re ge lungen \'iare n in den b i sherige n 

Entwürfen vorge sehe n ,  die sich mit - der Übertragungder Justizver­

- . w altung an die Geri cht shöfe de s ö ffentliche n  Re c hte s befaßt en" 

Darüberhinaus abe r  s t e llen sich vor allem folgende Fragen :  

1 o l'ach dem 2)ienstp o st e nbe set zungs-Ge se t z , BGBI � Nr G  82/1 963 , 

bedarf di e Bese t zung der im Dienstp ostenve rzeic hni s de s j ährli chen 

Dienstpo ste nplane s de s 3unde s vorge sehene n.  Dienstposten bzw o die 

Ant ra[j s te l lung hie für � 50fern e s  sich nicht Um Die nstpo ste n der 

Kanz lei- de s Präsidenten de s Nat ionalrate s hande lt � der Zust immung 
de s Bunde skanz lerarn.te s o  Unabhängig von der Dienstpo stenb e se t zungs .... 
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Verordnung � BGBI o Nr 0  258/1 972 , ste llt sich die Frage , ob die 

be tre f f e nde n Geri cht shö fe vom s achl i chen Geltuns sb ere i ch de s 

g enannte n Bunde Si�e se t z e s  ausge nomme n v:e rde n s o l l en . 

2 0  Die be s o ldung sre chtlichen Vor schriften sehe n vie lfach 

1'.1]. i twirkung sbe fugni s s e  de s Bunde skanzle ramte s  und de s Bunde s-

mini ste rium s für Finanz e n  v or o  Damit ste l lt s i ch aber die 

Frage , ob derart ige Reße lungen b e ibehal t e n  werde n solleno 

3 .. Hi nsicht l i ch der Beme s sung de r Bezüge , insbe sonde re 

der Zul agen �  auch für das ri cht e rl i che Pe r s onal de s Ve rwaltungs­

und de s Ob e r s t e n  Gericht shofe s �  be ste hen e b e nf al l s  Lritwirkungs­

re chte de s Bunde skanz le ramte s und de s Bunde smi ni steriums für 

Finanz e u o  Auch hie r s t e l l t  sich die Fraße , ob de rart ige ge se t. z ­

l i ehe R e ge l unse n  b e ibehal t e n  w e rd e n  soll e n o  

4 0  E s  müßte iGarhe i t  herge s t e l l t  werde n �  i n  we l cher ;ie i s e  

die Di e!lstb eur c e i lung und d:'e D i s z iplinarb ehandlung de s den 

Geri cht sh6 fen b e i g e ge be n e n  ni chtricht e rl i chen Pe rs onals gere ge l t  

werd. � n  s o l l  .. 

Im . haushalt sre cht l i chen Be r e i ch ste l l t  s ich die Frage � 

ob die b i sheri g e  Führung d.e r Buchhal tung de s Verfas sungs- und 

Ve rvial tung sgeri cht shofe s durch d a s  Bunde skc..nzleramt zur Sicherung 

der Unabhängigke i t  di e s er Qericht shö fe d i e sen s e l b s t  üb ertragen 

we rde n s ol L , Im Falle e i ne r  .i� nde l·ung de s be st ehenden Re cht szu­

s t ande s wäre wohl auch e ine j�nde runG de r Buchhaltung sve rordnung . . .  

-e rf orde rlich , da das Cirgan der Jus-cizve rwB.l tung al s anwe i se nde 

St e l l e  b e z e i chne t we rle n cüßt e o 

Ob Ge se t z e  se.nde runge n  im Fa l l e  der Üb ertragung de r Justiz­
ve rvJaltungs g.n die Gericht shö f e  e rf o rde r l ich ':v'ürde n , \7e i l auch 

die Se lb s tändigke i t  in de n Sache rf orde rni s sen ge wahrt werde n · 

s o l l ( z o B o  in I:'ii l l e n  de r ünge l e ,se nhe i t e n  der Geb äudeve rwaltung 

u o ä . ) ,  läßt s i c h  derz e it noch nicht üb e r sehe n o  

C o  Träg er de r Just i zve rwaltunt;sange l e senhe i t en 

Von we s ent l i cher B8deutun� i s t  s ch l i e Dlich die Frat;e , wem · 
die ..<lne;e l e genhe i t e n  der' Ju s t i zve r:,-altung üb e trage n vle .:::de n · s o l le n "  

. 
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Grundsätzlich st e ll e n  sich f ol ge nde Alt e rnat ive n : 
. ' : '

a) tJbatragung ' 
an d i e  Prä side nten de s j ewe iligen Gericht s-

hofe s ; 

b )  übe rtragung an die Ge samthe i t  (Plenum )  de s j evJe i l igen 

' ,' Geri ch t shofe s ; 

c ) ' L'b ertragung an be s onde rs geb ildete Justizve rwaltung s-
senate be i den j ewe i l igen Ge richt shö f e n o  , 

, Ei ne e r s t e  Be trachtung sche int e s nahe zuJ.. egen , j ev.e i l s  den 
, f'räside ht e n  de s be tref fenden Ge ri cht shof e s  als Ju stizve rwal tungs­

organ vorzusehen . Die se Lö sung hätte sicherl ich de n Vorte i l ,  daß " ' 

an überkommene Tradi tion angeknüpft vvürde , i nsb e sondere be z e ichnen , 
j a  schon derz e it das VfGG 1 953 und das VwGG 1 965 den Präsident e n  
al s " Le i t e r "  de s Ge ri cht shofe s .  Demnach würde e s  die bi she rige 

' Ste l lun� de s Prä sidenten im Rahmen de s Ger icht shofe s nahe lege n. ,  
ihn z um  Ort; an de r Justi zve rwaltung sange l eg e nhe iten z u  m ache n .  

' ,' .. / Durch e ine sol c�e LIaßnabme würde ab er d,i e St e llung de s ' Prä sider:.t e n  
im Verhäl tni s z u  d e n  anderen Ja tgl i e de rn de s Geri cht shofe s -
gec;e nübe r de n derzeitiEe n Verhäl t ni s sen - ve rgle ichswe i se ungm e i n  

, ge stärkt we rde n .. D i e  Abhängigke i t  de r �,li tglie de r  e ine s Geri cht s� 
, hofe s ge genübe r  dem Präside nt e n  in die nstre cht l i cher Hinsicht 

und im Hinbl ick auf, die Sac he rforde :ni s s e  wäre e ine bedeut e nde . 
, Es wäre nicht von ' de r  Hand zu we i se n " daß dann da s .Argument , auf­

tauche n  könnt e , di e se neue Abhängi sk� it wide r spre che der Unab­
, hängie;ke i t de r ... i tgliede r  e i ne s Geri cht sho f e s o 

i 

:Jie Dbertraguug der Just i zve rwalt uns s ange legenhe i t e n  an 
de n Geri cht spräsidenten a l s zust ändige s , vrgan wirft die verfa.s sungs­
pol i t i sche Frage se iner Verantr;ort lichke i  t auf , die hie r  nur 

erwähnt , näher ab er unt er .f-unkt 5 ) b e hande l t  vierde n s ol l o 

Selb stverst ändlich b e steht die �'''ö gli chke it , de n j eweilige n  
ge s am t e n  Ge ri cht shof ' al s  Kol legial orsan mit de Ii Just i zverwaltung s­

ange l e ge nhe i t E:: n zu be t rauen . Di e se I"ö sung hat de n e insichtigen . 
Nachte i l , daß die Gremien zu groß wv.re n ,  Ull g ewi s sermaße n all­
tägli che Ver\J(al tuufSsarb e i  t zu bewäl tige n .  Je de nf al l s  kann ge sagt 

werde n ,  daß e ine so l che Lö sung wahr s che inlich zu schwe rfäl lig 
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wäre und d ahe r ve rmie de n  werde n s ollt e e 

Al s e ine Kompromißlö sung b i e t e t  s i ch die Einse t zung von 

Ju s t i z ve rv.'al tungs senat en an , die , durch dre i 11': i tgli eder de s j e ­

vve i l igen Ger i cht shofe s geb il de t we rde n o  Die se Lö sung hätte im 

Hinb li c k  auf Art o 87 .A.b s o  2 B-VG , aus dem zu e ntnehmen i st , daß 

Richt er , ve re inigt in e inem Se nat oder e ine r Komm i s 8ion unab­

häng i g  s ind , Vorte ile , auf di e im f o lgende n zurückzukommen s e i n  

wird o Im Fal l e  de s Ve rf a s ;.:;ungsgericht shofe s könnte b e i  e ine r 

so lche n  Lö sung üb e rdi e s  an G 1 3  Ab s o  2 VfGG 1 953 ange s c hlo s se n  

we rden , de r b erei t s  e ine n Pe r s o nal senat vor s i eht " Die Bi ldung 
de rart i ge r , Se nate würde auch e ine int e rne Kontro lle der Just iz­

ve rwa�tung siche r s t e l le n a  

5.,  Folge n einer übe�.1ragung der Jus tiz verwaltung an die 

Ge ri cht shöf e  de s öffe nt l i chen Re cht s 

Sine Ent sche i dung zuguns ten de r  Übe rtragung de r Justizve r-, c "  

waltung sange l e g e nhe i t e n  an die Hö ch stgeri chte hat Konse quenz en , 
, \ 

die im f olgenden insb e s o ndere unter dem Ge sicht spunkt der Ge-
ri cht shöfe de s ö ffe ntlichen 2e cht s dargele gt we rde n so llen 

A " Das Prob lem , de r Kontro lle 

,Justi zve rv:altung i st Verv7altung o Dem Konz ept der öst erre i­

chi schen Bunde sverfas sung ent spri cht e s 9 di e Verwaltung und ihre 

Träge r e iner Kontrolle zu unterstelle n o  Die , Kontrolle i s t  eine 
zweifa che , näm l i ch e ine politi sche und e i ne recht liche . Be ide 

Aspekte werde n d.aher z u  b e rüc ksicht igen s e in .. 

a ) Da s Prob l em der politi sche n Kontro lle 
Be re i t s THOLIA hat i n  se inem uutachten zum 3tatusbericht 

d e s Bunde sverfa s sung sge richt shofe s auf die Prob lemat ik de r poli­
t i schen Verantwo rt lichke i t  hingewie s e n o  Er führte aus :  

11 1m gewaltent e ilenden Verf as sungs s t aat soll die, Re cht spre chung 
i n  ihrem g anz en ( e ine gew·i s se inte rne Ge richt sve r'it/al tung mit e in­
schli e ßenJ.e n )  Umfang von de n Trägern der b -:; i u e n  anderen Gevlalten ' 
vö l l i g  unabhä ngig se in , alle I�e G i e rungen und Verwaltunge n dagegen 
s o l l e n  ihre ob e r s te Le i tung und Spi t z e  in e i nem I:lini ste rium f inde n , 
de s s e n  Chef dem Parl ame nt gese nüber die Ge sam tverant .. vortung für 
re chts chaffe ne und politi sche ,,;e i se Le i tung die se s .t:Jwei g e s  der " 

., . ' ". 

'. 
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, 
�elrut i ve zu trage n hat .. Alle ' 6b�rsten

' 
\':eisungs� , und Le itungs- ' 

," kompe tenz e n  im Be re i ch der das Bunde sverfa ssungse;ericht betreuen­" ' den  Jus t i zve rvlaltung , di e man dem Bunde sj ustizmini s ter e ntz ieht , 
um si e auf den Prä side nten de s Bunde sve rfas sungsge richte s zu 
üb e rt ragen , ent z i eht m an  al s o  z ug l e i ch auch de r parlame ntari schen 
Kontrol l e  und Kritik de s Bunde stage s , e s  se i denn , man wo l le dem 
Präs ident e n ' de s Bunde sve rf as sung sge ri cht shofe s insowe it d i e  
Stel lung ei ne s ve rantwo rt l i chen I,Iini sters ge b en �  wa s verfas sungs­
widrig wäre , we il der Prä sident de s Bunde sveri' as sung sgeri chte s . 

e in .I.Licht e r  im Sinne de s GG ist . "  (Jb öR , a . a o O  .. 8 . 1 77 )  

Ahnl i che Be denken hat auch RINGHOFEH ( Ge danke n  übe r  e inen 

Entwurf zur Abände rung und Ergänzung de s Bunde s-Ve rfa s sungsge­

se tz e s , in Fe st schrift für Ernst e .. HELLBLING » 1 971 9 S Q  61 2, 1' 0 )  

e ntwicke l t . Dort , st eht zu le sen : 

"Auf e in noch we s e nt l ich tie fergehende s .t':i:'ob l em in die s em 
Zusamme nhang ab e r  z i e lt die Frage , o L  denn nun d i e  vom Blll1de �,- ' 
prä si denten zur Erne nnung ermächt i st e n Prä side nt e n  de r Hö chst­
ge richte di e s e  Komp e t e nz � l s  w e i sung sgebundene Ju s t izvervval tUllgS­
organe oder ab e r  \ve i sung;:jlre i und unt e r  e ig e ne r  Ve rantvv'Ortunt; , 

aus zuübe n habe n o Dem ..:.nt',";urf l i e gt , offe nbar die le t z t ere Auff�s sung 
zugrunde � aber eben die se Auffas sung s t eht e indeuti g im Y;ider-

" spruch zu lrt o  87 Ab s .. 2 B-VG � d e nn nach d;i. e ser be stimmung b e f in­
, den , s i ch Hi chte r .  sofern s i e  nicht in 3 e nat e n  ode r Komm i s s i o ne n  
. tiit ig we rde n 9 b e i de r B- sorgung von Just izver·;/al tung s s achen n i cht 
· in Ausübung ihre s richterli chen Amte s o  Viit ande re n '\'i o,rt e n  he i ßt 

das : daß si e  in di e sen Be langen we i sungsgebunde n sind c Will ,man 
sich davon nicht übe rz euge n l as z e n  und de s se nunge achte t annehmen , 

1 

daß d ie Prä side nte n  der Hö chs tse ri chte bei �usübung der ihne n vom 
Bunde sprä sidente n Üb e rt rage ne n  Kompe t e nz ni cht an . , e i sungen von 
negie rungsmitglie d:e rI]; ge bunde n s e i n  könne n ,  dann .e rgibt sich vdederum 
ein andere s I-'rob l em o Das B-VG in se ine r  ge l t e nde n Fas sung be schränkt 
of� e nb ar  be��ßt und aus gut en Gründ e n  die �rmächt i gung de s Bunde s­
präsi dente n ,  ihm zust ehe nde Be fugni s se zu de legi e re n  insofern ,  
al s e r  Komp e t e nz e n  nur gn oberste Organe der Vol l z iehung , oder 
di e s e n gl e i chge st e l l te Orsane üb e rtra�en darf . 2s hängt di e s  
ganz offe nsi cht l i c h  damit zusamme n , .  daß d a s  B-VG die �e s e l b st 
nicht a n  ;.ie i sune;e n gebund ene n obe r s t e n  Organe e i ne r b e s onde r e n  
staa t srecht l i che n  und. p o l i t i s chen Verantwort l i chke it unt e l.'viirf t . 
:;)ie .r rä s ident e n  der, !-:i.ö chstge ri cht e  unt e .:::l ie ge n ihrersei t s  ke ine r 
s o l che n Ve rantwortung ; unter Annahme , daß s i e  di e ihnen über-
trage ne a Erne nnung sbe fugni s s e  we i sll..'"lS' sfre i aus zuüb e n  haben , kj n.."lt e 
ab er auch , da s ,. zust iindige he g i e rung smi tts 1 i e d  ni ch t  gut für ihre 
Ge s t i o n  in die s e n ' ße l ance n ve rantwortlich gemacht we rden . � s  
e rgäb e sich damit de r ab s o lut une rfreuli Ghe Zu st and , daß b e s t e he nde 
"ontrollfunkt i o ne n ' de s Par l am e nt s  und de s Verfas sun3 sgeri cht shofe s 
durch den '-'ntwurf e i nge schränkt würde n ..  Sind aDer umgekehrt die 
.2rü s i de nt e n  der Hö ch:st ge l:'icht e b e i  de r Ausübung von .2:rne nnung s ­
funl�tione n  a n  die , ;e i sun ,-:.�e n d e  s zu s tändi [e n :te ssort c hei s g e  bun�le D. ,  
dann wie de rum wäre e ine De l e ge, t i on von Be fug ni s sen de s Dunde spri.:i­
si ie ate n an s i e  - unt er UmGchung de s  zustiindigen B o gierunssmi t-
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gli e de s - we nig � sinnvol l ,, 11 

Im Sinne de s  in der Bunde sve rf as s-.lng verankerten demokra­

t i sche n  und parl ament ari schen Prinz ip s sieht die Bunde sverfa s sung 

durch die politi sche Verantwortl ichke i t  e inen Rückb e zug der 

obersten Verv,'al tungsorga...'1e zu den VOlksvertre tunge n vor .. Für de n 
Eer e i ch de s Bunde s ergibt sich di e s  insb e s o ndere aus Art o 74 
B-VG , der e i n  Mißtrauen snovum de s irat i onalrat e s  ge Senüb er .de r 

Bunde sre gierung al s  ganz e r  o der e inz e lnen hü tglie de rn de r Bunde s­

regie rung vorsieht " Die se r  s ich in der poli t i schen Verantwort­

lichke i t  ausdrückende Gruni satz de s parlamentari schen Prinzip s 
, 

gilt für den Ge s amtbere i ch der Verrvaltung ,  e inschl ießli ch de r  . 

Just izve rwaltung D Die se s p o l i t i sche Konzept , das in der Bunde s­
verfas sung verwirklicht i st , kann mit Recht a1 0  eine Säule de s 
demokrat i schen und parlament ari schen Verfas sung spri nz ips ange ­

sehen we rden "  

Im Zusammenhang m i t  der Di skus sion üb er di e Jbertragung 

d�r Justi zverwaltung an die Ge ri cht shöfe de s öffent l i chen Re cht e s  
wird vie lfach auf die StG l lune; de s ,tJrä side nt e n  de s .h ationalrate · 
·
u.l.:l.d de s .l='räside nte n  de s Re chnungshofe s al s Be i spie l e hingewie sen . ·· 

Bei die sen Organen i st die Frage de s ve rantwortungsmäßigen Rück-
· 

be zuge s im Sinne der Be ibehaltung de s ·  oben e rwähnte n  Verfassung s­

prin z ip s  gewährl ei ste t o Der Art o 30 Ab s o  4 :S-VG hält ausdrück-
. l i ch fe s t 9 daß der Präsident de s  Nati onalrat e s  in Angelegenhe it en 

de s :ibm .  zugewie senen Per sonal s " insowei t  ob erste·s Verwaltung sorgan II · "  

se i o Damit wird auch j ene Verantwort lichkeit be gründe t , d i e  obersten 
V�rwaltungsorganen zukommt 0 Hinsi cht l ich de s .c'räsidenten de s 

Re chnungshofe s b e st immt Art • 1 23 Ab s 0 1 , daß die .se r " hins icht li ch 
e-

der VerD.ntv�ort l i chke it den II;itgliedern der Bunde sre Gierung oder 

den r::itgliedern der i n  Be tracht kommenden Lande sregie rung gle ich­
ge ste l l t  (ist ) � j e  nachdem der Re chnung shof al s Organ de s Natio­

nalrate s oder eine s Landt age s tätig i st U o  Darüberhinaus sieht 

Art 0 1 23 Ab s .,  2 B:"'VG no ch ausdrückl i ch die Abberufung de s Präsi­
de nten und. de s Vizeprä side nten durch Be schluß de s Nationalrate s 
vor o 

1.<:s muß nun b e to nt we rde n � daß e s  si ch b e i  der Diskus sion 

. � 
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übe r  die {Jbertr8gung der Justi zverwaltunc sange l e genhei ten ge rade 

darum hande lt ,  de n Ge ri cht sh ö fe n  de s ö ffent l iche n  Re chte s  die 
Justizve rw al tung sange lege nhe it en zur we isung sfre ien Be s orgung 

· zu übe rtrage n , um sie von de nkb aren Abhängi gke i t e n  z u  be fre i e n .  

De shalb s t e l l t  s i c D  die ?raze , 'wie unt er di e se n  Um st änden das 

grundl e ge nde Verf as sun8 spri nz ip der verantwortung smäßige n Rück 

koppelung an de n Nationalrat be ibehal t e n  werde n kann .. Di e se s  

Prob lem i st nun de shalb mit be s onderen 1!'rage n b e l aste t , we i l  

. 
d i e  rrä side nte n  die ser Gericht shöfe , di e - e nt spre chepd der 

bi she ri gen Diskus sion die s e r  Frage - die Justt zverwal tung -v7ahr­

' nohnen so l l e n , s e lb st Ri chter sind , somi t insbe sonde re auch unab-
.. . .  setzhar . Da nun die . polit i s che Ve rantvlOrtung l e t ztlich darin be­

steht , daß das be tro fl'ene Organ s e in Amt zur , Verfügung ste llen 

muß und aus se inem �t b e ru.f'e n  we rde n kann , z eigt sich e in grund­

sät z l i cher Konflikt : .Jie p o l i t i sche Ve rantwort li chkeit i s t  mlt 

der,  StclllL.'1g ' e ine s unab s e t z.bare n l.":ich t e r s  unve re inbar ; zwei 

we se ntl iche Verf a s sung sprinz ipien st ehen sich einande r  ge ge�ü.ber • 

. �� s  könnte nun di e Auffa s sung ver tre te n "ve rde n ,  daß zwi schen 

. de n ri cht e r l i che n 2un.ktionen de s Präs ident e n  eine s der Ge ri ch t s-

' höfe de s · ö f.:.' e nt li chen Recht e s  und seinen Aufgabe n al s Just i z­

ve rwal tung sorgan unters chie den we rden muß e Die se Argume nt ati o n  

könnte s ich auf das Be i sIJ i e l  .. de s �räs identen de s Nati onalrate s  

b e rufe n o  De nno ch ve rmag ab er di e se lJntersche idung den aufge z eigt e n  

Konflikt ve rschi e de ne r Verfas sunC sprinz ipien ni cht zu be s e i  t.igen .  

:2: s  i st zwar de nkbar , eine verfas sl..4ng s€e s e t z I 1 che ndge lung zu 

. s chaffe n ,  wonach de r Prä sident der b e i d e n  Geri cht shöfe de s 

öffe nt l i c.he n :te cht e s  gegenüber de m l�ati onalrat für die Führung 

de r Ange l e senhe iteIl de r Ju sti zve rv1altung po li t i s ch ve rant­

wortlich i st und daher ge gebenenfall s  die ser se ine r Funkt ion 

' e ntkle i de t · vle I'de n kann , ohne s e i ne ri cht erl i che :2unkt i on zu be­

rühre n o  Eine s o l che Lö suns dürft e  abe r  l e t z t lich de shalb nicht 

gangbar s e in , we il die Gbe rt rugung auf de n Prä siden-Pe n e rfolgt , 

die .;mt se nthebunf� de s aii s id.e nte n  die sen abe r · notwendigerwe i se . 
in se iner ri cht e rlichen �unkt i o n  ·tre ff en müßte und de shalb dem 

I>rinz ip de r richt e rl::' chen Unab se tzbark e i  t vdder spräche .  Kommt 

: ",- . . -
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e s  zu e ine r übertragung der Justizverwa ltungsanselegenhe iten auf 

die �rä s i d e nt e n  der b e i de n  G0 ri ch� shöfe de s öff e nt l i � he n ' Re cht s ,  

so kann davo n ausgegangen we rde n , da.i.'3 die in ihnen vere inigt e n , 

richt e r l i chen und ve r;;;al tungsmäßige n Funkt i one n, untre nnb ar ver­

bunden sind . Die s  \'iürde ab e r  b e de ut en 9  daß ent-,ve de r da s .rrinz ip 

d e r  p o l it i sche n Verantwort l i chl{e i t  ode r das der richt erlichen 

Unab s e t zbarke i t  ge opfert we rde n müßte o Die e ine wie di e andere 
I.-ö sung v/äre e in schwerwi e ge nde r Einbruch in di e be s tehe nde Ver­

fas sunb skonz eption � der nicht befürworte t  werde n könnte o 

Die se Sachl age le gt e s  nahe � auf de r verfas sungsge se t z li chen 

Bas i s  de s Art o 87 Ab s o  2 B-VG e ine Lö sung die ser Probl em atik 

zu suchen o Danach b e f ind.e n si ch Hi chte r " in Au sübung ihre s ri chte r­

l i chen .Amte s " � we nn die Just i z ve rwaltung s s achen nach v or s chri ft 

de s Ge setze s dUl�ch Senate ode r Kommi s s i one n zu e rl e digen sind . 

Dabei hande lt e s  si ch um e ine -uur'chbrechung der organi sat ori sche n 

Tre nnung von Just ;_z und Verwaltung C';VALTER , Österre ichi s che s 

Bunde sverfas sungsre cht � 1 972 � ;J o  389 ) . De nno ch eröff ne t  di e se 

Be s timmung die grund sät z l i che _,·�ögl ichkei t � die Ju st izvervlal tung 

we i sunßsfre i tät ig 'lie rdende n l{i chte rko ll egie n zuzuv.re ise n o 

, " , 
Hinsicht l ich de r Gericht sLö f e  de s ö ffe ntli che n Hechte s 

ist � was die iI'iöglichkcit anl angt � .Art o  87 Ab S a  2 o-VG heranzu� 

z iehe n , auf folgende s hinzuwe i s e n : Der Art . 1 34 Ab s .  6 B�VG 

sieht hinsicht i i ch de s Verwaltung sgeri cht shofe s aus drücklich 

die J.1.nwe ndung der Be st immungen de s Art . 87 Ab S o 2 B-VG vqr o
, 

< ,  
Insofe rn e rgeben s i ch für de n Be re ich de s Verwaltung sgericht s­

hofe s  keine Schwierigke ite n o  Die Jus tizverwal tungs ange l e ce nheiten 

könnte n  daher durch e ine e inf achge se t z l i che Hegelung auf, e itle n 

aus Mitgl i e d e rn de s VerwaltunG sge ri cht shofe s zusammenge se t z t e n  

Se nat Ubertrage n �ie rde n o  Das se lb e  g i l t  hin s ichtlich de s Vc rfas� 

sung::ige r i c ht sh ofe s ,  da eier .I�rt o 1 47 Ab s .. 6 B�VG ebe nfalls d e n  

Art 0 87 Ab s ., 2 B-VG für de n Verfas .. m:nt:; sseri cht shof fÜr am·;e na.­

bar ' erklärt o 

b) Das Problem de r re cht l i chen Ve rantv:lort lichke i t " 

, Be trachte t m an das ?rob l em der r e cht l i che n Verant-� ... ort l i chke i  t 

. 

III-55 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)48 von 108

www.parlament.gv.at



, <  . . • � ... _ •• .. � 

. .  � 
- 49 -

unter der Vorau s se tzung ,  daß den rl'ä s identen
·

der Gerichtshö fe 

de s öffentlichen lte chte s die' Just izverwaltung sange lege nhe i teD. 
üb ertrasen we l.'de n soll e n , so erge ben sich gleichartige Probleme ,  

wie sie b e re i t s  im Zusammenhang mit der politi sche n Ver antwort­

lichk e i t  hervorgehoben worde n sind o We nn hier von re cht l i cher 

Verantwortlichke i t  die Re de ist , so i st dami t die spe z i fi sche 

re chtl iche Verantwortlichke it geme int , der die obersten Verwal­

tung s o rgane unt erliege n o  Die se drückt sich in de n Art o 1 42 und 

1 43 B-VG aus . Nach di e s en Be st immungen kann u o a .  gegen d ie Mit­

glieder de r Bunde sregierung und die ihne n hinsichtlich de r Ve r­

antwortlichke it gle ichge ste l lten Organe we gen Ge se t z e sverlet zung 

.Anklage erhoben ,'I eruen o ·�� as den Präside nt e n  de s Nati onalrate s 

und de n .?räs ident e n  de s rte chnung shofe s anlangt , Sind b e ide de n 

. .  ' Mitgliede rn der .nunde sregie rung in ihrer Ve rantwortung g1 6 i ch� 

ge ste l l t , was s i ch aus den bere i t s  ob e n  genannt e n  Artikeln der 

Bunde sve rfas sung s ausdrücklich e rgibt . Hin si cht l i ch de r Prä Bi­

de n-:; c n  der Gericht shö fe de s öffent l i che n Re cht e s  ergäbe s i ch. 

ab er obenfal l s j e ne Prob lemat ik , di e . be re i t s  oben her�usge s b� l lt 

y;or:lc n i s t 0 . 

Im vorle ige nde n fätigke i t sbe richt führt ·. der Ve rwaltung s­

gericht shof u . a .  aus :
' 

" Insowe it derartige Aufgab e n  de r Jus t iz­

ve rwaltung dem VerwaltunG sgerich t shof durch Ge se t z e  üb ertragen 

sind , ohne daß die se A.u':'e;abe n  in ko lle gial e r  ';Je i se zu be s orge n 

sind , würde n be � Ve :'vvirkl i chung de s e i ngani;S s erwähnte n  Konz epte s ·  

die di e Ju st izverw altung b e so:rge nden Organe de s Ve rwaltung sge ­

richt shofe s der .I.'..ontro l l e  durch die ge s e t z geb e nden Organe � 

durch den TIe chnunS ...ihof und in re cht li c her · Hinsi cht gemäß § 1 0  

de s Ver'.�; altung Ge;c ri cht shofge se t z e s  durch di e V o l lve rs ammlung 

de s Verwal tung sse ri cht shofe s unte r.vorfe n se in "  0 Abge sehe n davo n ,  

daß ni ch� ersicht l i ch i st , was in die sem Zu s amm enhang mit 

" Kontro l l e  durch die:: ge se t z ge':Jenden Org ane " geme int i st ,  ist 

es offens i cht lich , daß der di sz ip linäre Ve rantviO rt lichkeit de s 

. di e Jus t i z vervval tung fÜllI·e n.��en �rä sid e nt e n  nicht der re cht l i cllen 

Ye rantv;ort lichke i t de r obersi;e n Ve rvlal tung s o rgane nach Art . 1 42 

und 1 L�3 B-VG gl e i chzuse t ze n i st 0 Die i'usführungen de s 'l'ät igke i t s-
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berichte s ände rn daher an 
3 s  s o l l  j a  auch gar ni cht zum 
die Jus t i z ve.:'ivaltung führe nd.e 

aufce z e i�;t e n  Prob l ematik ni cht s .  
Au sdruck e;eb L"'[icht �!ierde n ,  daß der 
Prä side nt üb e rhaupt von j e der Ver-

antwortuns fre i wäre , s onde rn nur , daß die sp e z ifi sche n  Art en 
d e r  Ve rantwort li chke i t , die nach dem Grundkonz ept de r Bunde s­
verf a s sfD-g 

,
ge genüb er

, 
de n Obe r s t e n  ltrgane n der Ve rvJal tung be st ehen , 

ge :::;e nübe r  dem Präside nte n e ine s der Geri cht shö fe de s ö f f e nt li chen 
Re cht e s  nicht be s t e he n  und. e i ne r ent spre chenden �e ge lune; e inande r 
wide rstre i t e nde ' Verfas sung sprinzipien e ntge ge nstehe n o  

Ab schlie ßend se i b emerkt , daß e i ne kollegiale Führung de r 
Just i zve rw�ltung ( Art 0 87 Ab S a  2 B-VG ) o f f e nb ar auch da s Prob lem 

i ' 
der recht l i chen Ve rantwo rtl ichke it e ine r Lö sung zuführen könnte . 

B o  Das Problem de s Re cht s schutz e s  

��enn von der übertr�ung der Justi zve r\valtung sangelegen- , 
he iten an di e Hö chstge richt e ge sprochen wird , so wird mei st di e 
.I..'e rsonalfrage i n  den Vorde rgrund ge s t e llt .. E s  geht dabei aber , 
nicht nur UIIl die Erne nntmg de s ni chtri cht erli chen Pe r s o nal s ,  
sondern auch um die Re ge lung al le r  s o n s t igen die nst- und be so1-
dung srechtli che� :b'ragen (wie Einstufung � Vordienstz e i  t enan- ' 
re chnung � Zulagensewährung u . dgl o ) � , und zwar ni cht all e in , für , 

das nichtri chterliche , sondern auch f ür das richte.rli che Per sonal . 

Häl t m an s i ch vor �ugen ,  daß die se - und ande re ... Aufgab e n " 
der Justi zve rwaltung naturgemäß die Erlassung vo n Be s che ide n 
voraus s e t z t , s o  i st ersic�tlich � daß sich die Frage de s ile cht s- . 
schut z e s de s dadurch Be troffenen ergeben muß o 1:;S i st Z7iar ke ine 
Be s onderhe i t , daß im Falle de r ub e rt ragung der J ustizverwal tungs­
ange l e ge nhe i t e n  an di e Höchstge richte e in Instanz e nzug von vorn­
he re i n  au sge schl o s se n  i st ,  di e s  i st b e i sp i e l s'v'Je i se auch b e i  , ' , 
den Bunde sze ntral s t e lIen de r Fal l .. Di e Be sonderhe i t  b e s t e ht viel- ' 
mehr darin , daß übe r  Rec ht smi t t e l  ge gen de rartige Justi zver­
waltungsent sche idunge n  de s Ve rfas sung s- ode r Ver\iJaltung sgericht s- " 
hofe s die se Gericht shöfe se lb st zu e nt sche ide n habe n �  

E s  soll i n  ,die sem LJusamme nhang gar ni cht auf d a s  psycho lo-
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gische Problem e i ngegangen we rden 'i inwiewe it der Be troffene 
überhauüt g e neigt i st � unter die sen Umständen Re chts schutz in 
Anspruch zu nehme n ,  e s  soll auch ke ine sfal l s  Be fangenhe i t  de s 

I 
be treffenden Gericht shofe s unt erst e l l t  werde n ,  e s  geht um eine . 

grundsät zliche Frage : näml i ch die t at sächli che Identität von 
kontrolliere ndem und kontro lli e rtem Organ e 

Es i st e in we sent liche s Argument � d a s  zu gunsten der Üb er­

t ragung der Jus t i zverwaltung an di e Ge richt shöfe de s öffentlichen ' 
He cht s vorgebrach.t wi rd , die t at s ächli che Aphängigke i t  von der 

Ve rwal tung eine r s e i  t s  und die - dem vJider stre i te nde - l.ont�oll­

funkti on andere r se it s  be sonders neraus zu st e ll e n o Anders gewe ndet 

spri cht die se s Argument ab er ge gen die ubertragung der Justiz­

verwal tung 0 Be i der tat s�chl i che n Verfl e chtung von Justizver-

. waltung und �\e cht spre chung kann mit gut e n  Grund die Frage aufge­

worfen werden , ob . diese Ve rfl e chtung im Intere s se de s Re cht s schut z e s 

. ge l egen i st 0. Es wird s e lb stverständli ch ni cht verkannt , daß 

e i n  Justi zverwaltungs senat oder d e r  ..t'räsi d e nt als Justizverwe.:l.-> 
tung s organ vom Träger der Re cht ssprechung ve rschieden sind .. 
Aber ebenso wie i n  de r j u s t izve rwaltung smäßigen Abhängi gke i t  

der Geri cht shöfe von de r Verwaltung e ine " "  Ge fährdung ihrer Ver­

wal tungskont"ro l laufgaben behaupte t wird und ge sehen we rde n kann , 

so kann in der Ube rtragung der Ju sti zverwal tung e ine Ge fährdung 

" de s Re cht s schut z e s der dadurch b e t roffe ne n Pe rs onen durch die Ver­

. fle chtung der :J'ustizve rwaltung und Recht sore chung ge sehen werde n ... 

Ebe ns o  wi e die Ge fährdung der Funkti onstüchtigke it de s 

.. Kontrollme chani smus der Geri cht shöfe de s öffent l i chen Re cht e s  

durch die J us t iz verwaltung de s Bunde skanz le ramte s al s Mögli chke it 

ange sehen wird 7 so wird die Re cht s.schut zbe e inträcht igung , von der 

die .  He de war � al s I'lLögl ichke it be tracht e t  .. Dennoch so llte die ser 

Aspekt in e ine r Di skussion de r Ge samtproblematik nicht über sehen 

werden .. 

C o  Ve rwal tun;c ste chni sche Pro l eme ... 
Eine Beurt e i lung der ve rwaltungstechni schen PrObleme , die mit 

" einer Übertragung der Ju sti zve rwal tung an die Hö chstgeri chte ver-
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bunden wären ,  soll in die sem Zusammenhang unterbleiben . Jeden"': 
falls ist aber darauf hinzuwe i s en ,  daß im Falle e iner Verwirk- ' 
l ichung die se r  Gedanken mit Forderungen nach pers onal aufst ockungen 

zu re chnen ist und im Pers onal- und Sachaufwand höhere Kosten 
ent stehen werdeno 

11 . Personal s iche rste l lung 

Unter Punkt 1/2 de s Tätigke it sbericht e s  1 975 wieder-

holt der Verwaltungsgericht shof im we s entlichen j ene Hinwe is e ,  
die bere it s  i m  Tätigkeitsbericht für das J ahr 1 974 enthalten 

waren o  Die sbe zügl ich wird auf den Punkt 11 de s Berichtes 111-27 

der Beilagen zu den stenographi s chen Prot okollen de s Nati onalrate s ,  
XIV . GF . hingewie sen . 

Das Bunde skanzleramt hat de r im vorliegenden Tät igke it sbe­
richt de s Verwaltungsgericht shofe s  e nthalt enen Anregung , die si.ch 
auf die Vorlage der Fersonal akte von Bewerb ern für e inen Richte r­

posten bei m  Verwaltungsgericht sho f durch die Dienstbehörde be zieht , 
durch e in an alle Bundesmini sterien gerichtete s  �ds chre iben vom 
9 .  April 1 976 , GZ 601 459/4-VI/1 /76 , ent spra chen . ( 

, 111 0 Aufwandsent s chädigung , 

Unter Punkt 1/3 s eine s Tätigkeitsberichtes v/eist der Ver­
waltungsgericht sho f auf Nachteile hin ,  die den Richtern de s .Ver­
waltungsgeri cht sho fe s  durch eine seit längere m nicht neu fe stge­
setzt e Aufwandsent s chädigung gemäß § 20 Abs .  1 de� Gehalt sge setze s . 

, eI",vachsen s ei " 

. " Es ist richtig , daß die AUfwandsent schä:digungen gemäß § 20 
Abs .  1 GG 1 956 seit geraumer Zeit hinsicht lich ihre s Ausmaße s 
nicht erhöht worden sind . Auch i s t  eine Änderung de s anspruchs­
bere chtigten Pers onenkre ise s ni cht e inge treten. IvIaßgebend für 
diese Vorgangsweise , waren einerse its die Ergebni sse auf Grund von . 

" ,  Anträgen durchge führter Ermit t lungsverfahren und andererse it s  
allgeme ine budgetäre Uberl e gungen auf Grund de s ständig steigenden " 
Pe rsonal aufwande s de s Bunde s .  Ein Mehraufwand , der in 'Ausübung , 

1 ' 

.' 
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de s Die nste s oder aus Anl aß der Ausübung de s Dienste s  not­
wendigerwe ise ent steht und eine m Be �mten gemäß § 20 Abs .  1 
GG 1 956 zu ers e t z en ist , konnte nur bei bestimmten Funkt ionen 
fe stge stellt " werden o  Soferne e in solche r  Mehraufwand überhaupt 
rege lmäßig " vorl iegt , geht die bi sher gehandhabt e Praxi s von 
einem sogenannten " Grundbetrag" in der Höhe von 8 200 , - aus , " 

· der ent spre chend den fe stge st e l lten Mehraufwandsverhältnisse n  
zwi s chen · den e inzelnen Funktionen mit Beträgen von S 25 , "'1 ,  
S �O , - ,  S ?5 , - �  S 1 25 , - , S 200 , � � S 300 , - , S 400 , - , S 500 , -. . 
bis zu S 800 , - aufge stockt wird • .  Für den Bere ich de s Ver-

waltungsgeri cht shqfe s wurden die ser Vorgangswe ise ent spre"chend 

die Aufwandsent s chädigung für den Präs identen mit S 1 . 000 , -
für den Vi zepräs identen mit S 450 , - und für die Senatspräside n­

ten mit 8 375 , - beme s sen .. 

In die sem Zus ammenhang muß noch auf die Verordnung des 

. Bunde smini steriums für Finanzen vom 1 7 0  November 1 975 , 

BGEI . Nr • .  597 � über die Aufstellung von Durchs chnitt s s ät zen 

für Werbungsko sten von Angehörigen be stimmter Berufsgruppen 

verwie sen werde"TI , in de ren § 1 Ab s 0 1 Z 0 5 für Richter,  Richter­

amt s anwärter und staat s anwalt schaftl iche Be amte neben den 

Werbungskos tenpau s chbetrag nach § 62 Ab s .  1 de s Einkommensteuer­

ge setze s 1972 (das sind S 4 0 91 4 , - j ährlich) ein Durchschnitt s- · 

s atz für �Ve rbungskosten in der Höhe von 1 0  v o H .  der laufenden 

Be züge , hö chstens 3 0 000 ; - Schilling monatli ch ( 36 . 000 , - SChilling 

j ährli ch) , auf di e Dauer de s a1,lfre chten Dienstverhältni sse s fe st­

gelegt wurde . 

Es ist ohne we itere s einzus ehen , da.ß ange s ichts die ser 

Regelunge n eher von eine r  Be s serstellung. al s von einer Benach- . 

te iligung der Richt er gegenüber Beamten der Allgeme inen Verwaltung 

ge sprochen werden muß . 

Ein Vergle i ch de r Richter de s Verwaltungsgericht sho fes mit 

Richtern der Justizbehörden in den Ländern we ist ke ine Be�ach­

. teiligung auf .. 
It-. : 
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L n  Punkt I/4 s e l P C; '::; rL' ö t ic :k e i t �:; b e r i c ht e s '1 975 ko mmt 
d e r  Verwal tuD[sge r i ch t shof auch auf di e F�aCe e i�e n Ge -

C"' ..... rr. +- 1 ,P'"o � ' f · k "1 �- -i ·� - d' e C"" · � TC) """' · "':I l ..!.. '1'"' C  n . j...., � (_ .. f"" c c. t  
. 

,-, c:1_ "l \d� u. 1· 1 c. ,_, . _ ,., n �, \ .� -'- l. (_-, VUn '�j ." g ,-- .r 1 C �H .. �) n.O :-_, e � � z e s  zu 
<" Y'T'(':>· ,-. l-, e -n ' l b p r  Q" ; a. 2"'0- ..... '-- m· ;,; ':' 1' ("';'1<e J.' {- . 8 1' 1'"1 "' '''' "' o l'c he r

' 
(': e S· . tkod ' .--. _:- ", � ,-, " "  -"� . l, .- .... � .J \ '. ' v ü ,  .;... , ,, ,,:_. u " � '" .l. " Ü ü" am � 1-

fikiJ. t i o n  d e r V e ri' al1re n s g e s e t ze d er G e ri cht shö fe de s ö ffen t­

l i che n Re c ht e s  be s t e ht 3 inve rnehmen . Be r e it s anl �ßl i ch de� 

3 e ra tungen üb e r  d i e  V c r fa s Emn g s- und Ve r.'mltungsgeri cht shof­
ge s e t znove l le n  i m  F':!:'ü h.j ah.r 1.976 hat der Ve rtre t e r  der Bund e s ­
re gierung im zus t ändison A.us s.chuß de s Nati onGJ rat e s  e ine _ Er­
k l �irung abge c;cben , V!ODaC� e ine s o l ch e  G e s amtkb d i fika t i o n  in ' 
Aus si cht ge no\T::ne n vTi rd . Der b i she rigen Praxis f o lgend - und 
d anit auc h  den �'Jün s c h e n  d e r  'heiden G eri chtshöfe de s öffent- · 

l i. clls n I�c; cr n; e.s 0n';'; sp r' i;C; e L8_mi � Vill'Q. , in e Il [� e m  E llJ.V 8 rr:ehme n mi t 

d e n b e iden G c ri ch� shö fen J e s. ö ffent -i i cr-:en �ech�es  vorgegangen 
' .  . ' .  . ' " - '  ." '. . . , " ;" :.> , 

b e l'icht au s fi � hrt , s e j,e n  'I s e  i n e  Übe r l  e sun:,;en für e ine Re form ' 

.fa�:; 2,'1ng s re cJ:::t; E l aße Iol'+<:-' c: ;:; s 't 6,t " 7:ord e n  0 .  S o b a ld der '. ' Verwal tun7;s- . 
. 17 '; -" -; ' ht; h f' "; " l b - 't 'd· · · ·� ,� -; ;-b "'1 ' � ' Y1 '- - r '  ....... , . . � . h b " rd' ' . � . .. ' _ __ -'-: c_" , s � .o . " . ( � ._ S . 1 (. . :. e  l, 8 .J.  e ÜU� 'i J e n :ol 0Ce s cu..:.. o s üe n  . a e n.  W1 

und d ie grundG :� t zlichen Fra G o n  d e r  �Jbertragurtg de r Just izver-
. . . . . 

. 

'. vrn ltung ( s ie n e Pun}: t I) und d e r  . vo l l e n S a c hve rh a lt sprüfun.g ' . 
. " . 

- (s i ehe , Pu..l"J_kt XI) gek l ärt sind , vJerdeIl die notwe ndigen Vorar� 
b o i ten für e i ne G e s amtkodi fikn.t i on de s Verwaltungsger�cht sho f­

. .  ' : 

. ße s e t ze s au f):; p, T':Ömmel� . we rden . Dabe i vIi rd  rr:.it derrt 1\nl iegen de s . 
VerYJal t;ungsgeri cht sho fe s , e ine !:löglicihs t wei tgehe r�de Harmoni,;;. 
s ierung d e r  V e r f ahren s g e set z e  d er b e i de n  'Gericht shö fe de s . . 

(i ffen t l i che n T1: E� cht: s h c rbe i zufli.hreri , durchau s konform gegang e n .  

Y .  Evi den zb ü r o  

. . . . 

. - Zur Frn rtc de r '  Evi d e nz d e r  Ent s che idune;en ( Punk
'
t I/5 

rrilt±gkeitDber i chte s 1 975) s e i  auf folr:ende s hingevd e sen: 
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, .Das Bl.lnde sministerium für Justi z  hat eine Fors chungs­

. und Entwicklungs s tudie . über die ,
' 

Grundlagen
' 

einer EDV-unter-:-

. stützten Ent s che idungsdokumentat ion durchge führt und bereit e t  

nun eine Ent scheidungsdokumentation vor , ' die in ' den Ent-. . 
stehungspro zeß de r Erkenntni s s e · . de s  OGH derart integriert 

sein soll , daß si ch die Datenbank s i multan mit der Herausgabe .  

' de r  Ents cheidungen von s elbst aufbaut .. 

Bereits im Frühj ahr 1 975 hat der OGH damit begonne n ,  

durch Verwendung eine r  Textverarbeitungsmaschine ni cht nur 

" , se inen Schre ibdi enst zu rati onali sieren , ·  s onde rn auch s e ine 

Ent scheidunGen durch di e in demselben Arbeitsgang herge-­

stellten Datenträger ( Magne tkart en) maschinenle sbar fe s t­

zuhalten , so daß die sp ätere arbeitsaufwendige und damit 

kosteninte ns ive Rückwärt sdokumentat ion für die s o lcherart , . . 
e rfaßten Ent s che idungen ent fallen kann o Das Inkrafttre ten ' 

de s neuen Strafge set zbuche s mit Beginn de s Jahr e s  1 97 5  hat 

e ine natürl iche Zäsur in der Re cht E anwendung ge s chaffen , s o  

daß sich die ser Termin für den Be ginn e iner aut omat i s ierten 

o Phase b e s onders gee igne t hat 0 

. Die s e  Arbei ten de s Bunde smini steriums für Justiz i m  

Rahmen der Dokument ation de r Ent scheidungen de s OGH auf 

dem Gebie t de s · Strafre cht e s  .'JVUI'den bereit s unt er Bedacht­

nahme auf die anderen Hö chs tge richte vorgenommen " Die Ent-

' s che idungsdokument:Etion wird dadurch vorbereit et , daß
'
di e 

Aus fertigungen der Urte i l e  mit Magnetkartens chre ibmaschinen 

' .  ge s chrieben we rden ,  so daß keine Mehrarbeit dUrch eine 

spätere Datenerfas sung notwe ndig ist " Das Evidenzbüro läuft 

dabei im ' Teststadium vol l  weiter " E s  i s t  beab s icht i gt , an­

stel le der bi s herige n Kart ei des Evidenzbüro s in Hinkunft 

nur mehr das For mblatt für die Datenerfas sung al s Be l e g  zu 

dokumenti eren , die Anfragen abe r  übe r  Bilds ch irmterminal s 

direkt an das EDV-Syst e m  zu ste llen " Mit die sen Maßnahme n  ist 

das Mode ll einer aktuellen , pers onal- , material- und zeit­

sparenden Methode der Entsche idungsdokume nt at ion , was die 

Datenerfas sung be trifft , b ere its  im Stadium der Erprobung .. 

'. In der . zwei ten Hälfte de s Jahre s 1 976 s ol l  e ine an das Bund.es-
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rechenzentrum de s Bundesministeriums für Finan zen ange-: 

s chlo s sene Datenstation beim CGH mit dem Te sten der Pro- . 

gramme � insbesondere auch de s neu entworfenen Kate gorien­

s chemas � beginnen 0 Im Bunde srechenz entrum wird für diesen 

Zwe ck di e ent sprechende So ftware installiert . 

bas für den ÖGH entwi ckelte Kat egoriens che ma ist  

grund s ät zlich für j ede Art von Geri cht shof anwendbar o ·  

De sgl e i chen kann e in Te i l  de s T·he s aurus � der einige Grund­

begri ffe der ö sterre i chischen Re cht s sprache enthält ,  von 

den anderen Hö chstge ri c ht en verwe ndet werden .. Auch bei der 

"St opwor·tlis te l1 dürft e kein Unterschied zwis chen den Hö chst­

geri chten bestehen o Allerdings müßt e der The saurus um die 

Fachbere i che de s j ewe il igen Geri chtshofe s ,  im kor�reten Fall 

um den Bere i ch de s Vervvaltungsre chte s ,  ergä..T'J.zt we rden o Nach 

dem Modell de s Bunde sminis t eriums für Jus t i z  generie rt s ich 

dabe i der Thes aurus bei der Einsp e icherung von selbs t . 

Durch die Bedachtnahme auf die Anforderungen der ande­

ren Hö chstgerichte soll die Kommunikati on zwi s chen di e sen 

Geri cht s hö fe n  we sent l ich e rl ei chtert we rden o  Vor allem be­

steht . die Mö gli chke it , daß Ent s che idungen in e iner späteren 

Phase gegense:j.tig abge fragt werden könne no 
Bezüglich des Dat ens chut zproblems ist e s  bei m  OGH vor­

gesehen , von der Programms eite her di e Namen automat is ch zu 

unt erdrücken , s o  daß nur be sonders autorisierte Frage steller 

die Namen der Beteiligten erfahren können .. Das Bundes­

mini sterium für Jus t i z  beabs icht igt , die prakti s chen ':re st s ··. 

in der zweit en
· 

Häl fte des Jahre s 1 976 derart durchzuführen , 

daß die Ents che idungen direkt üb er Terminal s abge fragt wer-
, 

den , wobei die s e s  Verfahren p aral lel zur bisherigen Ver­

arbe itungsmethode be im Eviden zbüro dur.chge führt werden soll " 

Damit sollen Vergl ei chsdaten über die Erfahrungen beider 

Verfahren ge s amme lt werden o Konkrete Aus sagen üb er Vor- und 

Nachteile  der einze lnen Methoden werden jedoch erst nach · 

Abs chluß die ser Testarbeiten ge geben werden kör..nen .. Erst zu 

. '. -" .'" 
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diesem Zei tPlllkt wi rd das Bunde sminis terium für Justiz  die 
Ergebnis se die ser Arbeit und die dabe i gewonnenen Erfabrun...; 

. gen präsentieren , da erst dann konkrete s Zahlenmaterial zur 
Verfüe;ung steht . 

Vl o Legisl ativ� Vorschläge 

Zu den Punkten 11/2 bis 11/6 de s Tätigke itsberi cht e s 1 975 

. .  de s Verwal tungsgericht shofe s is t zu bemerken ,  daß die Anregun­
gen de s Verwaltungsgeri cht shofe s zur Kenntnis genommen wurden. 

Im Rahmen der Vorbereitung der Geset zgebung wird auf die se 

Punkt e Bedacht genommen werden o 

Im besonderen sei darau f  hinge wie s en '1 daß die anfäng­

lichen SchvIierigkei ten , die sich durch die Bunde s-Verfassungs­

ge setz-Novelle 1 974 im Hinblick auf Art . VIIT EGVG 1 950 er­

geben haben ,  in der Zwis chenzeit als · überwunden angesehen 

werden könne n o  

�'- '" VII .  Sachverständigengebühren 

.. . Unt er Punkt 11/7 seine s Tätigke i c sberichte s 1 975 kommt 

der Verwaltungsgericht sho f auf die Problematik der Sachver­

ständigengebühren im Verwaltungsverfahren - be sonders im 

i,ferwaltungs strafverfahren _ · zu spre chen e · Er berührt damit 

eine Frage , deren Lö sung schon seit längerem be absi qhtigt 

. ist . In e iner Novelle zum AVG 1 950 , . die im Herbst 1 974 dem 

allgemeinen Begut achtungsverfahren zugelei tet wurde , . wurden 

auch Vors chläge für die Rege lung die s e s  .Proble mkre i s e s  ge- . 
· macht . Infolge des Auslaufens der XIII . Ge set zgebungsperiode 

· de s  Nationalrat es im J ahre 1 975 wurde zunächst · mit der Ein- ' 

bringung e iner Regierungsvorl age zugewarte t . Übe rdies sind 

die - Vors chl äge , die in dem. seinerzeitigen Entwurf einer 

AVG-Novelle enthalten v/aren,  nicht auf allgeme ine Zusti mmung 

ge stoßen , vor al le m auch nicht in Kreisen der betro ffenen 

Sachverst ändigen selbst . Gr1.lI'l:Eät zlich war vorge sehen , die 

Sachverständigenkosten unt er sinngemäßer Anwendung der ge� 

set zlichen Be stimmungen übe r  die gericht lichen Sachverständigen 

auch, für den Bereich de s Verwaltungsverfahrens zu regeln.  
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Dagegen vrurde ins b e s onde re e i nc;evrer.de t ,  daß si ch nie mand e iner 
S achve rständigen t ät igke i t  im Verwal tung sve rfahren ent z i e hen 

: . . 
könne , anderers e i t s  abe r  e ine Sachve r s t ändigentät igke it i m  

ge ri ch t l i chen Verfahren der Zu s t i mmung de s  betreffenden Sach­

verständieen ins o fern bedarf <j) al s sich der Sachve rständige 

dazu bere it e rklären muß- o Die ser Unt ers chied - so \'rurde 
argument ie rt - müs s e aucb. be i den Sachverst ändi gen gebührend 

be achtet werden 7 we shalb ni cht grundßät ziich di e Gebühren­

s ä t z e  der ge r i cht l i che n Sachvers t ändi gen t ätigkeit h'e range -
o' 

zogen werden könnt e n o 

VI I I . Ent s chädigunge n nach ' FLAG . 

Zu den Aus führun[';en unt er Punkt 11/8 de s Tätigkeits- . 

beri cht e s  1 975 de s Verwaltungsger i cht shofe s , in dem auf d en 
Anspruch au f Fami l i e nb e i hi l fe bei Ent s chädigungen aus e ine m 

.. . ' 
ge s e t z lich anerkannt en Le hrve rhältn is be zug genor:lmen , i st , 

i s t  zu bemerke n :  . . : . . 

De r Be s c h'Ne rde an den Ve rwal tungsgeri cht sho f , Zl .. 1 798/7'+ , 

i st die Be schwerde an den Verfa s sungsgericht sho f ,  TI 77/74 , 

vorausgegangen 0 Beide Be s chwe rde n  sind von den Ger i cht shö fen 
aI s unb egründe t abgewi e sen worde n o  . ", ' 

. Für den von den Beschwerden umfaßt�n Zei traum Oktober 

. und N ovember 1 97 3  war § 5 Ab s .  '1 PLAG 1 967 in der Fas sung ' . ' . . 

der Nove l le BGBl o , Nr o  385/1 973 ents cheidend , wonach kein 
' .  Anspruch auf Fam:Ll ienbe i hil fe für Kinder be stand , die das 

1 5 . ' Lebens j ahr ' vol lendet hatten und s elb st Einkünf te gemäß 
§ 2 Abs a  ;, de s Einkommenst euerge s e t z e s  . 1 972 in ei ne m 1 . 000 S 

'.l-

,', monatl i ch übersteige nden Be trag, - ausgenommep z .  B .  Ent­

schädigungen aus e inem ge se t zl i ch anerkannt en Lehrverhältnis - .. ' ... .. 
· , p� z ogen • . .. . _ .  

Die se Ge se t ze sb 8 st immung ist - u . a .  auch au..,s Erwägungen, 

die den in der be z ogen en Not e umri s senen Problemkrei s berühren -

. bere,its dUrch Art o I Z .. 1 des Bundesge s e t z e s  vom. 1 2 .  Jul i, 1 974 , 
. ' 

BG131 .. N:r . 41 8 � in einer der Syst e matik de s FLAG 1 967 entsprechen-, , ' . ' " 

den Wei. s e ge ände rt worde n ,  indem de r Ausdruck " 1 5 .  liebensj ahr" 

durch den A.usdruck " 1 8 • Leb en s ti ahr" ers etzt vrllrde· .. Die e;enailnte 

Be st immung is t am 1 0  Jänne r 1 97 5  in Kra.ft getreten .. 

III-55 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)58 von 108

www.parlament.gv.at



Ez.gänze�d sei auf folgende s hing�wie sen : Der : § 1 3  
Abs . '  2 de s Berufsausbildungsge set z e s  " BGBl . Nr . 142/1 969 , 

e nthält Be s t i mmunp,e n  über die Anrechnung von Lehrzeit en 

und hat folgenden Wort l aut :  

" ( 2) Auf Grund eine r i m  Zus ammenhang mit der Ein-
tragung späteren Lehrvertrage s ge machten Mit t e i lung de s '  
Lehrherrn oder de s L e hrl ing s , für minderj ähr ige Lehr... , 

linge auch de s se n  ge s e t z l i c hen Vertre t e rs , s i nd von der 
L e hrling s s t e l l e  auf die für den Lehrberuf fe stgeset zt e 
Dauer der Lehr ze it anzure c :t'lIlen : 

a) die T e i l e  der Lehrz eit , die in de mse lben Lehr� 
beruf bereit s zurückge legt wo rde n  sind , in vollem Ausmaß , " 

. b ) di e in e ine rn ve rwandt e n  Lehrberuf zurü ckge le gt e ', 
, in der Lehrb eru f s l i s t e  fe stge s e t zt e  L ehrzeit 'i in dem ge-

ge mäß § 7 Abs 0 1  l it Gd be z e i chne ten Ausmaß Ij , " , " 

, c ) üi e in ei nem verwandt en Lehrberuf zurückge l e gten 
Te ile e iner Lehr z e it im Ve rhältnis des Ant e il e s  der zurück­
gelegten Le hrz e it zu dem in d e r  Lehrberuf s l i s t e  ge mäß § 7 
, A.bs . 1 lit . d  be ze iclmeten Ausmaß der Anre chnung , 

, , ' ',' " d ) die in ' eine m  Ausbildungs zweig der Land .... und For st-
, "  wirt s chaft zurückgelegte Lehrz eit unt er Bedachtnahme auf das 
" , in e ine r ' fa chl i ch nahe st ehenden Be s chäftigung G e l e rnt e " und 

de s s en Ve rw'e rtbarkeit für den L e hrb e ruf im Höchs t aus maß von 
zwe i ' Drit t eln der für den, Lehrberuf fe str:-e set zten Dauer d e r  
Lehrze it 0 " ," 

--' , " 

, Auf Grund dies er Be s t i mmungen waren di e  Vertret e r  der 

S o z ialpartne r s chon s e iner ze it bei den Be ratungen üb er das 
Berufs ausbildungs ge s e t z  der Me inung , daß durch die s e  Be­

s t i mmungen auch im Aus l and zurückge l e gt e  L e hr z e it en anre chnung s-
, ' 

, mäßig erfaßt ' v/e rden können .  Das Bunde s mini s terium für Hande l ,  

Gewe rbe und Industrie hat daher i m  Durchführungs e rl aß zum 

Berufs ausbi ldungsg e s e t z  , mit de s s en b e absi cht ig t en J?as sung 

s e iner z e i t  auch der Beruf s ausbi ldungsbe irat be faßt wo rden 
ist , zu der z itie rt en Ge se t z e s stel le fol gende s  ausge führt b zw .  

k l arge s t e l l t , 

" Da Abs .  2 vom /  Tatb e s t and der Zurückle gung der Le hr- ' 

zeit oder von Te ilen der LehrZeit in eine m  be s t i mmten L e hr­
beruf au sgeht , be s t e hen ke ine Bedenken ,  weI1....ll die ser Ab satz 
auch auf i m  Aus l and zurückg e l e g t e  Le hrze i t e n  angewe nde t  wird , 
s o fern ein Verglei ch der ausl ändis chen Re cht svorschri ft e n rrlit 
den Be s t immunge n  de s ö s t erre i c'h i s c hen Recht e s , insbe s ondere 
auch mit den gemäß " § , 8  erl a s se nen Ausbildungsvorschrift en und 

, den s chul re cht lichen Vorschri ften betre ffe nd die Berufs s chule 
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e indeuti g ergibt , d aß die i m  Au s l and zurückGe l e gt e  Lehrze it 
mit einer in ö sterre i ch zurückge legten Ler...r z e i  t in dem im 
kOIL"k:re t en Fal l in Betracht kommenden Lehrberuf gleichge s e t zt 
werden kann . "  

. 

Aus der Sicht de s Berufsausbi ldung srecht e s  ist sohin 

di e r'.1ö glichke i t der Anrechnung von im Au sl and zurückge legten 

l ehrzeiten bere its ge geben . 

IX . Natur schut z 

Die Aus führungen de s Verwal tungsgeri cht shofe s  unt er 

Punkt II/9 seine s Tät igke itsb e ri cht e s  1 975 'wurd en den Ä mtern 

der L ande sregierungen zur Kenntnis gebracht . Ein Amt der 

Land e sregi erung hat ·. die se Aus führungen be grüßt , aber unt er 

Anführung der Erkenntnis se des  Verw-alt ung sgericht sho fe s vom .. 

24 0 März 1 969 , .Zl .• 1 082/68 , 8 . Novembe r 1 968 , Zl . 1 66/68 und 

vom 1 1 . Feber 1 9 70 , Zl . 1 1 1 9/68 darauf verwie 3en , daß gerade 

der Verwaltungs geri cht shof in j ahre l ange r Spr"'.lc hpraxis di e 

al s zwe ckmäßig angere gten Veranlas sungen zum 'I'e i l  krit isiert 

·und in s e ine n  Erke nntnis s en verworfen habe • .  
� . ,.' " . .  

x .  

. 
Die Anregungen d e s  Verwaltungsgeri cht shofe s für künftige 

gesetzliche Rege lungen unte r  Punkt I1/1 0 s e ine s T ät igkeit s­

beri cnte s 1 975 werden be i künftigen Nove l l ierungen de s Pen­

s ionsge set ze s in Betracht ge zogen werden • 

. ;" ;�:: 

i 
i 

, : � 
! 
I , , � , 

, . I 
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XI . Die Frage der vol l en Sachverhaltsprüfu;qg durch 
den Verwaltungsge ri cht shof 

Im Zuge der Beratungen der Novel le zum Verwal tungs­
gericht sho fge setz im Frühj ahr 1 976 wurde im zuständigen Aus­
s chuß de s Nati onalrate s  auch die Frage aufgeworfen , ob dem Ver­
waltungsgericht shof die s ogenannte " volle Sachverhalt sprüfung" 
e ingeräumt werden solle • Der Vertre"ter der Bunde sregierung 
sagte damal s. e ine m Bericht in die ser Angelegenhe it zu � der 
als Diskussionsgrundlage · dienen soll • 

. 1 0  Die Frage stellung 

Der § 41 Abs .  1 VwGG 1 965 in der Fas sung der Novel l e  
BGBl o N r  .. 31 6/1 976 b e st immt u . a o , daß der Verwaltungsgericht s­
hof �  s owei t  er nicht Recht swidrigkeit wegen Unzuständigkeit 
der be l angten Behörde oder wegen Verlet zung von Verfahrensvor-

. schr1.ften gegeben f indet und auch nicht § . 38 Ab s .  2 VwGG 1 965 
anzuwenden ist , den " ange fochtenen Be scheid auf Grund de s VO:l 
d e r  belangt en Behörde angenommenen Sachverhalt e s li zu über­
prüfen hat a Der Abs .  2 des § 41 VwGG 1 965 fEgt hinzu , daß in 

. den Fällen de s Art . 1 31 a B-VG , d .  h .  be i der Anfe chtung von in 
Ausübung unmitte lbarer behördlicher Be fehl s- und Zwangsgewalt 
ge set zter Verwaltungsakt e �  und den Fällen de s Art . 1 32 B-VG , 
den Säumni sbe s chwerden � der Verwaltungsgericht shof den Sach-

verhalt unter Bedachtnahme auf § 36 Abs ° 9 VwGG" 1 965 fes t zu-
stellen hat 0 

Daraus ergibt si ch folgende Eingrenzung der Frage stellung : ·  
Die Bindung de s Verwaltungsgericht shofe s  an den von der be langten 
Behörde angenommenen Sachverhal t besteht nicht : 

a )  Wenn der Verwaltungsgeri cht sho f  über eine Säumnisbe­
schwerde zu entscheiden hat , da er in die sen Fälle? ja an der 
Stelle  der Verwaltungsbehörde in der Sache ent s che idet . 

b ) Wenn der Verwal tungsgericht shof über die Anfechtung 
ei.ne s Verwaltungsakte s zu ent scheiden hat , der in Ausübung der 
unmitte lbaren behördlichen Befehls- und Zwangsgewalt erl as sen 
wurde . 
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c ) In Be schwerde fällen nach Art o 1 31 B-VG ( " Be sche id­

be schwerde " ) � wenn der Ve rwaltungsgericht shof zur AUffas sung . 
kommt , e s  liege Re cht swidrigkeit wegen Unzuständigke it der 
bel angten Be hörde vor o  

d )  In Be s chwerde fällen nac h  Art . 1 31 B-VG , wenn der 
Verwa.ltungs gericht shof die Ve rlet zung von Verfahrens vor­

s c hri ften für gegeben findet o Dabei ist zu berücksichtigen , 
daß nach § 4-2 Ab s o  2 lit o c  VwGG 1 965 Re cht swidrigkeit in= 
folge Verlet zung von Verfahrensvorschrift en vorliegt , wenn 

" 1 0 de r Sachverhalt von de r belangt en Behörde in e inem 
we s entlichen Punkt akt e nwidrig angenommen wurde oder 

2 0  der Sachverhalt in e ine m  we sentlichen Punkt einer Er­
' gänzung bedar f  oder 

3 0  Verfahrensvorschriften außer acht ge las sen wurden , 
bei deren Einhaltung die belangt e Behörde zu einem 
anderen Be sche id hätt e  kommen könneno  IV , 

e ) Let ztlich liegt eine Bindung an den von der be langten 
Behörde angenommenen Sachve rhalt in Be s chwerdefällen nach 
Art . 1 31 B-VG dann nicht vor � wenn e s  die Behörde verab s äumt 
hat , ihre Akte n  vor zule gen und de mnach der Verwaltungsgerichts­
hof auf Grund der Behauptungen de s Be s chwerde führers zu er­
kennen hat o 

Daraus geht he rvor , daß sich die Frage der Einräumung 
sogenannter voller Sachve rhalt sprüfung nur auf die - aller-

.. 

dings. bi sher übe rwiegenden - Fälle der "Be sehe idbeschwerde " 
im Sinne de s Art 0 1 31 B�VG be zieht 0 Nach der derzeitigen . .  
Rech t s l age i s t  der Verwaltungsgerichtshof dazu berufen , die 
Re chtmäßigke it de s Verhalt e ns der Verwaltungsbehörde zu prüfen. 
Wenn , von der Einraumung " vol l er Sachverhalt sprüfung" ge sprochen 
wira , 'i st damit e ine Zuständigkeit zur Überprüfung der Saeh-. \ . 
verhalts fe stst e llunge n der belangten BehQrde und deren Beweis-
würdigung , die Grundl agen de s ange focht ene n  Be sche ides sind , 
gemeint 0 

. .  RINGHOFER (Der Sachverhalt . im verwaltungsgerichtlichen 
Be scheidprüfungsverfahren � in : LEHNE�LOEBENSTEIN-SCRIMETSCHEK. · 
( He rausgeber ) � Die Entwicklung der ö sterre ichis chen Ver- ' 
walttUlgsgericht sbarke it , 1 976 , S e  361 f o ) weist zutre ffend 
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. darauf hin � daß . die derze itige Re cht s lage e in Kompro miß · zwe ier · . 

. Zielvorstellungen i s t � nämlich de s Schut ze s sub j ektive r '  Re chte 
e inerseit s  und der Ent lastung des Verwaltungsgericht s ho fe s  von 

der Durc hfUhrung eine s Ermi ttlungsverfahrens andererseits .. Die 
Z ielvorstellung der Entl astung d e s  Verwaltungsgeri Cht sh o fe s 

drückt si ch in der BindUng an den von der be l angt en Behörde 
, angeno mmenen Sachverhalt aus 0 Der Schutz sub j ekt iver Recht e  
be·zieht sich aber auf e inen konkre t en Fal l � d e m  e in be s t i mmt er, 

ni cht außer acht zu l a s s end er Sachverhalt . zugrunde l i e gt , we s­

halb die Sacnverhalt sb indung de s. Verwal tung sgeri cht shofe s 

auc h in Be sche i dbe schwerde fäll en im S inne de s Art o 1 31 B-VG 
in d e r  bereit s obe n  wie de rge gebenen Form durc hbro chen i s t  .. 

it Das VwGG 1 965 b e s t i mmt diesbe z ügl ich in s e inen §§ 41 und 42 

Abs o 2 1 it o c  ni cht s andere s :  Mit d en aktenkundigen Tat s achen 
ni cht übe re ins t i m.mende Sachverhalt s annahmen s ol l en den Ver!­
waltung s gericht sho f ebens owenig binden wie e ine Sachverhal�; 8-

fe s t s t e llung 9 die Über ent s che i dungsre l e vant e  Ta � s achen ke inen . 

Auf s c hluß od er de s halb zu Zwe i feln an ihrer Ri chtigke it Jl..nl aß 

. gibt �· .we il sie unt er Verl e t zung j ener Re geln zus t andegeko mm�1n 

i s t � d i e  der Fe s t s t el lung de s wahren Sachverhalt e s  zu dienen 

be s timmt sind o Das Vorliegen e ine s die s er Umst ände � die ins':'" 
. . , 

gesamt al s ' Ve rfahrens mängel ' be z e i c hne t werden , be wirkt 
notwend ig Zwe i fel an de r Ri cht igkeit der behö rdl i chen Sach­

verhalt sannahmen und re cht fert i gt , j a  erzwingt ge rade zu die 

. Durchbrechung de s der Verwaltungs behörde ans ons t en zus t e henden 
Monop o l s  zur Sac hve rhal t s fest s t e l lung " ( RINGHOFER , a o a o O o , 

Seit e 362 ). Mi t t e lbar j übe r  di e Fe s t ste l lung von Ve rfabren s­

mänge ln , ko mmt s o mit de r Verwal tungsgeri cht sho f zu e iner 

Prüfung de s de m ange focht enen Be s che i d  zugrunde . lie genden 

S achv�rhalt e s . In di e s e m  Sinne handhabt der Verwaltungsge­
ri cht shof - wi e insb es ondere das Erkenntnis VwSlg � 861 911./1 974 

· z e i gt - e ine Sachverhal t skontrol l e  in ständiger Recht spre c hung,. 
Es is t ab er nicht in Abrede zu s t e l l en , daß e s  sich d abe i um 

e ine · b e s chränkte Sachverhalt skontrol l e  hande l t o Daraus e rg ibt . 

s i ch eben di e Fr?-ge , ob der Verwaltungsgeri cht sho f in e ine m 

Re cht s fa l l  gewi s s ermaßen s e l b s t  an die S t e ll e der Verwaltung s­
behö rde treten und Erhebungen und Bewe i swürdißungen durcb.-
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führen soll , die · ihm dann als Grundl age für· die Ent s che idung 
der anhängigen Recht s sache dienen . 

. . 

2 0  Erwägungen , die für die Eir..räumung der sogenannt en 
\Tollen Sachverhalt sprüfung vorgebracht werden 

Die Argumente ,. die . für e ine volle Sachverhalt sprüfung 
J.ns Tre ffen ge führt werden , . s ind solche · verfas sungsrechtlicher 
Natur und solche , die sich · auf den Ausbau de s Re cht s schut ze s 
stüt zen und somit �cht spoliti schen Charakter tragen • .  

a)  Vo m verfas sungsre cht lichen Ges icht spunkt her wird 
auf die Verpflichtungen aus .den Art . 6 Ab s .  1 und 1 3  der 
Europäischen Mens c henre cht skonvention hingewie sen .. . . 

Art ..
. 
6 Abs .  · 1 .  der Eu;opäis chen Menschenre cht skonvention 

gewährleistet j edermann e inen Anspruch darauf , " daß seine 
Sache in billiger We i se ö ffent lich und innerhalb einer ange­
me ssenen Fri st gehört wird , und zwar von e inerr.. unabhängigen · 
und unpart ei i s chen , auf Ge setz  beruhenden Gericht ') das über 
zivilre cht liche Ansprüche und Verp flichtungen oder über die 
Sti chhaltigke it der gegen ihn erhobenen strafre cht l i chen An­
kl age zu ent sche iden hat " . Der Art . 1 3  der Europäis chen 
Mens c henre cht skonventi on garantiert das Re cht auf e ine wirk­
s ame Be schwerde - bei e i ner nat ionalen Inst anz gegenüber Ve r­
l e t zu�ge n der Re chte und Freihe it en , die in der Europäischen · 
Menschenre cht skonvent ion festgelegt sind . 

Die Frage , ob die . gelt ende Struktur der Kontrolle  durch 
den Verwal tung sgeri cht sho f infolge der im § L�1 Abs ..  1 VwGG 1 965 · 
vorge sehenen Bindung an den von der belangten Behörde ange­
no mmenen Sachverhalt den aus der Europäischen Mens che nre cht s- . 

konvention ent springenden Verp flichtungen ent spricht , ist 
umstritten . ROSENZWEIG. (Die Entwi cklung der Grundre cht e in 
ö s te rre ich , mit be s onder�r Berücksichtigung der Konvention 
zum Schutz e  der Mens chenre cht e und Grundfreihe it en � Verhand-

' 

lungen de s 2 .  ö sterreichis che n Juristent age s , \tJ{en · 1 964 , 11 , 
2 • Teil Seite 26 ii . ,  44 ff . )  hat die s ebenso in Zwe i fe l .  ge-

III-55 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)64 von 108

www.parlament.gv.at



- 65 -

zogen wie e twa auch BUERGENTHAL ( Diskussionsbeitrag in : 
Menschenre chte im Staatsre cht und im Völkerre cht , 1 967 , 

Seit e  1 91 )  .. Die Argument at ion ge ht dabe i im we sent lichen 

dahin � daß von eine r gericht l ichen Ent s cheidung im Sinne 
_ de s  Ar� .. 6 Aba "  1 der Europäischen Mens chenrecht skon-vent ion 
nicht - ge sprochen werden könne , wenn das Gericht Beschränkun­
gen hinsichtlich der Würdigung de s Sachverhalte s  oder der 
Re cht s frage unterworfen sei . II Wenn nun Art . 6 be stimmt , daß 

j edermann den Anspruch darauf' hat , daß über se ine zivil­
re cht lichen Ansprüche und Verpflichtungen s owie übe r  die 

Stichhaltigkeit der gegen ihn erhobenen strafre cht lichen 
Anklage ein unabhängiges u.z:td unparteii sch e s  Gericht in 
billiger Weise inne rhalb angeme s sener Frist ·ent s chei de , 
so s ind diese Vorausset zungen nur bei der Sachents cheidung 
durch e in. Gericht , nicht aber b e i  e iner Ent sche idung durch 
e ine Verwaltungsbehörde mit nachprüfender Kontro lle durch 
den Ve rwaltungsge richtshof ode r Verfassungsgericht shof er- ­
füllt "  ( ROSENZ'!,'EIG , a o a o O o  Se ite 47 ) c Die se Bedenken ge lten 
al lerdings nur ins oi.ve it für den Verwaltungsge ri chtshof , al s 
die ser über ve rvvaltungsbehördliche Ent s che idungen zivil� 

oder s trafr6 chtlichen Charakt ers ab zuspre chen hat . - . . 

__ Der Verfas sungsgeri cht sho f hat si ch - mit dieser Frage 
- in den Erkenntni s sen VfSl g .  51 00/1 965 und 51 02/1 965 be faßt ­

und ausge für...rt : 

" Der Verwaltungsgeri cht shof ist zwar - ge mäß § 41 VerwGG -
•• verhalten,  den ange fochtenen Be sche id auf' Grillld de s von der· 

belangt en Behö rde angenommenen Sachverhalt e s  -- zu prüfen .  Er 
hat aber nach § 42 bei Sachverhalt smängeln den Be sche id dann 
aufzuheben , wenn _ der Sachverhalt von der belangten Behörde 

in eine m  wesentlichen Punkt _ akt enwidrig angenommen wurde oder 

der Sachverhalt in eine m  we sent lichen Punkt der Ergänzung b e­

darf oder Ve rfahrensvors chri ften außer acht _ gelassen wurde n ,  
be i deren Einhaltung d i e  Behörde zu e iner anderen Ent s che idung 

hät te kommen müs sen o 
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Schon bi sher war d e r  Verwaltungsgeri c ht sho f  al s o  in der 
Lage und ve rp fl i c ht e t , Sachve rhal t s mänge l  in den a l l e rme is t e n  
Fäl l en a l s  Verfahr e ns mäng e l  z u  be s e i t ig e n .  D e r  im Art . 6/1 /1 
( der Europ äis che n  Me nsc henre cht skonve nt ion) e nthal t ene ve r­
fas sungsre c ht l i che Be fehl , g e mäß dem d ie Ents che idung be i 
e ine m Gericht l i egen muß , gebie t e t  abe r  nunme hr darüber 
hinau s , u . a Q  auch die R e g e l ung d e r  §§ 41 und 42 VerwGG d e m­
ent spre chend au s zul e g e n  und zu handhaben ; die Rege lung i s t  

e ine r s o l chen Aus l e gung und ' Handhabun g zugängl ich . " ,  

In se iner oben b e re i t s erwähnten aus führl ichen Unt er­
suchung die s e s  Prob l e mkrei s e s  t e i l t  RINGHOFER d ie Auf fas sung 
de s Verfas sung s ger d..c ht sho fe s und s t e l lt f e s t : " Wenng l e ich 
der Verwaltungsg e richt shof ( b l o ß )  zu prüfen hat , ob die be­
l angte Behörde den zur Ermit t lung d e s  wahr en S a chverhalt e s  
g e e igne t e n  Weg ge gang e n  i s t , s o  wird do ch ausnahms l o s  j ed e r  
d.en Verwaltungsakt en o d e r  d e m  Be s ch-\rverde vorbringen entnehm� . 
b are Zwe i fe l  an d e r  Richt i gke i t  de s fe stge s t e l lt e n  S achver­
b alt e s  zumi n d e s t  Zwe i f e l  auch an der G e s e t z mäßigke it de s 
�u se iner Ermit tlung e inges chlagenen [,'le ge s he rvorrufen • .  Und 
wo di e s e  Zwe i f e l. hinrei chend konkret in Ers c he inung tre t en , 
re cht fert ige n  s i e  die A!lnahme e i ne s Verfahren smange l s  und 
müs se n  s o  zur Aufhe bung des ange focht e ne n  Be s che ide s führen. 
Davon , .  daß d i e  Bindung ' de s Verwal tungsgericht s hc fe s . an die ' .  

Sachve:r:halts annahmen der b e l angt en Behörde e ine . Be e in­
trächtigung der Re cht sver f o l gung s mö g l i chke i t e n  der Part e i  

. zur Folge hätt e , kann s omit e rns t l ich wohl nicnt d i e  Rede 
sein . "  ( a o a . O o , Seite 374) . 

Bedenken gegenUbe r  den e nt spre che nden Be stimmungen . 

d e s <V\vGG wurden auch im Hinbl ick au f Art 0 1 3  MRK ge äuße rt . 
Die Einwände g e hen dahin , daß d i e  Be s chwe rde an de n Ver­
waltungsge richt sho f  de shalb nicht al s wirks ame Be schwerde 
im S inne de s Art 0 1 3 MRK ange s ehen we rden könne , \vei l  e ine 
verwalt1ingsge richt l i che Zust änd igke it zur übe rprüfung der 
Sachverhalt s e rmit t lung und . der Bewe i swürdi gung fehlt ( ve r-
g l e i che . ROSENZ\'JEIG , a ° a o  0 q S e it e  50 ff 0 )  0 

. 

) ". ' . 

. -. ' . 

,. , : " < 
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Die se Bedenken sind abe r  deshalb ni cht durchschlagend , 

weil die Be schwerde insowe i t  wirksam ist , al s di e ,Bindung 

der Vervvaltung nach § 63 Ab s . 1 VwGG 1 965 garant iert , daß 

der , Ers at zb e sche id der Recht sans chauung de s Verwaltung sge­

ri cht shofe s Re chnung tragen muß , soll er nicht wieder durch 
den Ve rwaltungsge ric ht shof aufgehoben werden . überdie s kann 
der Verwaltung sgericht shof nach § 42 Ab s . 2 lit . c  VwGG 1 965 
den Bescheid auc� dann aufheben , wenn der Sachve rhalt vOn 

' der bel angten Behörde aktenwidrig angeno mmen wurde ode r  der 
Sachverhalt in einem we sent l ichen Punkt einer Ergänzung be­
darf oder Verfahrensvors chri ften außer acht ge las sen wurden , 

bei de ren Einhaltung die be l angte Behörde zu e ine m anderen 
Be s che id hätte kommen können . Die se Rege lung garantiert somit 

der Be s chwerde auch bei e inem strit t igen Sachve rhalt e ine 

gewi s s e  und im Sinne de s Art . 1 3  MRK ausre i chende Wirksamke it 

( verglei che RESS , Die Ent s cheidungsbe fugni s . in der Ve r­

waltungsgericht sbarkeit , 1 967 , Se ite 245 ; ebenso KNEUCKER , 
Re chtsmittel gegen Verle t zung der Europäis chen Mens chen­

recht skonvent ion , JBI . 1 966 , ,Seit e  604 und WERNER , Alt e s  und 

Neues von der Ve rwaltungsge richt sb arkeit , in ; 90 Jahre Ver,;.. 

waltung sge richtsbarkeit in ö sterrei ch , 1 966 , Seit e 40 ' ff ) . '  
Damit i s t  aber de r vo m Verwaltlingsgericht sho f gebotene 

Re cht s s chut z e in umfas sender , die Bindung d e s ' Geri cht sho fes 

an den von der b e l angten Behörde angenommenen Sachverhalt 

steht dem n:lcht entgege n (WERNER , a . a  .. O . , 44 f) . Allerdings · 

gehen s owohl KNEUCKER al s auch RESS im Hinblick auf die Tat­
sache , daß eUropäis che Geri cht e ste t s  die , Tat sachenfe st­
stellungen unterer Inst anzen prüfen und dies einen zusätzl i.chen 

, SCl1ut z de s Bes chwerde führers bedeutet ; davon aus , daß s ich 

e ine e ffekt ive re Ausge st altung (re format ori s che Entscheidung s� 
be fugnis , Be fugni s 

. zur e igenen Sachverhalt saufkl ärung und 

Bewe iswürdigung) de s verwaltungs gericht lichen Recht s schut zes ' 

vorste ll en ließe . 

,- � , 
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b) Wenn auch aus der Europäi s chen . .  Mens chenre cht skonventi on 
kaum A rgument e dafür gewonnen we rden k önnen , . daß di-e Einräumung . 
der sog o U vo llen S achve rhaltspriifungVP an den Verwaltungsge- . 
ri chtsho f e ine ve rfas sungs re chtli che Pfl i cht wäre , s o  k önnen 
do ch aus dem Ge danken einer Verbe s s erung de s Re cht s s chut z.e s 

zwe i fe ll o s  G:riinde für eine d e rart i ge Änderung de s Ve rfahrens 

vor dem Ve rwaltungsgeri cht shof ge funden werden . Es i st nämli ch 
o ffensichtli ch , daß , j e größ er di e Zuständigke i t en und Kon- . 

t ro llm ögl i chk e i t en de s  Verwaltungsgeri cht sho fe s sind , d e s t o  

größer auch der Re cht s s chutz s e i n  kann, der i n  di e s em geri cht­
li chen Ve rfahren dem B e s chwe rde führe r zut e i l  wi rd .. . . 

Di e Frage » ob dem Verwaltungsge ri cht shof im Int e re s s e  
e i n e r  Verbe s serung des Re cht s s chut z e s  d i e  Mögli chke i t voller 

Sachve rhalt sprüfung einge räumt werden soll , bedarf abe r , wi e 
j e ae ande re re cht spoliti sche Frage s t e llung , der Abwägung .... 
der dami t verbundenen Vor- und N achteile .. Während der Vort ei l  
der V e rbe s s erung d e s  Re cht s s chut z e s  auf der Hand li egt , s e i  

do ch auf d i e  s onstigen Konsequenz en e iner s o l chen Regelung · 

hingewi e sen , . ohne daß di e s e  e iner We rtung unt e rzoget?- würden ..
.
. 

H ervorzuheben . s ind zwei Fo lgerungen eine r de rart igen Maßnahme : 

C aa) . Hat d� r V e rwal tungsgeri cht shoi' di e Mögli chkeit , ·· den .· 
Sachve rhalt e iner ihm vorli egenden Be s chwerde in j e der Ri chtung 
hin zu prüfen , so i st dami t zwei fsllos e ine V e rlänge rung der 

Dauer de s · verwaltungsge ri chtli eh en Verfahrens zwangsläufig 
ve rbunden .. Di e s e r  Ums t and z e i gt e ine Gegensät zli chke i t  in ·· 

. . . ' ' 

j eder Verb e s s e rung des Re cht s s chut z e s , auf di e in di e sem ·· 
Zusammenhang :hinzuwe i s eri i st . In der überwi egenden Z8hl der 

.. 
ve rwaltungsbeh ö�dli chen V e rfahre n ,  in denen Re cht s st re i t i g  ... · 
kei teIl. auftre t en , handelt e s  si ch um Mehrpart ei enverfahren, in . .. 

denen si ch ge gensät z li che Int e re s s�n ge genüberst ehen . ES dart' · 

nun abe r  b e i  der B eurteilung d e s  Re cht s schut z e s .  nicht ein-
s e i  tig nur j ene Part e i . in das Bli ckfe ld gerückt werden , di e . . 

Re cht smitt el e rgri ffen hat . Es muß vi elmehr auch das Int ere sse · 

der anderen Part e i en ,  di e kein Re cht smi t t el ergri ffen haben , in 
Betracht ge z o gen we rden .. Derj eni ge nämli ch , .  der Um eine Baube­
willigung für sein Einfamili enhaus ansucht UIid endli ch sein Haus · · · 

. <� . 
: " , 'r( 

, . � 
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.
. ' e rrichten wi l l p  kann durch langwi e rige Re chtsmi ttelve rfallren 

in s einen Int ere s sen e benso ' e rhebli ch ge a chädi gt we rden, wi e 

der N achbar , dem e in Re chtsmi ttel verweigert wird . Di e s  führt .
. ' . . 

dazu, • . daß eine Verbe s s e rung . des Re cht s s chut z e s .  immer . a.uch l n-
.. 

. 
. t ere'ssent en bet ri fft , die keine Re chtsmittel e ingelegt haben .. 

Um hier e inen Aus gleich zwi s chen den v ers chi e denen Int e re ssen 
zu finden 1 i st re cht spoli t i s ch betracht e t  e iner V e rbe s s e rung de.s 

Re ch t s s chut z e s e ine Grenze ge z o gen� Die Ve rb e s s e rung de s 

Re cht s s chutz e s de s Einen darf ni cht zu e iner Re cht sverminde rung 

de s Ande ren führen o E s  i st deshalb zumipdest zwei felhaft ? ob mit 

e iner Ausweitung der Zuständigke i t  des Verwaltungsgeri cht sho fe s 

auf e ine volle S achv e rhaltspTÜfung ni cht d i e  Grenz en einer legitimen 

Re cht s schutzverbe s se rung s chon übers chri �t en werdeno 

Vor allem darf in di e sem Zusammenhang auch die Z ei t frage ' 
n i cht unbe acht e t  ble iben " S chon derz eit karm di e Aus s ch öp fung 

aller zur V e rfügung st eh enden Re cht smi t te l  dazu führen 9 daß e iD8 

endgült i ge Ent s che i dung e rst nach J �1.rEn h e rb e i ge führt ya rd .  Durch 
di e Verlänge rung der verwaltungs geri cht li ch en Verfahren infolge 

einer dem V erwaltungsgeri chtsh o f  zus t eh enden vollen Sachverhalt s .... 
kontrolle, würd e  di e Z ei t bis zu e iner endgült i gen Ents chei dung 

'. wei t e r hinausge s choben .. Hi er best eht d i e  Gefahr ?  daß d e r  Re cht s- . 

s chut z  s i ch für eirien .T e i l  der an einern Ver:f��ren beteiligten . 
. 

. 
Part e i er: im Erge bni s in s e ih.  Gegenteil p e.ine R e cht sverwe ige rung, .' 

verkehrt 0 Eine nach J ahren vorl i e gende endgült i ge Ent s che i dung 

kann für eine Part ei 9 di e um di e n Öt i ge B ewi ll igung o de r  Geneh� 

migung ange su cht ha.t , info lge der geänd e rten wi rt s chaftli chen , 

s o z i alen o de r  pers önli chen V e rhältni s s e  = neben den Ko s t en p  di e . . . . "  
inzwi s chen erwachsen sind - be deutungs l o s  werden und N acht e i l e  

mi t s i ch bringen p di e di e V e rb es s e rung d e s  Re chts s chutzes  auf­

wiegen können o Es  k ann dagegen ni cht e ingewendet we rden p da ß der 

B e s ch\verde 211 den Ve rwaltungs geri cht shb f grundsät zli ch keine au f­

s chi e bende Wi rkung zukomm e o .  Denri e s  st e llt si ch ge rade di e  Frage , 

ob b e i  einer Änderung der gelt enden Re cht slage durch Einführung 

volle r S achve rh alt s fe st st e llung durch den Verwaltungs ge ri cht shof 

. s e lb s t p di e se r  Grundsatz  der ni ch1:;;"'aufs chi ebenden Wi rkung 

e iner B e s chwe rde be ibehalt en we rden könnte o 
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bb ) Ein z wei t e r  zu bedenkende r A s o ek t  i st de r, daß e s  

ni cht s innvoll wäre 11 di e kas sat o ri s che Funkt i on de r Ent s che i dung 

de s V e rwaltungsge ri cht sho fe s be i zubehal t e n ,  wenn di e sem volle . 

. S a chve rhal t skont rolle .eingeräumt würde 0 Di e kas sat o ri s che Funk:� 
t i on verwaltungsgeri chtlicher Eht s che i dungen i s t j a  nur dann 

sinnv o ll p wenn di e V e rwal tung u..1J.d ihr V e rhalt en kont rolli ert 

wi rd " Eine volle S a chv e rhaltsprüfung würde abe r  dazu führen ,  daß 

e ine s o l che Kont ro lle in Wahrhe i t  ni cht inehr v o rli egt , dann nämli ch , 

wenn de r V e rwaltungsge ri chtsho f zur Auffas sung kommt , daß die V e r­

wal tungsbehörd e  auf Grund fal s cher Sachve rhal t s annal'..men ent­

s chi e den hat o Wenn dann der V e rwaltungsgeri cht sho f den s e iner 

Auffas sung nach ri cht i gen S achve rh alt e rmi t t e lt hat und so dann 

del1. B e s chei d nur aufheben würd e 9 k önnt e  zwar di e Ve rwal tungsb e­

h örde . verpfli cht e t  werden , unt e r  B indung an die Sachv e rhal t s an­

nahmen de s V e nvaltung s ge ri cht sho fe s und an s e ine Re cht sansi cht 

ge bunden !) e inen neuen B e s chei d  zu e rlas sen o Sinnvoll wäre · abe r 

e ine solche Regelung n i cht , wei l  dadurch das V e rfahren nur · 

ve rz öge rt würde und ein Ent s ch e i dungs spi e lr::lUIn für di e V e r- .. 
wal tungsbeh örde ni cht mehr ge geben wäre 0 R e cht spoli t,i s .ch 

sinnvoll wäre es dahe r p  di e Zuordnung volle r S a chve rh alt s-

"9ri.ifung ·· an den V erWaltungsgeri ch t sh o f mi t einer re fo rmat o ri s chen . 
Ent s ch e i dungskomp e t enz . zu . ve rbinden o D i e s  b e deut e t  abe r ,  daß 

dann der Yerwaltungsge ri cht!Jho f ,o verwaltend" ni cht mehr 

,v re cht spre chend" täti g  s e in würde 0 

Ohne hi e r  auf Einz elhei t en de r Konsequ enzen einzugehe n p  die 

mi t e iner re fo rm at ori s chen Ent s ch e i dungsbefugni s des V e rwaltungs­

geri c�t sho f e s  v erbunden wär� i st l e d i gl i ch darau f  hi nzuwei s en ,  

daß e ine Ände rung der gelt enden Re cht slage in di e s em As't:)ek t  e ine 

. . grundsätzli che R e f o rm  der V e rwal tungs ge ri cht sbarkei t b e deuten 
würde , die e ine r T o t alre fo nn (siehe "lU ch unt e r  Punkt 3) in o rp:.sni s a­

t o ri s cher und ve rfahrens re cht l i cher H ins i cht gl e i chkommen würde 0 

Denn der b e s t eh enden Konz ept i on d e r  V erweItungs ge ri chtsbarke it 

nach darf und s o ll t e  d e r  V e rwaltungsge ri cht sh o f  U ni cht di e . 

V e rwaltung b e i s e i t e  s chi eben l.md si ch an di e St e lle d e rselben 

s e t zen: er s o ll judi z i e ren , er darf abe r  ni cht a<i�in i s t ri e ren'o .. 
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. ( S t eno graphi s che Pro t okolle übe r die S i t ztingen des H errenhaus e s ,  

' , 27 .. Sitzung de r VIII o Se ssi on �  Sei t e  474) 0 

. '  3.. Erwägungen ? . di e .. gegen · di e Einführung der vollen 

Sachv e rhaltsnrilfung s pre chen .- '" 

B ere i t s  aus den zu den A rt o 6  und 1 3  d e r  Europäi s chen Men­
.
.
. . .. . s chenre cht skonventi on vo rge brach t en Übe rl e gungen folgt p daß kein 

ve rfas sungs re chtli che s  Gebot zur Einführung d e r  v o ll en Sachve r-

. haltsprüfung. b e s t eht 0 Di e bi she rigen Aus führungen haben abe r  auch 
s chon in re cht spoli t i s ch e r  S i cht Argument e enthal t en , di e g e g en 

ein e  s o l ch e  Re form de r Ve rwal tungsge ri cht sbark e i t  spre che n o  

Ohne Einz e lh e i t en z u  wi e de rholen , s e i en im folgenden e inige ' Um­

s tände b e s onde rs hervorgehoben � 

a) Eine R e fo rm  der Ve rwaltungsge ri cht s bark e i t  in der Fonn , 

daß dem Verwaltungsge ri chtsho f volle S aehverhalt sprufung übe rtragen 

wi rd p  be deut e t  eine grundsät zli ehe Umge s t altung d e r  ö s t e rrei eh:. s ehen 

V e rwaltungsgeri eht sbarke i  t o  Di e s e  R e fo rm p  di e dj. e  Kon z ept i o� d�r 
,be s t ehenden Ve rwal tungs ge ri eht s bark e i  t '  b e rUhrt p be dingt e ine we':' .. 

. - sentli ehe 'Änd e rung der Organi s at i on �d d e s  V e rfahre ns d e s V e r-· 

. waltungs ge ri cht sho fes 0 E s  i st d e shalb ab ZUWä gen , ob das be st ehen;.· 
de , funkt i on s fähi ge System d e r  V e rwaltungs ge ri cht sbark e i t  in 

di e s em Maße 'umgebaut werden soll e 

b ) B e i  der B eurt e ilung d e r  ange s chni t t enen re cht s p o li t is ch en 

Kernfrage i s t  zu be acht e n ,  daß d i e  gelt ende R e cht s lage hins i chtli ch 

der M ögli chk e i t , Sachve rhalt smängel der b elangt en B eh örde aufzu­
gre i fen � ni cht so , e inge s chränkt i st ,  wi e di e s  auf d e n  erst e n  Bli ck 

: ers ch e inen k önnt e o Wie zu. B e ginn di e s e s  Abs chni t t e s  ausge fü-h.rt , 
be st eht ke ine swegs eine s t arre B indung d e s V e rwaltungs ge ri chtsh o fe s  

an die Sachve rhal t s ann a.lmle der belangt e n  B eh örde 0 V i e lmeh� h at d e r  

Ve rwalturigs ge ri cht shof M ögli chke i t en e i n e r  S achverh alt skont rolle -

allerdings ni cht e in e r  s e lbständi ger1: S achv e rh al t s fe s t s t e llung - , 

di e . nach den b i She ri gen E rfahrungen u..."'1te r  . dem G e s i cht Swinkel de s 

Re Cht s s chut z e s  als hinrei ch.end anges ehen werden körmen o 

· c ) El.l:1e volle Sachyerhal t s prüfung durch den V e rwal tungs ge­

ri cht sho f müßt e  für di e P art e i en de s V e rfahrens eine e rhebli che 

K o s t enbe lastung mit s i ch bringen o B s i st nämli ch unzwe i fe lhaft , 

daß Z eugen- und Sachve rständi genk o s t en an fall en würden g  di e v on 
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ein e r  der V e rfahrenspart e i en zu tragen wären. E s  muß auch be­
dacht werden 11 daß auf Grund d e r  ge ographi s chen Lage Wi ens für di e 
V e rfahrenspar�t e i en dadurch Ko sten und S chwi e ri gkeiten ?luftre t en ,  

daß s i e  prakti s ch vi elfach verhalten wären 9  pers önli ch an den 
Verhandlungen t e ilzunehmen und de shalb nach Wi en kommen müßten 

(Re i s e= ·und AU fenthalt sko st en) 0 Auch di e bere i t s  e rwähnt e unab­

wendbare V erlänge rung de r verwaltungsgeri cht li chen Ve rfahren 

darf b e i  e in e r  s o l chen re cht spoli t i s chen B et rachtung ni cht aus den 
Au�en ve rloren werden o 

d )  Abs chli e ß end s e i  mit N achdruck auf di e mit e iner vollen 

Sachve rhalt spriifung verbundene B elas tung des Ve rwaltungs ge ri cht s� 

ho fe s s e lbst hingewi e s en o  Di e s e  B el astung de s Verwaltungs ge ri cht s­

hofe s wäre vorau s si cht li ch nur durch einen wes entli chen Persona1� 
ausbau de s Ge ri cht sho fe s s e lbst in erträgli chen Grenz en zu haI­
teno Di e s  wirft abe r  ins o fe rn  S chwi e rigke i t en auf p  als der V e r=  
wal tungsgeri cht sho f s elbst darauf hinwe i st 9 daß e s  auf S chwi e ri g­
ke i t e n st ößt p hinre i chend quali fi zi e rt e s  Personal Iur di e B e­

s e tzung fre i e r  Ri cht e rpo sten zu finden ( s i ehe T;itigkei t sbe ri cht 

fUr 1 974 p unt e r  1/4 1' 111=27 de r B e i lagen zu den St enographis chen 
P rotokollen de s N ati onalrat e s ? XIV o GP o}o Daneben e rwach s en abe r  aus 

e iner s o l chen pers onalmäßigen Aufst o ckung d e s  Verwaltungs geri cht s­

ho fs dem Bund e.rhebli che . Ko s t en p  di e au ch be i e iner re chtspoli ti .... 

s ehen B e t rachtung ge s ehen werden sollten e Eine Erhebung de s S ach-
;' verha.:I:-te s· durch in Amt shilfe tätig werdende . and� re B ehörden p  was 

e ine geringere B elastung de s V erwaltungsge ri cht shofes herbei führen 
k önnt e , wäre abe r  nur in be s chränktem Maß e vertretbarp we i l  di e 
Unmitt e lbarkeit de r S achverhalts ermittlung durch den Verwaltungs .... 

ge ri cht sho f s e lb s t  di e Regel s e in mü ßt e p wenn das mi t der Einräumung 
voll e r  S achv e rhaltspriifung e rstre bt e  Z i e l  errei cht we rden' sol l .,  

�:'.:; .: . 
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Xll o  Die " inz ident e "  Re cht skontro lle de s ' 

Verwal tungsgeri cht shofe s in Amt shaftungs sachen wegen 
Aus übung unmitt elbarer Be fehl s - und 

Zwangsgewalt 

, Im Zuge· der Beratungen übe r  di e Verwaltungsgerichtsho f­

ge s e t znove l l e  im Frühj ahr 1 976 'hurde u G a .  auch die Frage auf­

geworfen , ob e ine Nove l l i erung de s § 1 1  de s Amts haftung sge s e t z e s  

und der §§  64 ff o de s Verwaltung s gericht shofge s e t z e s  1 965 i m  

Hinblick auf di e Amt shaftung bei Akten , die i n  Ausübung !!!!::. 

mit telbarer behördl icher Be fehl s- und Zwangsgewal t ge s e t z t  

vrurden , e rforderlich s e i o D e r  § 1 1  Ab s o 1 de s Amt shaftungsge­

s e t ze s s i e ht eine Unterbre chung de s vor dem ordent li chen Geri cht 

anhängigen Amt shaftungs verfahrens und e ine Antrag s t e I lung b e i m  

Verwaltungsgeri cht shof vor , wenn die Ent s che idung de s Re cht s­

streit e s  von der Frage der Re cht swidrigkeit d e s  Be Sche ide s einer 

Verwaltung sbehörde abhängi g i s t , üb er d i e  no c h  ke in Erkenntnin 

de s Verfas sungs- oder Verwaltungsgeri cht s ho fe s vorlie gt und 
das G eri cht den Be s cheid für recht swidrig häl t . Der Verwa.ltunr; s-

/ ,  ', ' . geri cht shof hat über die Re cht swidrigke i t  de s Be s cheide s mit 

verbindl icher , aber bl oß fe s t s t e l l ende r  1Nirkung ab zu spre chen . 

Die se Rege lung , di e in ihr.er gegenwärt i gen Form auf die Amt s­

haftungsge s etz-Nove lle 1 95'2 . zurückgeht , hatte u . a .  die Ziel- . 

s e t zung , das Kontrollmonop ol der Gericht shö fe de s öffent li chen 

Re cht s � insbe s ondere das de s Verwalt ungsgericht s hofe s hins icht-

' .  lieh , der Re cht swidrigke i t verwal tungsb e hördl i cher . Ent s che idungen 

zu gewährl e i s ten o 

Da s owohl de r § 1 1  de s Amt shaftungsgesetze s al s auch die 

§§ 64 ff o de s Ve rwaltungsgeri cht s ho fge s e t ze s  1 965 nur von " Be­

s che idll spre chen , seit der B-VG-Nove ll e  BGBl . Nr . 302/1 975 

t erminol ogi s ch abe r  der Bes che id s t;r'ikt von Akt en in Aus übung 

unmit t el b arer behördlicher Be fehl s- �d Zwangsgewalt zu unt er­

,
s c he iden i s t , ergibt s i c h , daß die Re ge lung de s § 1 1  de s Amt s­

:haftungsge s e t z e s nicht anwe ndbar is t ,  wenn zwar im übrigen di e 

ge s e t z l ichen Vorau s s e t zungen vorl i e gen , die Amt shaf tung skl age 
s ich aber auf die Ausübuhg unmi t t e lb arer behördlicher Be fehl s­

und Zwangs gewalt b e z ieht o 
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Die derzeit geltende Recht slage ist somit fo lgende : Die . 
Haftung des Bunde s  und der ande ren im § 1 Abs .  1 des Amt S­
haftungsge s et ze s genannt en Re cht sträger be zieht sich auf 
Schäden am Vermögen oder an der Person , den die als Organe '.' 
die s er Recht st räger hande lnden Personen in Vo ll ziehung der 
Ge setze durch e in re. cht swidrige s Ve rhalten we m immer schuld­
haft zuge fügt haben .. Da nun Akt e ,  die in Ausübung unmittel­
barer behördl icher Be fehl s- und Zwangsgewalt ergehen " zwe ifel­
los in Vollziehung der Ge set ze  ergehen , fallen die s e  Akte 
unter den Anwendungsbere ich de s Amt shaftungsge se t ze s . Ein 
Schaden , den e in Organ in re cht swidriger Ausübung unmittel­
barer behördlicher Be fehl s- und Zwangsgewalt j emandem schuld- . 
haft zuge fügt hat , kann daher mit einer Amt shaftungsklage ' 
geltend gemacht werden o  Ein Amt shaftungsverfabren , das den ' . 
aus der Ausübung unmit t e lbarer behördl iche r Be fehls- und 

' Zwangsgewalt sich ergebenden Schaden zum Ge genstand hat , 
unters cheidet sich von eine rn ande ren Amt shaftungsverfabren 
nur in ve rfahrensr-e cht l icher Hinsi cht , und zwar inso fern ,  
als eine " inzident e "  Re cht skont rolle durch den Verwaltungs­
gericht sho f nach § 1 1 Amt shaftungsges etz nicht zuläs sig ist . 
Das ordentli che Gericht hat - sofern nicht schon ein: Er­
kenntnis de s Ve�altungs- oder Verfassungsgericht shofes vor- . 
lie gt � selbst üb er die e ine Voraussetzung der Amt shaftung 

. bilden�e Re chtswidrigkeit de s in Ausübung unmittelbarer be- ,
: . · 

hördl icher . Be fehls- und Zwangsgewalt ergangenen .A.kte s  zu 
urte ilen und kann die s e  Frage nich� durch den Verwaltungs­
gerichtshof ent s cheiden las sen und in der Folge s ein Ur- , •.• .  

. teil in die s elIl Aspekt auf das verbindliche Erkenntnis des ' 
Verwaltungsgericht shofes · stütz en • 

. . ' In recht spolit i s cher Sicht ist zu einer Anpas sung · de s 
§ 1 1  de s Amtshaftungsge setzes sowie der § § 64 ff . de s Ver­
waltungsgericht sho fe;e set zes 1 965 an die durch die B-VG-No­
ve.lle BGBl o Nr o 302/1 975 ge schaffene neue Verfassungsre chts- . 

· •. lage folgende s zu bemerken: 

" . 

,: . 

. \ 
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Für e ine Nove l l ie rung de s § 1 1  de s Amt shaftungsgesetze s 
spri cht zwe i fe l l o s  der Ums t and , ' daß in ve rfahrensre.cht liche r  
Hinsicht kein Grund dafür be steht , Amt shaftung sverfahren in 
denen der behauptete S chaden ' durch e inen re cht swi,drigen � 
s cheid bedingt wurde , anders zu behande ln al s Verfahren in 
denen die Schadens zu fügung durch Akte unmitt e lb arer behörd­
licher Be fehls- und Zwangsgewall behauptet wird . Es wird auch 
nicht fehl ge gangen we rden 'i wenn behauptet wird , daß e ine solche 
Regelung illlter dem Ges icht swinke l de s Gle ichheit s s at z e s er­
forderl ich ist , we il die be stehende unt erschi edliche Rege lung 
ohne sachli che Re cht fert igung ist . 

Die Verfas sungsmäßigkei t  de s § 1 1  Amt shaftungsge s e t z  ist 
' allerding s  nicht unumstrit t en .  Dies aus folgenden zwe i we sent­
l ichen Gründen : 

a )  E ine Antrags t e I lung de s ordent lichen Geri c ht e s  , im 
Sinne des § 11  Amt shaftungsge s e t z  kommt nur dann in Frage ,. 
wenn das Geri cht de n maßgebende n Be s che id für re cht swidri g  
hält 0 ,  Eip.e Antragste llung a n  den Verwal'!;ung sgeri cht shof e r­
folgt , so mit dann nicht , wenn das Geri cht ke ine Bedenken hin..;. 
s i chtli ch , der Re cht mäßigke it de s Be s che ide s hat . " Da si ch 
das Gericht erst nach Prü fung de r Re cht mäßigke it de s Be­
sche ide s e ine Meinung darüber bi lden kann , ob es den Be s cheid , 
für rec ht swidrig hält oder nicht , haben damit die z ivilen 
Amts haftungsgericht e  in gewi s sem Umfang e ine Kompe tenz er­
halten , die verfas sungsge se t z l i ch den Geri c ht shö fen de s ö ffent� 

, l ichen Recht e s  , zust eht : ' näml i ch die Be fugnis , über die Re cht­
' , mäßigke it de s B e s che ide s e ine r Verwaltungsbehörde zu ent-

" s che ide n ..  Damit , sind sie in gewi s sem Umfange Kontrollinstanzen , , 

über Verwaltung sbehörden geworden,. Al s Kontrollinst anzen ,' üb er 

Verwaltungsbehörden dürfen G,eri chte aber nur durch Bund e sver-
. ' .  : .  

fas sungsge s e t z be ste l lt werden . Da der § 1 1 AHG neue Fas sung 
nicht al s ' Verfas sungsbesti mmung e rlassen wurde , können Be ­

denken ni cht unt erdrückt werden" (LOEBENSTEIN-KANIAK , Komment ar 
zum Amt shaftung s ge set z ,  Nachtrag , 1 957 , Se it e 6 ) . 
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b )  Verfas sungs re c ht l i ch stüt zt sich die Be sti m:nung de s ' 

§ 1 1 d e s  Amts haftungsge s e t z e s  auf Art o 1 31 Abs o 2 B�VG . Ob 

di e s  zUläs s ig war � ist umstritten .. Der Auf fas sung : " Für die 

Eins chaltung de s Verwalturigsgericht shofe s  konnte in Art ike l 

1 31 Ab s 0 2 B-VG � 1,venn auch etwas gekünst elt , indem dem Ge-

richt die Ste l lung eine s Be s chwerde führers zugewie sen wird , 
die verfas sungsg e s e t z li che De ckung ße funden we rdenIl ( SC3Ti\lA , 
Gedanken zu den Aufgab en und der Ge staltung de s verwaltungs­

geri cht l iche n Verfahrens , in : 90 J ahre Verwal�ungsge richt s-

barke it in ö sterrei ch , 1 966 , Seit e  71 ) , st eht die Auffas sung , 

ge genüber c)' daß die Be s t i mmung verfas sungswidrig sei ;. Die Be­

de��en gehen im we sent l i chen dahin , daß Art . 1 31 Abs . 2 B-VG 

zwar die Schaffung e iner Kompetenz de s VerwaltungsgericJ:;1t s-

hofe s erlaubt , abe r  nur e iner s o l chen , d aß e in Be scheid der , 
Verwaltungsbehörde auf seine Re cht mäßigke it übe rprüft und � 
gehoben werden s o l l o Nur wenn die Z ie l se t zung der Anfe chtung 

in der Beseitigung des Be s che ide s gelegen sei , handle e s  s i ch 

um eine " Be s chwerde " 'im Silme de r 'zit ierten Ve rfas sungsbe";;' , 

s timmung ( ve rgl ei che dazu aus führl i ch -.:"JERNER ,  Amt sha'ftung und 

Verwaltungsge ri cht sbark e it , UERKL-Fe st s chrift , 1 970 , Se ite 485 ff .) . 

Dagegen hat die Ent s che idung de s Verwaltungsge richt shofe s nach ' 

§ 1 1 de s Amt shaftungsge s e t ze s  bloß fe ststel lende '.virh.-uns , indem ' 

über die Rechtmäßigke it oder Re cht svlidrigke it abge sprochen wird . 

II n i e s e  Bestimmun3en übertragen de m Verwaltungsgericht shof e ine 

bishe r  nicht vorhandene Zuständigkeit , nämli ch die Zuständigkeit 
. . '  . 

zur Fe st ste llung , ob e in Be S Che id , aus de m der vor de m Zivilge-

richt ,ge l  tend ge macht e  Re cht s anspr:l.ch auf Schaden ers at z abge­
l e it e t  wird � re cht swidrig ist 0 Die s e  Ent SChe idung wird nicht' " 

" durch e ine Bes chwerde , s onde rn durch e inen geri cht l i chen Ant rag "
,

' 

herv�rgerufen o Und we iters , die �nt s cheidung de s Ve rvlaltungs- , 

geri cht shofe s b e schränkt s i ch auf die "bl oße Fe st ste llung , e:,b ' 
der für das zivilgerichtliche verfahren maßgebende 3e s che�d ' 

'
re ch.t swidrig ist oder nicht . Eine Aufhebung de s Be sche ide s im , " 

< Fal l ' der Festst el 1.ung s einer Re cht swidrigke it 1iegt außerhalb 

, der verwaltungsgericht l i chen Zuotändigke it , endl ich , '  di e s e Fe st-

" :, .... : . . ' 
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stel lung is t fU!.' das Zivilgeri cht b ind end . !,'iit einer Be S C�:·i;f; :'U. C 
. und de m durc h  die Be s chwe rde aus Ge l ö s t en Verfahren hat di.e s e r  

Ant rag d e s  Amt shaftung s e;eri cht e s und d i e  Ent s cheidung - de s  Ver- ' 
';valtungsgeri cht shofe s s chon gar r:i cht s zu tun . Aus di e sen E1:'-

.' wägungen folgt , daß s i ch di e di e sbe z ügliche Ko mp e t en z  de s V�r­
waltungsgerich t sho fe s  durch ein auf Art . 1 31 Abs .  2 B-VG ge ,... . 
stüt zt e s  Bunde s8e s e t z  ni cht b€ p,ründen l äßt ; e s  hätt e e iner �I0 :::­

fas sungsb e s t i mmung bedur ft ll C:;ER�i.SH , a . a . O . , S e i t e  487 ) ,_ 

Bei der Beurte ilunG de s Problems e ine r lrove l l i e runG de s 
. . 

§ 11  d e s  Amt shaftungsr,e s e t ze s s t e hen s i ch s omit zwei Grund s �i t z e 
gege nüb e r : e inerse i t s  das Monopol de r G eri cht s hö fe .. de s ö fie r:: � - ' . 

· l i chen Re cht e s , d i e  R echt mäßigke i t  verwaltungsbehö rdl iche r Akt e 
zu beurt e i le n ,  und andere r s e i t s  d a s  Grundkon z ept de r Ver'!;al-: lln G s-. . 
geri chtsbarkeit , das in der Be s e i t igung re cht swidriger vC r\';ri::' �, t� :-:. :- : -
b�hörd l i che r  Akte b e s t eht . Demge mäß st�l len s i ch re cht sp o l it i sch 
betrachte t  die Alt ernat iven : 

a )  Bes eit iGung de s § 1 1  d e s  Amt sha ftung s ge s e t ze s aus der:l 
g e l t enden Recht sbe s t and. und "Cberl as sung de r Prüfung de r mit C':'2 r , . . , 
Frage der Amt shaftun5 zus ammenhängende n Re cht swidrie;ke it cisr ·· i C,' :Y' 
Schadenersnt z anspruch . zugrunde l i e gende n ve rvJaltungsbe hö rc, l i  � > -? �  

Akt e an das zust rind i se ZivilGeri cht . 
. . , , ' 

I,, ' 

b )  SanierunE der be st e hend e n  Re cht s l age - unt e r  Eins c��l-u!? 
d e r  in Aus übung behö rdl iche :::- Be fehl s- und . z'.vang sG'e1::alt : ge s e t :: t e �. 
Akt e ' in den. § 1 1 de ::; Am.t sha·ftungsge s et z � s - dur ch ;::rhe b�i: C Gc ;� 
§ 1 1 . de s Amt s haftunbsge � e t z e s ' zu:::- Verfas sungsbe'sti mmung . 

·· c) 1Teufas sun� der Be s t i mmun ;�en je s'  Bunde s-ve r fa S SU!1C� G':: - ' 
. s e t ze s durch Einfii gu ns eine r aus drü ckl i chen Kompe t e t.z de s .7�" :'­

Wal tungsger i c ht sho fe s zu e ine r derart igen .n inzidenten" Re c!-��· ::: ­
kontro l �e , cecehene n :al l s  '_u:t .:;r Ein s c hluB de r b i s he :::- du=ch f : ; 

· · Aha . 2 des Amt shaftung;s ge se t z e s von der " inzide n t e Il" · .. p.e ch t �:: :-; :: ­
tro l l e  de s Verwal tungsce ri ch :-: sho fe s aus cenomme nen R e c hts Gf.' :) i. ';:· -: 0 .  

7 �  De z embe r 1 976  
·· Der Bunde s kanzle r : . , . 

/ ; . - '  

. .  , . . ) . "  " ,- . , . -'� . 
" 

. ' . )<_::--------- �" " . .... . : / .r , ' 
:' ' ,, ' ," 
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des Verwaltungsgerichtshofe s · über s eine Tätigk e it im . Jahrj; 
1 9 7  5 

Die Vollversammlung des Verwaltungsgerichtshofes hat 
in ihrer Sitzung vom 1 7 .  März 1 976 gemäß § 20 im Zusammen­
halt mit § 10 Abs . 2 1it . d VwGG 1 965 folgenden Bericht 

· besch1ossen :  

Im · Jahre 1 975 wurden 2356 Beschwerden und Anträge auf 
Zuerkennung der aufschiebenden ''''irkung eingebracht 0 Im 
gleichen Zeitraum �rurden 2 1 88 derartige Rechtsachen er­
ledigt .. Damit hat sich die Zahl der Beschwerdefälle gegen:­
Uber dem Jahre 1 974 um 1 68 .  erhöht . 1999 Bes chwerdeange ... 

. 
. 

legenhei ten . \'lUrden in nichtc5 ffentli cher Sitzung und 1 89 
in öffentl icher mUndlicher Verhandlung einer Erledigung 

.. . . • zuge fUhrt • 

. . .. . Im Bericht s j ahr hat der Verwaltungsgerichtshof 8 Si t ... 
zungen verstärkter Senate und 4 Vollvers ammlungen abgehal­

ten . , 
. Mit Ende des Jahres 1 975 sind 1 406 Beschwerden · an"" 

e f hängig verblieb�n . Von diesen sind 1 1 83 im Berichts jahr 
· el11gebracht worden . 223 der anhängigen Beschwerden sind 

vor mehr als .e lnern Jahr angefallen . Besondere Umstände , 

wie z .  B .  Anträge an den Verfassungsgerichtshof ,  Anrufung 
. verstärkter Senate , notwendige Sachverhalt s fe ststellung 

. in den Fällen der Säumni sbeschwerde , st anden einer frühe-
ren Erledigung entgegen . Die Beilage A enthält eine stati­
sti s che Übersi cht über die Tätigkeit des VwGH · im Laufe 

des Jahres 1 975 . 
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1) Besorgung · der Ju sti zvcI"\vnl tungs nnp;c l e!?enhei ten 
Die Vollversammlung bekundet erneut ihre Auf..,. 

fas sung , dap ;';' unbcs chadet der den obersten Organen 

der Vo llzi ehung . bezügl:id1 der Ernennung; von Ri cht ern 
des V,.;G1I zust ehenden tlufgabcn - di e Besorgung der An­
ge l egenhe it en der Ju sti zvcI"\valtung im persone l l en ') 
budgetüren und organi s atori s chen Berei ch auf Grund 

und nach Naßgabe der Gesetze dem V,vGI! als einem von 

der V erfas sung vorgegebenen obersten Kont ro l lorgan 
der Geri cht sbarkei t über di e Venvaltung i n  vö l l i ge r  
U nabhängigkeit von der VeI"\valtung zust ehen so110  Di e 
B e gründung hi efür fi ndet s i ch i n  Abs chni tt I Z ", t 
des B'eri cht es des V,vGII über se i ne Täti gkeit im : 
Jahre .19740 

S o\Vc i  t Aufgaben der Ju s t i zvcn·ml tung durch S enate 
oder Kommi s s i onen des V,oJGH zu erle di gen s i nd , " ve rden 
di e s e  Aufgaben nach der geltenden V erfas sungslage 
(Art o 87 A bs a 2 im Zusammenhalt mi t Art e ' 134 Abs .. 6 

·
dcs B�VG ) völlig unabhängig von einem Organ der Ver­
waltung besorgt e 

Ins O\-.reit derart i ge Au fgaben der Ju sti zvenvaltung 
dem V,..-<nq durch Geset z e  übertragen sind � ohne daß di e .... 

sc Aufgaben in ko l l egialer \vei se zu be sorgen sind , · 

würden bei . Verwi rld ichung des eingangs erwähnt en ' 
Konz epte s di e di e Justi zveI"\'/al tung besorgenden Organe 
des V\vGH der Kont ro ll e durch d i e  g e s etzgebenden Organe , 

durch den Rechnung sho f und i n  recht li cher Hins icht ge­
mäß § 10 'des VeI"\valtungsgeri cht shofge setzes durch di e 
Vo llversammlung des V\"Glr als Di enst-

' 
und Di sziplinar- . 

geri cht unt eT\vorfen s cino 
.
. Eine , eins chlägige Nove l li erung dcs B-VG und des · 

V,11GG i st , ;i.m Zus ammenhang mi t.' 'den ß eratungen des in-
. .  , z\ds.chen , im ."B\1!ldesg�sctzblatt Nr.. 389/ 1973 lrundge-. . '  . �. ,  , . ' . - . . . " , . . 

. 'macht:en Bundesmiriist e�i engc s et z  vom V\VGH in übercin-
: . .  

. . . ' � . 

. : .. ,,:, . ; . 

i . 

f . 
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stimmung mi t den cin schlti glgcn Ubol"l eG\-lnscn d t" S  VfGH fUr . 

seinen Bereich erarbeitet wordon . D c.:� r  \'lortlmrt di�ser Vor­
s chlti ge i st aus Anl age B zu entnehmen • 

Es s e i  ni cht uneT"ltlähnt , daß auch die no ch zu b e spre­
chenden zwi schenstaatli chen Kont akte mit Instituti onen 
gle i cher oder ähnl i cher Art de s Auslandes den V\'lGH von der 

Richtigk e i t  seiner Auffas sung im S inne de s durch die Ver­
fas sung vo rgegebenen Konzepte s de s S echsten Hauptstücke s 

der Bunde sverfas sung ;' Garanti en der Ve rfas sung und der . 

Verwaltung " überzeugt hab en .  
- 2 )Die n eucn Aufgaben des V"TGH und d i e  Sicherstellun� des er-1'�n richte'rl:l�hen und nich"trichterii"2b..en' 'Personäl s 

Im GeschäftsjalJ.r 1975 i st eine Reihe yon ge setzl ichen 

Naßnahmen wirksam geworden p die dam VwG1i peue. Aufgaben ge­
bracht haben .. So seien hier di e D l s zipl inarangelegenhe it en 

de s Bunde s ,  der Länd er, der Geme inden und der Geme inde-

. verbände .erwähnt , die zufolge der Ausnahmeb e s timmung des 
Arta 1 33 2 0  2 B-VG bi e zum Viirksarrrl:lerden des Art . I Z. 37 
C� ··� r· .o7'"J" . •  " o.: ':.' '> 11 e" ''1 P �  C" " U''''l cr C' r,' '�' ''' '� �� ry ·l,jo ,,· c-.. ': 1 "  -t 07 '· ;:':"':r.:;"J. N-r L4,/, . "-; , . lAJ l ""' ....,; ... .:.. ..L. t..-1. ,\I,.J' i::;J Jo. 6 i:J o t;�· ... ) ·., l ... .L .. - .... .. '-. ..... _ �  I . ,..; -r ,  �\,;i.!.".J • .  • ... � J 

von der Kont�oll e durch den VwGH au sgeschl o s sen waren . Im 
gle.1.chen Jahr hat die Agrarbehördenge set z-Novell e 1 974 , . , . . 
BGB1 . Nr o 476 ,  die zitrar schon mit iA,Tirks amke it vom 3 1 . 8 . 1 974 

in Kraft getreten war , s i ch hins ichtlich de s Be s chwerden­

anfall e s  in Bodenreformangel egerihed ten für den VwGH maß­

gebend au sge�li rl�t . Nicht unerwähnt dürfen d as U1:;.ivers itäts­

Organi sationsge s et z , BGBl . ·Nr . 258/ 1 975 , das Arbeitsver­

fassungsgesetz , BGBl . !'-Jr . 22/ 1 974 , das Schulunt erri cht s­

gesetz , - BGBl . Nr . 1 39/1 974 , di e Neuordnung der l andwi rt-

s chaftlichen Schulge s et zgebung , EGBl . NI' . 3 1 6  bis EGBl . 
Nr •. 320/ 1 975 , ble iben . D i e s e  hab en s ich zum Teil e rst­

mal ig im Berichtsj ahr auf die Eecht sp rechung voll aus ge -

wi rkt . 
Hinzu kommt , daß die Organe · de r  Ge setzgooung im Be­

richtsjahr e ine Reihe von mit 1 . 1 .  1 976 in Kraft getre­

tenen Vors chri ften beschlo s s en haben , d i e  auch im l aufen­
den Jahr eine '\'/ei tera \l/8 s entlich st.ärkere Bela.stung des 
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Gerichtshofes mit sich bring en werd en .  Es se ien hier etwa 
das Lebensmittelge s etz , EGEl . Nr . 86 , das Ausländerbeschäf­
tigungsges etz g BGBl o Nr o 21 8 ,  das Forstgesetz , BGBI . Nr . 440 , 

und vor all em die Bunde s-Verfassungsgesetz-Novelle , BGBI . 

Nr o 302 � erwähnt . 

Besonde r s  stark hat s ich der 13es chvlerdenanfall im 
Bereich der Angelegenhei ten d e s  Straß enverkehrs , des Kraft­

fahrwe sens l1 de s D ienst= und Besoldungsrechte s  der Beamten 
( insbes ondere Auswirkungen der 24 0 Gehaltsgeset z';"Novelle) , '  

d e s  Staatsbürgerschaftsrechtes ( Auswirkungen der Staats­

bUrgerschafts-Novelle 1 973 ) 11 des Baure chtes und der Boden­

reform ' s m'li e im Be reich des GrundeI"\'1erbsteuerrechte s er­
wi e s en o  

Alle die se sti chVlortart ig aufgeze igt en El emente zeigen, 
wie no�..,endig die im Bericht s j ahr vom National rat im Di enst­
p o stenplan für das Jahr 1 9?6 beschlos sene Vermehrung der 
Zahl der Ri chter um , e inen Po sten der stGr " 6 ( Senats­
prä sident ) und zwei Po sten der StOr o 5 (Ho :(räte ) durch 

das Bunde s finanzge setz 1 976 , BGBl � Nr o 1 ,  ist . Auf die 

Ausfi1.�rungen i,n Abschni tt I z �  2 und , 3  des Tätigke itsbe- , " 
ri chte s  für 1 97'+ wird der Einfachheit halber Be zug genommen . 

, Es darf auch nicht verschvliegen we:i:'de ,n , daß e s  imme r ,  
schwieriger wird " für fre ige"/ordene Richterpo sten ' eine 

, , 
größ ere Anzahl von Bewerbern zu intere s s i eren , "  die die ' 
Qualifikat'ion fU:i:' die s es verantwortliche Amt mitbringen . 

Auch de shalb werden die in Abs chnitt I Z .. 3 des Tätigke1ts-

, berichtes für das ' Jahr 1 974 gemachten Anregungen hinsicht­

lich der di enstrechtl ichen , Stellung bei erstmafiger Ernen­

, nung eine s Richt ers p di e Verb e $ �erung der Beförderungs':' , '  

mögl ichl<:eit:  von der StGr . 5 in die StGr � 6b bZl'l .  Anhebung 
, ' der BezUge in dieser Standesgrupp e und s chließlich '

-
die ' 

, Anhebung der, D :f.enst zulagenstufe der Senatsprä sidenten ; '  
. ",1 ederholt • Hi ebe i  "'äre� ' d i e s e  Haßn.ahmen zwecl{s < Vermei-' ; :  , , ' dung ' der Verl etzung de s Gl e 1 chhei tsgrunds atze s auch auf " 

die bereits ernannten Richter des VwGH anzuwenden . 
, ;-

" , > " . :  

, . � , 
i '  

. "; .  
, ! 
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Dem VwGH i st in diesem Zusammenhang bei der Vorberei-
tung der Erstellung von Vors chlägen fUr die Ernennung von 

Richtern an die, Bundesregierung ' aufgefallen p daß die Per­

s onal akten von Bev/erbern iUr Richterposten beim VwGH von 

den betreffenden Dienstbehörden oft nur in Fo rm unzurei­

chender Aus züge Ubermittelt werdeno Zum Te il enthalten 

die vorg-elegten Aktenteile nicht einmal Anhaltspunkte über 

bisherige Di enstbeurteilungen des Bei'ler'bers 0 Aui die se 

Weise ist ' die Voll versammlung de s VwGH des öf-ceren nicht 

in der Lage , die Eignung · eine s Be\\lerb ers für eine richter-

" liehe Tätigkeit beim VwGH zu beurteilen o D les erfordert 

umfangreiche und zeitraubende Erhebungen 0 

Der VwGH regt daher an ,  d i e  in Betracht kommenden 

, ' , Dienstbehörden mögen die Personal akten von Be"rerbern für 

,.' . einen Richterpo sten beim VV1GH in e inem Umfang vorl egen , 

der die Vol lve rs ammlung in die Lage ver s etzt p die Eignung 

der Be\'1er-ber flir die ange strebte Tätigkeit zu beurteilen .. 

" , Zuminde st sollten alle bisherigen D i enstbe schrei bungen " 

und Di enstb eurteilungen dem Gerichtshof, vorgel egt werden . 

3) ,' Dienstbezüge der Richter des V'ltlGH 

Dle in Abschnitt I 2 0  l} des Tätigkeitsberichtes für 

,, 1 974 zu die sem Kapitel angestellten Überlegungen b e si tzen 

auch tUr das Bericht s j ahr 1 975 volle Gültigkeit . Bei vol­

lem Ve rständni s für das not,.,endige Gebot der Sp ars amk eit 

im Bundeshaushalt dürften s i ch doch � ohne daß daraus Bei­
spi el s fol gerungen abgel eitet �'lerden kör .. Jlenp Hittel und 

''lege finden l as s en J um wenigstens durch vorläufige !-laß'" 

nahmen den ' in dem genannten Tätigkeitsbericht dargestell­

' ten Nachteilen Abhil fe zu s chaffen a
'

Im b e s onde ren i st 

folgende 3 aufeefallen� Die einem Be anten (Ver�altungs­

beamter oder Richter) gemäß § 20 Abs . 1 des Gehalt sge s et z e s  

gebUhrende Auf,.,andsent s ch�digung ist im Bereich des V,.V'GH 

, bislang nur für einen sehr be schränkten Kre i s  von r-U tgl ie­

dern - und Z\'iar i n  einem seit 1 0 4 0  1 963 unveränderten 
Ausmaß ... festges etzt \>mrden t \'lic\'lohl die Komp onenten � die 
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mi t e iner Aufwandsent schädigung abgedeckt ,,,erden sollen, 
infolge der Enhlicklung des Geldwertes mit dem seiner­
zeit fe stges etzten Betrag di e tatsächli ch . entsprechenden 

Mehraufwendungen nicht annähernd decken kön..11en . Es i st 
auch kein Grund ersichtli ch , \',arUm diese Nebengebühr , 
auf die ein Rechtsanspruch besteht , nicht auch für die 
anderen Mitgl ieder des Gerichtshofes in einem entspre­
chenden Paus chalbetrag festges etzt ·wird , die ins ofern 
hinsichtlich der aus der Amtsausübung oder aus Anlaß der 
Amts ausübung entstehenden Hehraufv!endungen ni cht anders 
beurteilt werden können al s vergl eichbare Beamte der 
Verwaltung • 

. � . 4 )  Verb e s serung des Recht sschutzes d.urch Reform der 
Ven'Taftuna:s$eri chtsba:ckei t . . . 

Der· Gerichtshof hat im Bericht s j ahr
· · 

s eine ttberl e-
.... . . . 

. ' . " . "' .  , . " ' 
�ungen fUr· e ine Reform d.er Verwal tungsgerichtsbarkeit im . . ' . 
Rahmen der gegebenen Verfas sungsrechtslage fortgese�zt o 

Im Berichtsj ahr i s t  iI?-s ofern eine neue Situation · 
entstanden , al s die Bundes-Verfas sungsgesetz-Novelle 1 974' , 
BGBI . NI' . 4-44 , mit 1 .  1 .  1 975 in \"irks�e it getreten ist 
und die Bundes-Verfas sungsges etz";'Novelle · · 1 975 , . BGBl . 
Nr . 30 2/ 1 975 , mit 1 .  7 .  1 976 in Kraft treten "lird , we shalb 
zu ihrer DurchfUhrung und VenTirkl ichung eine Novell i e­
rung s owohl des VerfaEsungsgerichtshofgesetzes al s auch 
des Ver\'/al tungsgericl1tshofge setzes erforderlich i st . Der 
V,,,GH war an den Vorarb eiten zur Erstellung dieser Novellen 
zu den . be iden Verfahrensges etzen durch das BKA beteiligt 
worden . Er i s t nachdrticklich dafür eingetreten, dci13 diese · 
Novell ie rungen nach MöglicrJ<;:ei t zum Anl aß  einer Ge samt­
kodifikation de s Verwaltungsgerichtshofgesetzes im Sinne 
der Vo �stellungen de s V''1GH gemacht werden s ollten . 1l{enn­
gl eich sich das BK..<\ an1äßl i ch der Vo rbereitung einer Re ... . . . . . .  , . . . . 
gl erungsvorl age grundsätzlich zu Gesprächen über eine 
s olche ' systemim.rnanente Kodifikation bereit erklärt hat , . 
hat es aus zeitlichen Gründen mit Nachdruck · eine Teil-

• 

. " .' : " . 
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novellierung vertreten , die vorerst di e Durchführung der 
beiden s oeben genanriten Verfa3 sun�snovellen sicherstell en 
soll te . " 

Ein \<le l  tere s Anl iegen im Zuge di e s er Gespräche \<Tar e s , 
e ine möglichs.l.::e Harmoni sierung der für den V'\'lGH und fÜr 
den Vi'GH geltenden Prozeßvorschriften im Inter e s s e  der 
Rechtsschutzsuchenden und im Interes se der Einhei tlichltei t 
der Rechtsprechung zu erreichen . D i e s en G edankengängen ' dürf­
ten die Regierungsvorl agen fUr eine Novell ierung der . bei­
den ' Proz eßge s etze entsprechen � we�gleich in ge\<!is s en Punk­
ten die Vorstellungen des VwGH noch nicht voll verwirklicht 
sind • 

. 5 )  �e s:tal tune und Ef,fizi enz de s Evidenzbüro� 

Der SCh\l[erpul1kt der Aktivitäten des Ausbaues des 
Evidenzbüro s i m  Intere s s e  einer no ch besseren Unterstutzung 
der Re cht sprechung l ag neben der Erfassung der l aufenden 
Rechtsprechung in der RUckwärt sdokumentation , einer systemo·· 
tischen Auswertung von Zeit s chrift en s owie der Rechtspre­
ohung der anderen Höchstgerichte o 

Die Fortschritte der Technik waren ebenso· \" ie . im ver-
. . gangenen Jahr .auch Grund dafür t 

. die Studien darüber fort- . 
zus etzen � ob und inwie\l[ei t e ine ' Umstellung der bisher mit 
tradi tionell err }1i tteln besorgten . Evidenz ' auf das mV-System 
im Intere s s e  e iner Lei stungs steigerung d�r Recht sprechu..�g . . 
mi'Sgl ich und nUtzl i ch wäre . Der VwGH 'Vri ederhol t s ein Ersu-
chen , daß ihm all fäl l ige Erfahrungen auf dem Gebiet der 
Anl age von Evidenzen mit den Mitteln der EDV im Bereich . . . 

der Verwaltung z,,,ec!ts Verwendung in s e inem Bereich zugäng'" . . . . ". . . 

' . . lich gemacht werden könnten. 
. . 

.. . . D i e . Klärung di e s e� Frage ' U�d gegebene�all s  die . Um­
stel1.ung der' Evidenzen ' der HÖ crlstßerichte auf . die el ektroni-

, '.' . sehe . Datenverarb e itung s ollte nach Ans icht der Voll ver­
sammlung desp VvTGH · be scpl eunigt in ·.A.."'1grjS� genoni.'nen 1tlerden , .. 
. \'Iobei ·jedo ch : .dem , Dat e:1s chutz e1·rle entscheidende .Bedeutung . • , , " ,  ", , " > . ' • '," • • • • ' , 

. .. - ,,:. zuko.mmen 'müßte 0 ." 

, .,;, . - , - " . " , " . " 
.. , ' . . . ' '. 

::.�. �. '
,',
:. . ;. . . .. .. " . . . ' . 

' . . ', 

, _ . ' . 

-. ... . 

, .:'1 ; " 
" :" " ': . .. . . . .. .  '. .. .. . .... :., ... . 

- ' -. ..... . . : " ' . " 
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6 )  Zwi s chenstaatl i ch e  Kontf1kte mi t In st ituti onen de s Au sl ande s ,  
die dem 8sterreichischen V�rGH gl eicharfig oder ähnr� 

D er VwGH konnte in s e inem Tätigkeitsbericht über das 

Jahr 1 974 ( Ab schnitt I 2 0  8 )  di e Gründe darle gen , die es 

ihm nicht nur nützlich � s ondern gerade unerläßlich erschei­
nen las sen »  im Gl e i ch.1{l ang mit ähnl ichen Al�ti vi täten ande­
rer ö sterreichi scher Hö chstgerichte und d e s  Aus l ��de s  e inen 

Erfahrungsaustausch mit den de r  ö st erreichi schen Verwal­

tungsgericht sbarkeit gl e ichartigen oder ähnl ichen Institu­
ti onen des Auslande s zu verstärken o Ein solcher Erfahrungs­
austaus ch auf dem Gebiete der Ver\'1al tunesgericht sbarkeit 

best eht derzeit schon s e it e iner Reihe von Jahren im Be­
reich der die Verwältungsgericht sbarkei t w'ahrnerunenden 

Einrichtungen d er EI'lG-Staaten, ,-ras für d i e  Ent\'ri cklung von 

sol chen Aktivitäten ö sterrei chs zu Einrichtung en fremder 

Staaten s i cher s ehr bedeuts am ist o 

Zu Beginn des Be richtsj ahre s ( Ende Jänner 1 975 ) fand 

ein Besuch des V i zeprä s ident en de s franzö s i schen Conseil 

d t Etat und �leier Mitgl i ed e r  d e s s elben beim ö sterreichi­
schen VwGH statt o 

. Im April de s  Bericht s j ahres besuchte der inzwischen 
zum Vi zeprä s1denten des Bunde sverfassungsgerichte s  er- . . 
nannte damal ige Präsident des Bunde sve rwaltungsgericht e s  
d e r  Bunde srepublik Deutschl and s amt einem Präsidlali"lchter 
den VwGH o 

· Schl feßl i ch fand Ende Juni de s Bericht s j ahres eine . . 
Begegnung mit dem Plrii s ident en des dem ö sterreichischen · . '  . . 

VwGH gl eich�rtigen Sch,,,edi schen Regerlngsrätten statt .. 
D i e  . wes entlichen s ch\'lerpunkte de� Beratungen nii t cien . 

ausländi schen Besuchern lagen regelmäß ig auf dem Gebiet •. . 
der inneren und äuß eren Organi s ation des Gericht shofe s ,  " ' .  
d a  , h llt  " di e  Stellung d i e s er Gerichtshö fe und die Wirksam- . . , . 
ke it dieses Gerichtshofes in bezug auf den Umfang 
Kontrolle gegenüber der VeI"'tlal tung ; . ferner "rurden 

:. , " . , 

- . 
" , M< .  
" . . �:�?.' 

. " 

. ( . , ' , ' 
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der personell en Au s stattung mit ri cht erli chem und nicht:=­

ri chterl ichem Pers onal er5rtert p : v/ie d enn auch Fragen der 
Besorgung der Justi zve:M'Ialtung di eser Einrichtungen Ge� 
genstand cies Vergl eiches gebil det haben . Bes onderes Inter-

. . e s se ' war der Ge staltung des Prozeßrechtes und dem Ge­

genstand und Umfang der, Kontrol1 e  gewidmet .. Der Erfah­

rungs austausch erstreckte sich auch darauf , wel che ' Erfah­
rungen mit dem System e irier in Instanzen gegl i ederten Ver­

waltungs gerichtsbarkeit gegenüber einer auß erhalb der Ver-
"al tung stehenden · nachprUfenden Kontrolle gemacht ,>{orden 

sind o  
D i e  aus der zunehmenden supranational en Kontl;'olle 

dlrch internati onale Gerichte sich ergebenderi Fragen b il­
deten ebenfall s  Gegens tand des Erfahrungs austausche s .. 

. . . " 

D ie s e  Kont akte sollen im, Jahr(� 1 976 durch Gegenbesuche 

von Hi tgl iea.ern des österre ichi schen Vt1GH und von Verbin­
dungen mit Einrichtungen anderer StElaten noch ausgebaut 

,werden o · 

, :,. 
II . 

1 )  Ge s chä ftsordnunt;en der Lande sregi erung und der p.mter 
der Lande s regi erungen , 

. :  Ein verstärkter Senat d e s  VwGH hat mit Erkenntni s 

vom 20 .. 5 0  1 975 , 21 . 2000/ 16- 2 1 58/1 3 /74 , ausge sprochen , 

daß Bescheide einer Lande sregi erung \/egen Recht s'.'1idrig­

keit infolge Unzuständigkeit der belangten Behörde auf-, " . . 

gehoben ",erden . 

Die Urs ache der Unzuständigkeit l ag darin , daß d i e  
Geschä ft s ordnung d e r  betreffenden Lande sregierungen 
ni cht im Landesgesetzbl att kundgemacht war � und das 

IvTinisterial system , wonach ein Mitgl ied de.r Lande s regi e= 
rung ohne Einholung eine s Sit zungsbe schlus s e s  der Landes.=. 

regi erung all e in " für die Lande sregi erung " ents che iden 

.. . '. ' 
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kann bzwo sich dieses Land esree;i erungsmi tgl i ed durch 
e inen auf Grund der Ges chäftsordnuns des Amte s  der Lan­
de sregi erung berechtigten Abteilungsvo rstand oder durch 
e inen höheren Be amten de s Amte s  der Lande sregi erung ver­

treten las s en kann, im betre ffenden Land ni e in einer 

recht�verbindl ichen \1e ise eingeführt worden i s t o  

Die rechtliche Folge die ser und e iner Re ihe anderer 

auch für andere Länder in gl e i cher Vle i s e  ergangenen Er­

kelll1tni sse lag darin , daß der betreffenden Be s chwerde 

zwar wegen Unzuständigkeit der belangten Behörde Erfolg 

be schi eden "lar ll in der S ache selb st » um die e s  aber den 

Recht suchenden in erster Linie geht II ke ine Ent sche idung 

getroffen werden konnte o Damit i s t  die Gewährung des 

mat eriellen Rechtsschutzes ver zö gert . 

Es scheint geb oten nahe zul egen p daß Ge scJ::ä fts ord .... 

nungen der Lande sregi e:t"J.ngen und der Ämter der Lande s= 
regi erungenp \;'odurch Änderungen in der Zuständigkeit 

der Landesregi erungen ,al s  Koll egium zur Erl edigung von 

Verwal tungs angel egenheiten vorgenommen · werden 9 in . dem 

durch die Latidesverfas sung oder durch Landesgesetz iUr 

die Verkündung von Rechtsvero rdnungen best immten Kund­

machungsb.lättern gehörig verl autbart werdeno 

In die s em Zusammenhang wird . auch hinsichtl ich der 

Gestaltung einer sol chen Ges chäfts ordnung und der Ge=> 

schä ftsverte ilung auf das Erkenntni s des ViGH vom 

1 1 e  1 0 0  1975 , Zl o B 227/75;"1 1 p  aufmerks am  gemacht � 

.� " 

.. ' ' , .' 

: 
. ' i  " j 

I 
· 1  
' \  

I , . .  : 
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2)  Bes chwerd en wep;en Verl e t zung der Entscheidungs­PfTIchi ' . .. . . 
Die Zahl der Bes chwerd en wegen Verletzung der 

. Entsche idungspfli cht hat j ebenso wie hl den . frü­
heren Berlcht s j ahrenj) zugenommen 0 Zum einen 1st 

d1e se Wahrnehmung insbesondere fUr den Berei ch des . 
. eigenen "tl1rkungsbereiches der Gemeinden zu machen, 

zum anderen insbes ondere auch überall dort , wo 
eine Behörde bei ihrer ' Entscheidung das Einverneh­
men mit e 1ner anderen Behörde herzust ell en hat . 

Die durch die Verfas sungs= und Verwaltungs­

gerichtsbarkei t s -Novelle 1 9'+6 p BGBl D Nr .. 21 1 ,  in 
das Bundes ."Verfas sungsges etz 1 929 integriert e  Be­

sohwerd e  wegen Verl et zung der Entscheidungspfl i cht 

kann heute al s e:i.n entscheidender Fort schritt in 
der ' Entwicklung der ö sterreichl s chen Recht s schutz-

, . ;, . .  

einrichtungen ange's ehen werden .. Al s  zweckmä.ßig hat l 

sich insbes ondere auch er-.. lie sen , daß der Ver\'lal­
' tungsgerichtshof s e i  t dem lnkr�fttretert de s BunC!� s- ,_ . '. 

ge setzes vom 21 0 März 1 952 , BGBl .. Nr . 61 , womit :" 
das Verwaltungsgeri chtsho fge setz abgeändert vrurde 

. (VwGG=Novelle 1 952) p . sein Erkenntni s vorerst auf 

t,o" 

. die Entscheidung einzelner maßgebender Rechtsfragen } '  
' . . 

beschränken und d er Behörde auftragen kann, . den " 

versäumten Be s cheid unter Zugrundelegung der hie - ; . 
, t, 

m1t , :fe stgelegten Re cht sanschauung .binnen bestimmter , 
aeht Wochen 'nicht Ubersteigender Fri st zU erl as sez:t. 

· Der Verwaltungsgeri chtsho f macht von dies er Mög- . 
l i chkei t dann Gebrauch , wenn er hieciurch� :einem 
wirksamen Re cht s schut z innerhalb kürzerer Fri st 
zum Durchbruch verhelfen kann .  , 

In einer immer mehr st eigenden Zahl von Fällen " 

in denen der Verwaltungsgerichtshof mit Be sch,.,erde · 

wegen Verletzung tter Entscheidungspflicht angeru- : 
fen wird D l iegt die Urs ache fUr die Säumnis der 
Verwaltungsbehörde in deren durch den Ges etzgeber ' _ ., . . 

angeordneten Verpfl i chtung zur Herstellung des 
" 

:f" 
��" '.!l ', . 
I;: : 
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. 
'
. 

Einvernehmens mit anderen Behörden bei der FällunE 

der Entscheidung . Der Verwal tungsgerichtshof regt '" 

daher an , daß der Ge setzgeber in j edem einzelnen 
Fall, in dem er die Herstellung die s e s  Einverneh-
mens vorschreibt , prüft , . ob dieser Vorgang zweck- ". 

mäßig und im Intere s s e  einer gedeihli chen Erl edi-

gung unverme idl i ch i st .  

�venn aber die Herstellung des Einvernehmens 

vom Ge setzgeber angeordnet i st ,  hätte di e Verwal­

tungsbehörde , mit der das Einvernehmen herzustel­

len i st ,  der in der Sache führenden Behörde gegen­
über die Gründe aufzuzeigen, die sie dazu veran- .. 

l aßt ; der von der ent s cheidenden Verwaltungsbehörd 

in Aus si cht genommenen Erl edigung nicht zuzustimme 
wenn sie s i ch ni cht in der Lage si eht , das Einver­

nehmen herzust ell en . Nur �."enn so,.,chl d i e  zur Ent- . 

s cheidung berufene VeI"\'/al tungsbehörde al s auch die . 
Verwaltungsbehö rde , mit der das Einvernehmen herzu · 
stellen ' i st p '. ihren Recht s standpunkt von Anfang an 
in hinreichender V/ei s e  begrUnden, l{ann das vom Ge-

· setzgeber engeordnete Einvernehmen in zweckmäßiger 
vlei s e  hergestellt werden. FUr den Fall , daß .das 

Einvernehmen nicht hergestellt werden kann, wird . 
. in die sem Fall di e zur Entscheidurig berufene Ver .. . 

' 
' . 

'
. . . . . 

' "
. 

wal tungsbehörde in die Lage versetzt , unter Verwer· 

I . , .  

tung . der BegrUndung der anderen Verwalt'imgsbehörde j . .  
einen Be s cheid zu erl as s en . Derzeit 1.st in viel en .. 

\
. 

Fäll en die .. Wahrnehmung zu macben " daß " d1e Behörde , 
· mit der das . Einvernehmen herzu.stellen wäre , Sich < J '

: .
.
.
. 

' . t 
überhaupt verschwe igt oder ohne hinreichende Dar- ! I 
l egung ihrer Griliide ��e inen von der zur Entscheidung i 
berufenel1 Behörde abweichenden St andpunkt bezieht ..  \c .: . 
DE;!r Verwal tungsger1cht shof regt an, den verwältung; :f· < 

· behörden nahe zulegen, daß die · zur Ent scheidung 

berufene Behörde und di e Behörde , mit der das Ein"'; 
· . vernehmen herzustellen i st , ihren Rechtsstandpunkt . .  · 

von Anfang an klar darlegen . Die s  setzt naturgemäß 

' . .... 
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" J. 1 :;  = 

" voraus p daß die zur Entsche idung berufene Behörde vor" 

der Herstellung des Einvernehmens das durch das Gesetz ' 
vorgeschriebene Ermi ttlungsverfahren durchführt und 

, die Ergebni s s e de s s elben klar und über sichtl ich zu .... 
sammenfaßt 0 

3) 

, Die hier darge stell ten !JIängel bei der Herstellung 

de s Einvernehmens , durch die di e Partei en vielfach an 
einer zielstrebigen Verfolgung ihrer Rechte gehindert 

waren!) konnten vOI""tli egend in Dienstrecht sverfahren 

wahrgenommen "ferdert o 

aller Or ane de s Bunde s ,  

Gemäß Art o 2 2  B�VG sind all e  Organe de s Bunde s p 

der Länder ,,-:nd Geme inden im Rahmen ihre s  ges etzmäß igen . 

1Ri rkungsbereiches zur wechs el se i t igen Hilfele i stung 

verp fl i chtet 0 

'. Se it dem Inl�rafttreten des Art 0 ' lI  der 1 4 .  Gehal ts­
. " ge s etz=Noveil e � EGBI . Nr o 1 90/1 965 i macht der Ge setz .. > 

geb�r des Bundes eine Verb e s s erung der besoldungsrecht­
lichen und der s onstigen dienstrechtl i chen Stellung von . . Beamten immer "lieder von der Durchführung eine s Ver= 
gl�1che s mit den Laufoahnen anderer vergl e ichbarer 

Be amter abhängig 0 Gemäß § 30 a Abs o 1 Z o  3 de s Gehalts"" 

ge setze s 1956 in der Fas sung d e s  Art o I 2 0  5 der
' 

24 0 Gehal tsge s etz ... Novelle hängt di e GebUhrl ichke it e iner 

Verwendungs zul age u o  ao von der Verant'l,'lortung ab ; de.,;, , " 
ren Ausmaß Über dem ande rer Beamter ' in glei cher dienst= 
Und besold'U.ngsrechtl iche r '  Stellung liegt o Auch hier 
kann die Gebührl ichkei t der gena.:..'1nten ZUl age nicht ohne 
Du):'chfUhrung e ine s Vergl eiches der Verantwortung mit 

der anderer Beamter in gl e i cher di enst- und b e soldungs­

rechtl icher Stellung festgestellt \I!erden o Der Landes­

gese tzgeb er wähl te vers chi edentl i ch ähnl iche gesetz­

l iehe Konstrukt ionen oder folgte in d i e s e r · Hins i cht 

Uberhaupt d em Bund o D e. dem Bunde skanzl eramt die Be-

';-, 
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handlung der allgemeinen Personalaneel egen..'I-}ei ten der 
ö ffentl1chen Bediensteten übertragen 1 st , · \�1rd zur 
Durchführung derartiger Ve rgleiche diese Behö rde um 
Hil fel ei stung durch Bekanntgabe · Vereleichbarer Lau! ... .. · 
bahnen oder von · Bearnten mi t gle icher dienst- und · be-

.. 

so1 dungsrecht1 icher St ellung , die eine entsprechen�e 
Verantwortung tragen , gebeteri . So �rurde im Be schwerde­
fall 21 0 1 1 3 1 /75 das Bundeskanzleramt zur Durchführung 

e ines Vergl e iche s ·  im Sinne des § 30 a Abs " 1 Z .. 3 de s 
Gehaltsge setze s  1 956 in der Fas sung der 24 0 Gehalts­

gesetz-Novell e mi t Beamten anderer Re s s orts ersucht D 

D a  trotz Erinnerung die s e  Auskunft nicht erteilt wurde p 
war die zur Ent scheidung b erufene und in dem angeführten . . . " 

. B e s chwerdefall beim V .... ,GH be:;lungt e Behö rde ni cht in der 
Lage , den vom Ge setz geforderten Vergl eich anzustell en " 

Der Vel"vlal tungsgerichtshof regt an , daß ent,·/e= 
der . der Gesetzgeber die Durchführung solcher Ver"" · 

gl e iche nicht anordnet t wenn die se in der Praxis . 
. zu fast unUb e.rw1ndl icht:j.1 Schwi erigkeiten fUhren 
sollte , oder däß von der D ienst stelle , welcher eine 

übersicht Uber die Vergl eichsfäll e all er.  Re s s orts 

mögl i ch ist , die in der Verfas sung vorge s ehene 

Hil feleistung ge\.,rährt wird . Er s i eht sich j e�en�al l s 

nicht in der Lage , . e inen Vorgang al s gesetzmäßig 
e.nzusehen �  der den ·'vom Ges etzgeber vorges ehenen 

IJaufbahnvergl e i ch durch di e Berufung auf nicht al s . 
Ge s etz oder Verordnung erlas sene

.
Be förderungsricht ... 

l inien ers etzt , wie e s bei der · Anstellung von Lauf- . 
bahnvergleichen in Fällen der Neufests et zung der . . 
besoldungsrechtlichen und sonstigen dienstrechtli ... 

ehen Stellung in der Praxi s vi el fach ge schehen 
i st .. 

. -
! 
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· 4 ) Aufh ebunp; von ''Torten im Art Q III Abs 0 · 1  der 24 . Ge­
naltsgcsetz-Novel1e 

. Der VfGH hat mit Erkenntrii s vom 9 0 1 2 0 1 975 p G 21 , 

. 22 9  24 9 25/75 , tiber Antrag des VwGH die vlorte "in der 
Zeit bi s . zum 30 e Juni 1 973 it in Art o III Abs o  1 de s Bun­
desgesetzes vOl'!l 1 4 0 6 o 1 972 � BGBl o Nr o 21 4 ,  als verfas sungs-
widrig aufgehoben ; 

Da gleichartige , dem Gleichheitssatz widersprechen­
de Be fristungen auch in anderen dienstrechtlichen .Ge ­

set zen de s Bunde s vorkommen , regt der VwGH an ,  die s e  Ge­
setzesstellen so abzuändern � daß sie vom Standpunkt der 

Gleichheit vor dem Gesetz unbedenklich sind o 

5) " Art oVIrI EGVG
'

= Bundes-Verfassungsgesetz-Novelle 1 974 , 
' 130:81 0 Nl' o 444/1974, ' . . . , . . .. .. . . . . " . . .. . 

Das Erkenntni s' vom 9 G 1 2 0 1 975 , Z1 0 1 72/75 , gibt An­

laß darauf aufmerksam zu machen , daß die Verwaltungs­

.behörden offenbar zum Teil die durch die Bundes=Verfas­
sungsgesetz-Novelle � BGBl o Nr o  444/ 1 974 p mit Wirksamkeit 

< ' vom 1 . 1 . 1 975 eingetretenen Änderungen in der Zuständig­
keit zur Gesetzgebung und Vollziehung in den ' Angelegen­
heiten der Wahrung des ö ffentl ichen Anstande s  und der 

Abwehr ungebührlicherwe i s e  hervorgerufenen störenden 
Lärms nicht voll beachten 0 Auf Art " I Z .. 1 5  und Art . XI ' 

. dieser Bundes-Yerfassungsgesetz=Novelle wird besonders 
hingewie s en .. Die Nichtbeachtung dieser Vorscp.riften führt 

. regelmäß ig zu.r Aufhebung eines angefochtenen Be scheide s 

wegen Unzu ständigkeit der belangt en Behörde o 
. 6 ) § 41 des Apothekengesetzes 

." ' In ' der Beschwerde sache Zl <l 839/74 wurde wegen über-
' . tratung des Ap otheker..ge setzes 1 907 s RGB1 .. Nr . 5 ,  ( ApG) � 

gemäß § 41 Abs o 1 ApO eine Geld strafe von S 500 , -;.; ver­
hängt und , gemäß § 41 Abs,0 3 ApG die Ersatzs trafe mit 
25 Tagen beme s sen " 

; " . ; . 

... , . § 41 ' Abs 0 1 . und 3 lautet in der ' ursprünglichen Fassung: 
n ( 1 )  Übertretungen . d i e s e s  Ge setze s oder der in 

Durchführung des selben erlassenen Anordnungen 
werden 1) ' sofern die betreffende Handlung nicht 
unter eine Bestimmung des allgemeiilen Straf­
gesetzes fällt D an Geld von 1 0  , bi s  zu 2000 Kro,-

· nen bestraft e ' . , . . . . 
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( 3) H i ebei i st für einen St r�fbet rag von 10 bi s 
20 Kronen auf einen Ta g ,  b e i  höheren Gcld­
s trafen für j e  20 Kronen auf j e  ei nen Tag 
A rrest zu erkennen : doch darf di e Dauer . de s 
Arre s t e s  drei Monai e ni cht überst eigeno " 

Di e s e  B e s t immungen d e s  § 41  ApG ��rden durch di e Nove l­

li erungen des Apothel.: eng c s e t z e s  ni cht geändert " 
B ezügli ch der Geldst rafen b e s t immt § '1 Abs . 1 

erst e Recht sregel d e s  Bundes -Ven'/a ltungs st raf erhöhungs­
g e s e t z e s  1 9 28 , BGB l o  Nr e 3 65/ 1927 , daß bei Geldst rafen , 
di e in e i ner VCr\val tungsvors chrift mit einern Datum 
aus der Z eit vor dem 1 0  Jänn er 1917 ange droht s ind , 
,\.,i e im Fall des Apothekeng e s et z e s  , an S t e l l e  des 
Kronenbetrages der glei che Schi lli ngbet rag zu t ret en 
hab e o D i e s e  Best immung \'.rtlrde durch § 1 Abs o  1 1i t .: a 
. - -
d e s  Bundesgesetz e s  vom 4 .. Februar 1 9 48 , BGB l .. Nro 50 , 
üb er die Erhöhung der G e l d s t rafen in Verwaltungs st raf­
re cht i n  der W e i s e  geändert � - daß di e Obergrenze bei 
G eldstr3.fen � di e in vor dem 10  Oktober 1922 erlas s enen 
Vors chri ften ange droht sind '] au:tBG�o ��P?elte der Geld­
strafen des durch das BundeSges etz/36571927 bcs timmt�n 
S chil lingb etrages erhöht wirdo Im S i nne di eser Bestim­
mung hät t e  di e Strafdrohung des § 41 Abs o · 1 Apotheken­

gesetz nunmehr S 10 b i s  S 4000 zu lauteno 

' .. 

. . . .. . ... , \vo für - di e · Umwand lung der uneinbringlichen Geld-

. \ , ' ,.' 

st:raf'e in eine Arre st st rafe �in ·· fester Um\'landlungs- · . . •
. . 

, 
. 

s chlüs s el . vo rge s ehen war , wi e � "Bo im § 4 1 Abs • .  :3 ApG , 
trat di e s e r  gemä'ß § 3 des V er,,,al tUI1gsstraf'erhöhungs­
ges et z es; BGß 1 "  Nro 635/1921 (VStEG), 8ußer Kraft . Di e · ; .  Ers atz strafe "laI' nach dem Grade des . Vers chUl dens · zu · , i 
b em e s s en und durft e das HQChstmaß · 

der- aut die st�af- . . 
- ! 

baren Handlungen ges et zt en Arrest strate , so fern keine 
Arrest straf'e vorgesehen und ni cht s anderes bestimmt 
\'lar � f4 Tage ni cht übersteigeno Dieses Bundesges etz 
,rurde z�ar · d�rch § 4  Abs <> 1 erster S at z  des zweiten · 

.... .. : VCr\valtungsst raferhöhung sge s e t z cs, BGB l. Nr. 213/1923, 
' . . . ' außer Kraft gesetzt � do ch st immt d'e s s en § :3  ,,,ort'ITört ­

. li eh mit . dem § :3 des aufgehobenen . VStEG 1921 überein. 
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GcmHß § 3 Abs o 2 des Bunde s-VcT\"altungs straferhöhungs­
ges etzes 1928 � BGB 1 " Nr" 3 65/ 1927 , verlieren in den 
Angelegenhei ten der Art " 10 und 1 1  B-VG in der Fas sung 
des Bunde sverfassungsgesetz e s  OOD 1 "  Nr .. 3 67/ 1925 unter 
anderem di e Bestimmungen des z,,,ei ten VCI'\V'al tungs straf­
erhöhungs gesctzes i923 ihre Gültigkei t "  Da das Apo­
thckenwcs en nach Art .. 10 Abs .. · · 1 Z  .. 1 2  B-VG Bundessache . . 
in  Gesetzgebung und Vo llzi ehung i s t  ( si ehe auch das 
Erltenntni s  des Verfas sungsgeri cht shofes vom 
140 S ept ember 1959 , Slga 3610) � sind. auch für das Apo­

· thekcnges etz di e Bestimmungen des § 3 des zweit en Ver­
. \ial tungsstraferhöhungsgesetzes 1923 bezüglich der Be- " 

mes sung der Ersatzstrafen ni cht anwendbar 0 Di e durch 
di e bei den vorzitiert en VeMvaltungs straferhöhungsge­
s etze normi ert e Außerkraft s etzung der in alten Ver-

waltungsvorschri ft en �nthaltcn gewe senen festen Um­
rechnungss chlüs s e l  bleibt j e do ch mangels anderer Vor­
schri ft en wei terhin aufrecht ( siehe auch Nannl i cher , 

Das Verwaltungsverfahren , 7 0  Aufl o , S 379 , An� o  3 zu 
§ 16 VStG ) o . Bezüglich des Au smaßes der Ersatz strafen 

bestimmt § 16 Absa 2 VS tG 1950 , daß die Ersatz strafe 
das Höchstausmaß der auf di e Ver\llal tungsübertretung 
ges �t zten Freiheitsstrafe und sofern kein� - Freihei ts-

. . , . strafe angedroht und nicht anderes bestimmt " ist , zwei 
Wochen nicht übersteigen darfo Im Übrigen ri. cht et s i ch 
das Ausmaß der Ersatzstrafe nach den allgemeinen Re-

' geln der Strafbemes sungo Es ist also dem ersten Halb­
satz des § 41 Abs a �" ApG derogiert ; best ehen �leibt 
nur der zweite Halbsat z  di e ser Best immung 1 t .. .. welchem 
di e Ersat z strafe " drei Monat e 

'
�i cht überstei gen darf .. 

Di e belangt e B ehörde hat im vorliegenden Verfahren 
übers ehen , daß dem ersten Halbsatz . des § 41 Abs .. :3 ApG 
derogi ert i st urid di ese Bestimmung \vei t erhi n  anst att 
, . . 
der einschlägigen Best immungen des VStG 1950 angewendet .; 
Bemerkt wird , daß in einigen eins chlägigen GesetzesR-us­
gaben § 41 Abs o  3 ApG zur Gänze als geltendes Recht 
.angegeben wird o "  

. f.:. 
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7)  H Bho der nonornre ni cht amt l i cher S achverständiger . 
i m  Ve nvaltungs strafvc rfahren 

In de r Bes chwerdcs ache Z l ..  877/74 wurde B e sch\�erde 
dagegen erhoben , daß d i e  be langt e Behörde dem Bes ch\�er­

deführer � neben der V erhängung e iner Geldstrafe von · 

S 5 0 000 � -- wegen der Übert retung nach § . 5  Abs .  1 

S tVO 1960 - auch den Ersat z  der crlv-achs eneD B araus-

lagen für das Honorar eines beige zogen en ni cht amt li­

chen ärz t l i chen S achverständ i gen i n  der Höhe von 
S 7 0 215 , -- vorgeschri eben habe .. D i e  be langt e B ehörde 

stützt ihren B e s chei d  dabei auf di e Bestimmung des 
§ 64 VStG 1950 .. Nun best immt § 64 Abs . 3 VStG 1 950 , 

daß dem B e s t raft e n  der Ersatz di es er Auslagen aufzu­

erlegen i s t , wenn im Zuge eines Venvaltungs s t rafver­

fahrens Barauslagen erwachs en s ind , so fern s i e  nicht 
dUrch Vers chulden e i ner anderen Pers on verurs acht 
\rurden o Es regeln j e doch weder die Verwal tungsverfah­

rens ge set ze no ch andere in B et racht kommende Re cht s ... · 
vors chri ft e n  , .  in ,,,re I cher Höhe di e Kost en der ,bei ge... , . 

· zo gencI1 ni cht amt l i chen S achverst ändigen zu bemes s en 
sind., \/ohl s etzt das Gebührenanspruchsges etz 1975 , 
BGBl .. ' Nr .. 1:3 6 - ebens o  wi e di e s  im Gebührenanspruchs..;. 

gesetz · 1965 'j BGB l �  Nr . 179 , der Fal l war ":' die Ge ... 

bühren ' der Zeugen � , S achverständi gen , 
,
Do lmetsche , ." 

. Ges ch\t/o renen und S chö:!'fen für ihre Tät i gke i t ,im 
geri,cht l i ch en. Verfahr en dfest (§ 1) , eine ' d.�rartige 

Regelung fÜr das Ven.;altung s st rafverfahren (und für 
das Venvaltungsverfahren ) f ehlt j e doch bisher. Da 

, . 
einers eits für ärzt l i ch e  Gutacht en Kost ennoten vi el- . 
fach irr der oben angeführt en Höhe gel egt \verden und 
auch bezahlt 'verden müs s en , andererseits aber di e Ge­
bühren d er Ärz t l.i chen S achvers tändigen nach dem Ge­
bührenanspruchsge s et z 1 975 im gericht li chen Verf,ahren 

nur einen ßrucht e i l davon bet ragen , \.;ära e s  im S inne 
de�<

Art �  t� A.b s � · ' 1  B-VG angezeigt , auch für das Ver-

� ' . . ! . . . 

' . � . . 
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wnltungsst rafverfahren (und für das Ver\�altungs "" 
verfahren) ge s et z li che Grundlagen zu s charren , 

, in \V'elcher H öhe di e S achverstän digengebühren von 

den Verwaltungsbehörden zu b eme s s en sind , zumal 
, auch ein ni chtamtli cher S achverständi ger mit B e­

sche i d zu bes t e l l en i st o  

8) Ans nnlch au f Fami l i enb e ihi l fe be i Ent s chädi uns cn 
aus e1.nem gos e z � ch anerkannt en LehrverhU. ni s .. 

. Der VwGH hatt e bei , Beurt ei lung der Be sch'o\Terde 

Zl . 1798/74 darüber zu ent s chei den , ob bei der Er­

mi t tlung der Einkünft e eines Ki nde s "Ent schädigun­
gen aus einem ge s et z l i ch anerkannt e� Lehrverhältni s "  

gem .. § 5 Abs" 1 des Fami li enl astenausgl e i chs g e s et z e s  

1967 , BGB l o  N r ..  3 67 , ' in der- Fassung d e s  Bundesge s et ­
ze s vom 1 1 0  Juli 1973 , BGB1 .. Nro 385/73 (FLAG ) , auch 

. " . ,  dann außor Betracht zu blei l)en haben , \v-enn das ' Lehr­

v�rl1äl t ni s im Au s land eingegangen \\''Urdc , falls e s  

si ch dabei um ein, s o l ches Lehrverhältni s handelt , ' 

< das offens i cht li ch von der ,aus ländi s chen Re cht s ord-

nung als r�chtmäßi g a�erkannt i s t . Mangels j ed e s  

Hinweis,es · auf aus ländische Re cht sverhä ltni s s e  i n  

s a chli ch in l3etra cht komm enden öst errei chi schen 
Rechtsnormen , i nsbes ondere im FLAG s e lbst oder in 
einem entsprechenden i nt ernat i onalen _Abl{ommen � mußte 
di e Frage i n  dem S inn verneint ,<[erden , " ge s et z li ch 1 1  

heiße nur "von Normen umfaßt , di e in üb ereinst immung 

mit der Verfas sung der Republ ik Ö st errei ch zustande 
gekommen s i nd , und di e s en No rmen gemäß 1 1  und könne 

, nl.cht ct' .... a be deut en " durch i nländi s che 0 d e r 
, i nhalt l i ch vergl e i chbare au s ländi s che ge s e t z li che 

;. . . 

. . ' I 

I :':· 

., ' 
1.: 

Vors chri ft e n  gerege l t  und ihnen ent s!,>rechend " .. ;-

Es i s t  indess en S ch"lcr e i nzu s ehen , warum e i n  
Anspruchsberechtigter dann , ,.,enn eine Au sbildung ' 
eines Kinde s der inländi s chen gl ei ch,,,ert ig i st und 

' den Umständ<:)n nach das Eingehen eines Lchrverhäl t ­
rii s s es im Ausland ' l1uheliegt ..; im B e s chwcrdefall \1Ur 
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der Anspruchsbere cht i gt c  ein Beamt er des Bunde s­

' m i ni st erium s für Aus\llärt i ge Ang e l egenhe i t en , der 

, an eine H st crrei chi s chc Vert retungsbehHrde im Au s­

land vers etzt Wlirde � de s s en Ki nd di e im Inl and be,:"" 

gonnene Lchrz eit im s e lben Fach und bei offensi cht .... 

li eh vHlli ger Glei chwert igkei t der Ausbi l dung am 

au s ländi s chen Dienstort fort s et z en konnt e - i nner­

hlüb der in § 5 Abs o 1 PLAG f e stges et zt en H H ch s t ­

grenz en l i egende Ents chädigungen aus dem i m  Au s land 

eingegangenen Lehrverhältni s dennoch , als für d i e  Er­

mi tt lung von Einkünft en des Kindes zu berücksi chtigen', 

zu s einen Lasten gelten las s en mußo 

E s  darf dem Bundes g e s et z geber zur Eftfägung gege­

ben \verden , in Fäl l en .. .,ri e dem eben dargest e l l t e n  d em 

Anspruchsb ere cht i gt en di e in § 5 Abs o  1 FLAG einge­

räumte Begünst. i gung (li t. o  b) eb enfal l s  zuzuge s t elien .. 

Di e s  kHnnt e ', von z\'li s chens t aat li chen Abkommen abge­

s ehen � durch eine Novelli erung des FLAG' ges chehen , 

kHnnt e ' aber au ch dadurch errei cht werden , daß die 

in Bet racht kommenden Au sbi ldungs ge s et z e  , s o  et\I/ß 

das Berufsau sbi l dungsge s etz , BGB l o  N'r o  142/ 1969 9 
di e HHgli chkei t der Anerkennung von i n  aus ländi s chen ' 

, Lehrverhäl t ni s s e� zurückgel egt en Lehrz eiten � d i e " 8 0-

dann in di es er I-li ns i cht als inne rs t aat li ch anerkannt 

zü gel ten liätt en � unt cr be st imint en Voraus s et zungen 

vors ehen " 

-; ' ".;" .� ". ' 

: -

' i 

I , ' 
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9)  Naturschutz . 
D i e  Behandlung einzelner B e s chvTerdefälle , in denen 

. die Bestimmungen der Lande s -Naturs chutzge setze Grund­
l age der Entscheidung des Gerichtshofes gebildet haben , 
gibt zu folgenden Bemerkungen Anl aß : 

D i e  Be stimmungen der . einz elnen Naturs chut zge s etz e , 

betreffend den Lands chaft s s chut z im be s onderen , können 

ihren Zweck nur erfUll en p  weI'�"y)' in der breiten Öffent­

lichke i t das Be\'rußtsein geweckt und wachgehalten wird , . 

d aß der Schutz der heimischen Landschaft del!l Geme in«> 

wohl und d.amit letztl ich auch j edem einzelnen zugute 

kommt o D aß der Lands chaft s s chut z  im allgeme inen j eden 

angeht und daß zur VervJirkl ichung des konkreten Schut­

zes b e stimmte Maßnahmen erforderli ch sein können , i s t  

i m  wes entl i chen Maß durch die ·
Lande sge s etzgebung und 

auch durch die Ges etzesvoll ziehung hervorzul{ehren o Zur 
VeMrirkl ichung di es e s  Ziel e s  ersche int · e s  nou'lendig ,

. 
· daß zumindest in baubehö rdl ichen Ang el egenhei ten die 

. Naturschutzbehörden auf Grund . entsprechender Anord­

nungen' des tande sges etzgeb ers zu einem mögl ichst frU­

hen Zeitpunkt .e ingeschal tet \'lerden o 

. .  So konnte der VwGH die Beobachtung . machen ,  daß 
die Erwerber von Grundstücken oder die Konsenswerb e r  

1m Bauverfahren aus dem Still s chwe igen der betreff·en ... 

den Behörden und aus dem Unterble iben entnpre chend er 

Belehr'l.lngen nicht s elten e inen moral i schen Anspruch 

.. auf Verwirklichung ihrer Pro j ekte ohne RUcks i chtnw..me 

auf die Vors chriften d e s  Lands chaft s s chut z e s  able iten .. 

Zur Hintanhal tung derartiger UnzuköiIunl i chk e iten 

eT:1fpiehl t e s  sich nach l1e inung des V\'IGH , ge s e t zl i che 
. .  Regelungen zu treffen» \\?elche e s  e inem B au\·rerber zur 

Pflicht machen � v 0 r Erteilung der Baugenehmigung 

eine erforderl i che naturs chutzbehö rdl i che Be':lilligung 

e inzuhol en (vgl o z .  B o  § 1 9  Ab s .  2 de s Burgenländi­

schen Naturs chut zge s etzes vorn 27 • ..
. 
6 .  1 961 1 LGB1 . 

Nr o 23 1 0  d .  F o der Novelle LGB1 � Nr . 9 / 1 974 ) 0 
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Ähnl ich s ollte die ParzelIi erung von Grundstücken 

nach den Bestimmungen der e inzelnen Bauordnunge� davon 

abhängig gemacht ''v'erden t daß die Einhal tung naturschutz­

ges etzlicher Verp flichtungen und die Be achtung b e stehen­

der naturschutzgesetzl i cher Geneh�igungsvorbehalte ge­

\'lährl el stet i st . Durch entsprechende gesetzl iche Be sti.m­

mungen könnte dafür vorg e s orgt ",erden , daß die Parte ien 
wenn möel ich · s chon im · grundverl�ehrsbehördl ichen Verfahren p 

j edenfalls aber im Bauverfahren · e igens darUber bel ehrt 

werden , daß die Erte ilung ent sp rechende r Genehmigungen 

all enfalls e rforderliche natur schut zbehördl iche Geneh­
migungen nicht er s etzt bzw o von der Einhaltung entspre .... 
chender materiell -rechtl icner Verp fl ichtungen der natUr;'" 

schutzg es etzlichen Vorschriften nicht entbindet 0 

\1urden gesetzwidrige Eingriffe in das Lands chafts­

bild g e setzt p s o sollte der Lande sge setzgeber der Voll;" 

ziehung alle Nö gl i chlt e i  ten an die Hand · geben , auf eine 
unge säumte "liederherstellung de s früheren · Zustande s zu 

dringen .. Nach Ansicht de s V'VIGH er\·re isen sich solche l a.."1de s­

ge setzliche. Regelungen al s zweckmäßig , 'l,lJelche durch e ine . . 
mögl ichst weitgehende Fas sung de s Adre s s atenkrei s e s  die 
Mö gl ichl{e it bieten , Be s e itigungs aufträge und \viederher- . 

stellung s aufträge nach dem Natur schut zge s et z  nicht nur 
gegen de!lj en1gen zu erlas sen , de r ein ent sprechendes 
Verwaltungsdelikt gesetzt hat , s o ndern auch an j ene • .  

d ie , ohne strafbar Z\l s e in ,  e inen s01chen Eingriff vor­

genommen haben • .  In gle icher \'le i s e  s ollte aber auch der 

j ewe ilige Grundeigentümer s owi e der j eweil ige Eigen ... 
tümer e ine s den naturschut zge s et zli chen Bestimmungen 
zU"\'v'ider errichteten Ob j ektes zur 1vi ederherst ellung 

des früheren . Zustande s verp fl ichtet werden l{önnen . 

· .  
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I st delr Bcamte ohne sein vorsätzliches Verschulden 
infolge . 

a) Blindheit oder prakt is cher Blindhe it 9 

b) Ge i steskr·ankheit oder 

ce) einer anderen s chweren Krankheit 

zu e1nem zumutbarell. Erwerb unfähi g geworden , s o  hat ihm seine 

oberste Di enstbehörde gemäß § 9 Abso i des Pensions geset z0s 1965 

(PG 1965) aus Anlaß der Versetzung in den Ruhest and zu seiner 

ruhegenußfähigen Bundesdienstzeit einen Zeitraum von z ehn Jah­

ren zuzurechnen ... Eine im \ve sent lichen glei chlautende Be stim­
mung findet sich in § 9 Abs .. 1 der \ii ener Pensionsordnung 196 6 .  

' Wi e der Wortlaut d e r  bei den Vors chrift en zeigt 9 i st Voraus­
setzung für ihre AmV'endung'�9 daß der · Beamt e an Bllndhe i t ,  . � 

Geisteskrarudleit oder einer anderen. schweren Krankheit erkrankt 

i st !!!!!! dadurch zu einem zumutbaren EI"\oJerb unfähig ge't,,"ordf'n 

ist<il Das Vorli egen von Blindhe it 7 praktis:!her Blindheit , G:oi s·tes­
; , kJrMkhei t odar einer anderen schweren Krankhei t  bildet sohin 

. ein eigeHständiges Tatbestandselement 9 zu dem dann als wei t e:res , 
eigenständiges Tatbestandsmerkmal di e Unf��i gkeit , einem 2U­
mutbaren Erwerb nachzugehen 'j  hinzutreten muß., Di e Unfä'11igkei t ,  

ein�m zumutbaren Erwerb nachzugehen � ver�mag daher für sich 
allein noch nicht di e Qualifikation der erwähnten , s chlieren 
Krankheit herzus te llen (siehe z ., B "  die Erkenntnisse des 
Verwaltungs geri chtshofes vom 12 .. S ept ember 1974 , Z1. 549/74 ,  
und vom 220 }lai 1975 � ·  Z1 0 1740/7 4 ,  und di e dort angefilllrt e 
Vorjudikatul") " 

· Es ergibt s i ch somit , daß di e Frage , ob eine "andere 
s chillere Krankllci t VB im Sinne der zit iert en Recht svorschri ften 

anzunehmen i st , losgelöst v.on der weit eren Frage nach der Un- . 
fähi gkeit zu e inem zumutbaren Eno1erb zu ents chei den ist. Nz, ch ·· 
der ständi gen . Recht sprechung des Verwaltungs gerichtshofes 

liegt eine solche 8tandere s chwere Krankheit " vor ,  wenn der 
durch sie bedingt e Lei densgehalt ein dem der Blindheit o de r  
Geisteskrankheit annähernd glei chwert iger i st (hg. Erkerü:tni s 3 0  

· vom 120 Februar 1970 , Z 1  .. 37 1/68 ; vom 12. November 1970 , 
. Zl.  270/70 ; vom 16 .. März 1972 , Zl .. 20�ä/7 1 ;  vom 24. Närz 1C72 , 
Zl .. 2400/7 1 ;  vom 15 .. Juni 1972 , Z1 .. 391/7 2 ;  ·und vom 21. J·än... : 
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ner i974 � 'Zl o 1660/73) .. Obglei ch nun der Verwaltungsgeri chts- . 

hof in s einer Recht spre chung auch bemüht war � Anhalt spunkte da­
für zu geben 9 wann der Lei dens gehalt einer Kranldle it als dem 
der �lindheit oder Geisteskrankheit annähernd glei chwertig 
anzusahen ist 9 konnte doch e ine klare Grenz ziehung zwi s chen 
einer � ande�en s chweren Krankheit " und einer Krankheit , die 
im Sinne des § 9 Abs o 1 lit ., c PG 1965 nicht als s chwer än­
zus ehen i st 9 ni cht gGfunden werdeno Di es liegt vor al lem an 
der Vi e lzahl der mögli chen Krankheitsbi l de r 9  di e sich einer ', 

richt lini enmäßigen quali fikation des Leidensgehalte s  als dem 
der Blindheit o der Geiste skrankheit gleichwert i.g entziehen .. 

§ 9 Ahs o 1 PG 1965 sowie die gleiche Best immung der Wiener 
Pens i onsordnung enveisen s i ch damit al s verhältnismäßi g s chwie­
rig vol l zi ehbare Normeno 

Nach Auffas sung des Verwaltungsgeri cht shofes ließe sich 
j edo©h die Anwendung dsr in Rede stehenden Vors chri ften ein- , 
fa©lh.�go gestalten 9 ohne ihren Grundgedanken aufgeben zu müssen,, > 

Di e s  könnte eine G e s etzesänderung herbei fÜhren , mit der die 
b� stehende , Di fferenzierung zwi schen den Krankhe iten (Blind­
heit �der prakt i s che Blindhei t 9  Gei steskrankheit oder eine 

andeTs s chwa�e Krankheit) aufgegeben wirdo 
Mit teiner Formuli erung 

IlIJI st der Beamt e  ohne sein V ers chulden durch eine Krank .... ' ,  . ' 
. hei t zu einem zumutbaren Erwerb unfähig geworden 9 so 

hat · ibm s eine ,oberste Dienstbehörde aus Anlaß der Ver- . •  , 

s at zung in den Ruhestand zu s einer ruhegenußfähigen . 
Bundesdi sXlstzeit ainen Zeitraum von zehn Jahren zuzu- · 
lrechn�n� . g9. 

wäre das S chwergewicht a.uf di e ( s chon j etzt zu priifende) 
Frage 9 ob , Unfähigke i i zu e inem zumuibaren Erwerb besteht \l 

'. 

verlagert o · Das di e Verwaltung wi a den G er!chtshof immer 
wi e der bes chäfti gende Problem der vOanderen schweren Krank .. .  
heit lllJ wäre ( auch im Sinn einer Verwaltungsvereinfachung) aus-
glekllammex-t o ' .. '. , 

' ._-j .. "i, : '  

. .. ; 

! I 

i ! . 
j . : 
! : . 

1 :  

! . , , '  
; . , ' 
i/ ' 
' . ' : � �. , 

i f � . I 
. ; '  " 
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Re gi s ter 

Allgeme ine s 
Regi s t er 
(Verwa1tung$ sachen) 

Samme1regis ter 

Zus ammen 

. -. .-'--

G e 8 c h ä t t 8 a u e  w e 1 8 

über die'  Tätigkeit des Verwal tungsgerlcht sho:t'es ,  
in der Z e i t  vom 1 .  Jänner bis 3 1 . Dezember 1975 

a )  Ge s chäftss tand : 

om Vor jahr 
erblieben 

1238 

5 

1243 

Im Jahre 
e lnge l�ngt " 

2356 ', 

51 

2407 

Zusammen 
zu erledigen 
:gewe sen 

3 5 94 ' 

5 6  

3 6 50 

Vom 1 0  JänD.er 
bis ' 
3 1 0 De zember 
erled igt 

2188 

5 2  

2240 

. . .  ,_ . ' 

Verblieben
: : 

, sind 

1406 " 

4 

1410 

" - . �-.� . .  - .  .- "":=.:._� :.:.:�:: 

.... " 

', , : .. 

, " 

. _ .. . . �. ' . 

'.' 

$', -

" 

�: 

. : :.:  
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ZurUckw�iflungen· "(" §  34 A ba . 1 V"GG ) 

Zu sammen e rledigt 
Im gesamten waren 
zu erled igen 

Voll vers ammlungen I\) "'" _-..-.- ' . •  _ . . .. -:-=--�. ______ . __ . __ _ . _M._'� __ ' ... __ . ______ ." .. _ � 

• 

III-55 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 103 von 108

www.parlament.gv.at



• •  

, 

. . .

. 
Anl a!.eo .B  zu Ab s chn i t t  I Zg l · de s Tät i eke i t sber ichte s d 

1 (1  
!!:ß!:!!!��!!�!!:L,.!!!!.:._�E!!!!��!!!!!�!�;.,.�!!�_��!!�!�=Y!!:.!!!?��!!!!�!!!!!! , .

. . 

!2!2!!_2!!:=Y���!!!!!!S!!��!:!��!�·!:2!_!:!_�2!!:�!!:L!f2!!!� 

1 8  a )  Ar t �  2 1 A& s �  3 wäre durch fo l gende n  Sat z zu �rgHnze n t 
" D 1 a D i e n s tbo he i t g e g e n.Ube r den Be d i e n s t e t e n  be i m  

Verwa l tung sg er i cht sho f wird v o m  Prä s i de n t e n  de s Ve rwa l­
tung sg e r i cht shofe s au s g e üb t .  D i e  D 1 en s tho he 1 t gegentibe r  
den De d i e n s te t e n be im Verfas sung sger i cht shof w i rd vom 
Prä s i de n t e n  de s Ver fas sung s g e r i c h t s ho f e s  au sgeübt . "  

b ) Art " 66 Ab s a  1 hät te zu l auten : 

"Dar Bunde sprä s i dent kann das ihm zu s te he nde Re c ht 
der Erne nnung von Bunde sb6am t e n  be s timmter Ka te g or i e n  

· de n  zu s t ändi g e n  Hi tg l i e dern de r Bunde sre g i e rung , dem 
Präs i denten de s ReChnung s ho fe s ,  dem Prä s i de nten de s 
Verwal tung s g e r i cht s ho fe s  und dem Prä s i de nt e n  de s Ver­
fas sung; sge r i cht s ho fe s tiber trage n o " 

c ) Nach Ar t o  1 3 4  s i nd fo lgende Ar t .  1 3 4 a und 13 4 b e i n-
.

. 
zuftig e n : · 

. 

OfArt o 1 3 lj- a :  Sofern der Bunde s prä s i dent n i c h t  ge .... 

mäß Ar t o  66 Ab s "  1 den Prä s i dent011 de s Ver�V'al tung s- . 
ger i cht sho f e s zur Ernennung der dor t verwende ten Bunde s­
be amten ermäc h t i g t  hat 9 e rna nnt e r  s i e  au f Vo r s c h l ag de s 

. Prä s i denten de s Verwal tung sgeri n h t s hofe s ;  d i e  Amt s t i te l 
verle iht der Bn n de sprä s i dG n t  e b e n f a l l s  auf Vor s chlag de s 
Präsi denten de s Varwal t ung sge r i cht sho fe s .  . 

. 

Art o 1 34 b g  Der Prä s ide n t  de s Verwal tung sger 1 cht s­
ho fe s be l!lOrg t 0 s owe 1 t ni cht ver fas sungsge s e t zl i c h andere s 
bS $ t 1mmt i s t p  d fe Ange legenhe i ten der J u st 1 zve r'Wal tung . 

EX' 1 s t  i ns owe i t  o ber s te s  Verwal tung s org·an und Ub "t dle se 
B® fugn i s ss e. l l em. au s o  18 . . 

.
. . 

.
. ... . . . . . . .... . . .. ' .. . .. . . 

. dl Nach Ar t e  1 35 · ·i st . fo�gender Art. ·  135 � e in��fiigen : . . . . - . . 
UAr t g 135 a :  D i e  Vo l lve r semmlung i s t D i s z i p l inar- . 

'und D i e n s tgeri c ht für d i e  Mi tg l i e de r  de s Verwal tung s-
ger i ch i s ho fe s e · ' . . 

Der Verwa l tung sgerfc ht sho f . ers tatte t nach Schluß . 
j e den Jahre s e ine n von der Vo l lv e r samm lung zu be schl i e­
ßenden Tät 1gke i t s ber i cht . " 
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l ,, § 1 Abl30 :3 ha t zu laute n �  

" FUr die D i s l1 s t po s ten der Sena.t sprä s i de n t e n  und 

Räte s i nd d ie DX'� i a rvors chHige auf Grund e iner vorang e g an­

, genen al lgeme i nen Bewerbung zu e r s ta.tten "  D i e  Au s s chre i bung 

d i e ser Dien s tpo s te n  zur al l geme inen Bewerbung o b l i e g t  dem 

Prä s i denten ; e i e t s t  sbwohl in d as "Am t s b l a t t  zur Wiener 
, � 

Ze i tung tl .a l s  auc h  i n  d i e  fUr am t l i che Kundmachungen be-

s t immtsn Lande s ze ftunge n  au f zunehme n o ov 

2 .. § 4 ha.t zu l aut®n � 

tiDen D i e n s trang � 1 ne s  neu i n  den Verwal tung �ge­

ri chtsho f  berufenen Senat spräs i de n t e n  o der Ra.te s hat der 

Prä s i de nt zu be s t imme n e>  In d i e sem Ver fa..�re n  haben j ene , 
Hi tg l i s dsir d e s VlSifwal tung sger1 chisho fe s p  deren biens trang 
h1 s durch bsrühxot wird (§ j DVG ) , Parte i s t e l lung ,, 1f 

3 "  § 5 hat zu l auten : 
� §  5 0  ( 1 )  Der Prä s i de n t  se t z t  dia Ze i t  s e l n� s  

T1rla.ti.be a s e l b s t  flB B t o Er g ib t  den Ze i tpunkt de s Antr i t t e s  

de s Ur l.ati�e s  und se i ne Dauer dem Bunde sprä s i del?ten und 

dem ��nd® skan z 1 0 �  bekannt d 

( 2 )  Da� and�rsn Mitg l iedern er te i l t der 

Prä s i dent dsn Ur la\Xb o ,�8 

, 4 o § 7  Abs o 2 hat zu laute n : 

"D1 s zi p l lnar- ' un� D i e ns tger i cht i s t d1� Vo l lver­
s8lIlmlung o D i e  ,Di s z i p li nar s trafe der D i e n s tentlas sung darf 
nur verhäng t \\'srOlenp wenn wen i g s t e n s  zwe i Dr i t t e l  der an- " 
we a�nden Mi tg l i e dtSlf de s D i s z i p l i narger i c hte s daftir st 1mmen. 

, . 

, \ 

" 1 

. 
" 

" 

i , 
. .  ! " � I '  : - !  : � ,  .] "  . 

i .� 

• 

r i i: 
'.�, . ,.� 

�" . 

Im übri g e n  ge l tS'D für d i s  D:il, s z i p l i na.rbehandlung von Mi t� " 
' . '·'

. s -
" , 

' .'-; : ': .; . . . '!". 
g l i e de r;n , ds s  Verwal tung sg<ar i cht sho fe s und für deren "unfre i .. 
wi l 1 igs VeX' s e t zung i n  den Ruhe s tand e n t s pre c he nd di e fUr 
Richte r s o n s t ga l tende n gs s e t zl i c hen Vorschr i ften. Der 

' Generalprokurator hat d1� se lbe n Au fgaben wIe im D i s z f p l 1 nar­
verfahre � gegen Rl chter ds s Obe r s ten Gei i cht sho te s . " 

. ' , .  

. ;.�. , ' , ::-

. . , i . I r� ' p 
� ' j t , , ; i' ! '  
t 

" I '  , , " ,  ' , I  
... l-· , '" , , , , ' ., " \0 ! .'. i'; \ 
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5 41  § 9  Ab s o  1 hat zu lau t e n : 
" Zu den Le i tung s ge s c häften gehören ne ben dan s o n s t  

dem Prä s i dente n Uber tragenen Aufgaben d i e  nähere Re ge lung 

de s ·  D1 ens tbe tr l ebe s nach den h i e !Ur ge l te nde n Vor s c hr i f t e n  
. und d i e D i e n s t auf s i cht tiber das ge samte Per s·ona l .  Der ' 
Prl1s1 dellt  hat i n s be s o ndere unter Be dachtna.hme auf e inen 

ordnung sg e mtl.Oen Ge s chäft sgang , d i e  Tage fe st zu s e t zen , an 

den$n die Senate zur Beratung und Verhand lung zu sammen.zu­
tre ten haben ,, 11 

6 "  § 10 Ab s .. 2 ha.t zu lau ten : 
"Der Vo l lversamm lung o b l i e g t , abge s ehen vo n i hrer 

Tät:tgke i t a l s  D i s z1p l i nar- und D i en s tg e r i cht (§ 7 Abs �  2 ) , 
� i e  Be s c hlußfas surtg übe r  

a )  d i e  Dre i ervors chläge für die Ernennung ' von ' Mi t­

g l iede rn (Ar t ..  1 3 4  Abs ..  2 de s Bunde s-Ve r fas sung s­

ge se t ze s )  ; 
b )  d i e  Ge schö f t 8ve� te i lung ( §  1 1 ) ; 
c }  die Ge schä f t s ordnung ( §  1 9 ) ; 

d )  den Tät i gke i t sberi cht ( §  20 ) ; "  

· · ·· 7 0  § l S · hat zu l au t e n : . 
" In D1 en s tre chtsange l e genhe i ten der Ri c hter und 

Be amt en de s Verwa l tung sge r i cht sho fe s i s t ,  sowe i t ni cht a,n­

dera s be s t imm t i s t � ' de r Prä s i de n t  in e r s ter und le t z ter 
In s tan z  zur En t s c he i dung zus tändig .. " 
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